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Vorwort zur neuen Auflage

Seit der ersten Auflage dieses Buchs sind mehr als zehn Jahre vergangen. In dieser 
Zeit hat sich China weiter entwickelt: mit seinen Wachstumsbilanzen und mit der 
Erschließung weiterer Ressourcen, als Teilnehmer am Weltmarkt, als Konkurrent 
um Einfluss in der Welt. Das sind die Gesichtspunkte, die in der globalen Staaten-
konkurrenz zählen. Kein Wunder also, dass viel über China berichtet und ebenso 
viel gestritten wird. 

Schön, dass nun eine ergänzte 4. Auflage zustande kommt. Denn dieses Buch hat 
sich immerhin zum Ziel gesetzt, das heutige China, das sich nach Maos Tod öko-
nomisch zum Kapitalismus gewendet hat und damit ungemein erfolgreich ist, 
ökonomisch und politisch in seinen wesentlichen Zügen zu erklären. Trotz al-
ler Veränderungen, die zu konstatieren sind, braucht die prinzipielle Analyse des 
Landes, wie sie 2009 vorgelegt wurde, nicht korrigiert zu werden. 

Sie enthält unter anderem Antworten auf Fragen, die in aktuellen Diskussionen 
immer wieder aufkommen:

• 	 Was sind die Gründe für den Aufstieg dieses Landes, der in dieser Form von 
den westlichen Welt- und Großmächten weder erwartet noch gewollt wurde?

• 	 Wo liegen Unterschiede zur Sowjetunion und deren Niedergang unter und 
nach Gorbatschow? 

• 	 Warum ist der chinesische Sozialismus gescheitert? Oder ist das gegenwär-
tige China ganz im Gegenteil der erste erfolgreiche Sozialismus der Mensch-
heitsgeschichte?

• 	 Wieso ist China gelungen, was viele Entwicklungsländer angestrebt haben? 
Wieso ist ausgerechnet China die Entwicklung vom ehemals (halb)koloni-
alen Land zur industrialisierten und technologischen Großmacht gelungen? 

• 	 Ist das moderne China ein besonders „böser“ Fall von kapitalistischer Aus-
beutung samt repressivem Staat? Oder steht China für eine neue, friedliche 
Variante einer kapitalistischen Großmacht?
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Einleitend sollen einige nötige Ergänzungen und Fortschritte festgehalten wer-
den: zur Ökonomie Chinas (Entwicklung der Produktivkräfte, Binnenmarkt, 
Löhne und Sozialversicherungen, Sozialkreditsystem, Exkurs zur chinesischen 
Corona-Politik) wie zu seiner Außenpolitik (Neue Seidenstraße, Aufrüstung, 
Streit um die Inseln im südostasiatischen Meer). 

Es folgen ein paar Überlegungen zur Darstellung Chinas in den deutschen Me-
dien, die in den letzten Jahren immer mehr den Charakter eines Feindbildes an-
genommen hat. 

Im Übrigen wurden die Teile Teile „1: Der Sozialismus in der Volksrepublik Chi-
na“ und „2: Der Kapitalismus in der Volksrepublik China“ unverändert übernom-
men.
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China – Stand 2020

China verfügt heute – mehr als 40 Jahre nach Beginn seiner Öffnungspolitik, die 
noch von Mao Zedong eingeleitet und von Deng Xiao Ping mit einer neuen Ziel-
setzung versehen wurde – über enormen materiellen Reichtum, über Produkti-
onskapazitäten in allen wesentlichen Zweigen, über weit entwickelte Produktiv-
kräfte und über den größten Devisenschatz aller Zeiten. 

Einige seiner Provinzen sind bereits mit weltweit modernster Infrastruktur aus-
gestattet. 80 % der chinesischen Städte über 200.000 Einwohner sind mit Hoch-
geschwindigkeitszügen verbunden. Das Land ist inzwischen in der Lage, Groß-
projekte autonom und schnell durchzuführen. Exemplarisch steht dafür der 
neue, letztlich für 72 Millionen Passagiere ausgelegte Groß-Flughafen in Beijing 
Daxing, dessen Planung 2013 begann und der 2019 bereits eröffnet wurde. Chi-
na treibt seine Energieversorgung mit regenerativen Energien (inzwischen 26,5 
% der Stromerzeugung) und 47 Atomkraftwerken (3,5 % der Stromerzeugung) 
schnell voran. Es ist die größte Schiffsbau-Nation der Welt, verfügt über moderne 
Chemie-Standorte, eine Raumfahrttechnik, die gerade eine unbemannte Mond-
landung zustandegebracht hat. 

Über Jahre hinweg hieß es, dass die Volksrepublik das „beeindruckende Tempo“ 
ihrer Entwicklung nur mit Hilfe von Industriespionage und der Erpressung von 
Technologie-Transfer vorantreiben könne. Heute konstatieren zumindest die dif-
ferenzierteren Stimmen, dass chinesische Wissenschaftler wie Unternehmen bei 
wissenschaftlichen Veröffentlichungen und Patentanmeldungen ganz vorne mit-
mischen: 2017 kamen der National Science Foundation zufolge aus China mehr 
wissenschaftliche Veröffentlichungen als aus jedem anderen Land der Welt; der 
chinesische Konzern Huawei belegte bereits dreimal den Spitzenplatz der globa-
len Rangliste der Weltorganisation für geistiges Eigentum, und beim Europäi-
schen Patentamt liegt er ebenfalls vorn.1

1	 Frank Sieren, Zukunft? China! (3. Auflage 2018) Kapitel 2.
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A. Ökonomie – Produktivkräfte für den Sozialismus?

Chinas Kommunistische Partei stellt ihre Wirtschaftspolitik2 angesichts unüber-
sehbarer sozialer Härten und ökologischer Zerstörung gerne als lästigen, aber 
nötigen „Umweg“ auf dem Weg zu einer sozialistischen Gesellschaft dar. Statt 
weiter den Irrwegen des maoistischen „Armutskommunismus“ zu folgen, sollen 
mit „kapitalistischen Methoden“ die Produktivkräfte entwickelt und ausreichend 
materielle Mittel erzeugt werden,3 um dann erstmals eine wirklich sozialistische 
Gesellschaft starten zu können. 

Nehmen wir für einen Moment an, diese staatliche Selbstdarstellung sei wahr. 
Dann sähe die Geschichte der letzten vier Jahrzehnte ungefähr so aus: Die unge-
mein harten Arbeitsbedingungen in den Fabriken und an den Baustellen, die Le-
bensmittelskandale chinesischer Unternehmen, die offenbar beschleunigt „reich“ 
werden wollten und dafür die Vergiftung ihrer kleinen und großen Mitbürger 
in Kauf genommen haben, die gewaltsamen Enteignungen chinesischer Bauern 
durch lokale Behörden, die Gewerbegebiete ausweisen wollten, die Zerstörung 
von Luft, Land und Flüssen als Mittel einer profitablen Produktion – all das wäre 
die etwas „dornige“ Art und Weise, mit der letztlich „Gutes“ erreicht werden soll. 
Dieses Ziel wäre nun erreicht! Chinesische Arbeiter_innen hätten sich lange ge-
nug abgeschuftet im Dienst an der Produktion billiger T-Shirts und teurer I-Pho-
nes. Sie hätten ihrem Land damit die erwünschten Mittel und Produktivkräfte 
verschafft und könnten ab jetzt die Früchte dieser Jahre genießen …

2	 Ausführlich wird der Umbau der ehemals sozialistischen Wirtschaft der Volksrepublik zu 
einer kapitalistischen in den Kapiteln 1 bis 8 von Teil 2 erläutert: Die „neue Linie“ ist ein 
neues System / Privatisierung der Landwirtschaft / Öffnung und Sonderwirtschaftszonen: 
Auslandskapital als Entwicklungshelfer / Staatsbetriebe werden privatisiert, neue private 
Unternehmen entstehen / Chinas neue freie Lohnarbeiter / Banken und Börsen; nationaler 
Haushalt und Geld / Chinas neue Kapitalistenklasse / Die Widersprüche des „kapitalisti-
schen Experiments“ – das Jahr 1989.

3	 Vgl. 326 ff. Diese Selbstdarstellung wird ihr von einigen Linken, die nach einem Hoffnungs-
träger in der „alternativlos“ kapitalistischen Welt Ausschau halten, tatsächlich noch ziem-
lich kritiklos abgenommen. Ein aktuelles Beispiel stellt Marcel Kunzmann: Theorie, System 
& Praxis des Sozialismus in China (2018) dar. Aber auch andere China-Beobachter aus dem 
linken Lager, die das heutige China etwas skeptischer als „Staatskapitalismus“ beurteilen, 
halten an der Vorstellung, das sei lediglich die Vorstufe zu einem Übergang, der von der 
chinesischen KP angekündigt sei und irgendwann auch kommen werde, fest (vgl. Wolfram 
Adolphi, Chinas Weg – eine Menschheitsfrage in: Marxistische Blätter 6/2020 „Wege zum 
Sozialismus“, S. 68 ff.).
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Weltweit führende Produktionsmacht!

Ihre eigene Darstellung dementiert allerdings vor allem die chinesische Führung 
selbst. Gegen das eventuelle Missverständnis, dass sie den Weg zur ersehnten 
„sozialistischen Gesellschaft“ in etwa so gemeint habe – einige Jahrzehnte harter 
Arbeit und danach endlich sichere, auskömmliche und behagliche Lebensver-
hältnisse für alle –, setzt sie regelrecht programmatisch ihre nächste mittel- und 
langfristige Zielbestimmung: „Der chinesische Staatsrat kündigte im Mai 2015 
,Made in China 2025‘ als nationale Initiative zur Verbesserung der verarbeitenden 
Industrie an – zunächst bis 2025 und dann bis 2035 und 2049. Das letztendliche 
Ziel ist die Umwandlung Chinas in eine weltweit führende Produktionsmacht.“4

Weltweit führende Produktionsmacht zu werden – das ist das Ziel, das Chinas 
Kommunisten sich selbst setzen. Das nimmt an etwas anderem Maß als an einer 
guten Versorgung und einem angenehmen Leben der eigenen Bevölkerung. We-
niger Arbeit, weniger Stress, mehr Lebenssicherheit und mehr Genuss werden 
nicht angekündigt. Dauernde Sorgen um den Arbeitsplatz und das nötige Geld, 
um die Gesundheit angesichts der Belastungen an Arbeitsplätzen und im sonsti-
gen Leben mit Lärm, Luftverschmutzung und schädlichen Lebensmitteln gehören 
auch im heutigen China einfach dazu – ein qualitativer Unterschied zum Leben in 
den westlichen kapitalistischen Staaten ist nicht zu erkennen. Die regierungs-of-
fizielle Zielvorgabe in dieser Frage sieht vor, dass das Volk sich an Arbeitsplätzen 
aller Art, deren Zweck sich daran bemisst, dass an ihnen Geld produziert wird, ein 
Leben lang um „bescheidenen Wohlstand“ mühen darf (Original-Ton der KP). 
Angesichts dessen, wie es im Rest der Welt aussieht, hat das in der Tat schon fast 
den Charakter einer Verheißung. Aber eben auch nur angesichts dessen. 

Die staatliche Zielbestimmung zielt im Kern jedenfalls auf anderes: In ihr geht es 
programmatisch um die internationale Konkurrenz kapitalistischer Staaten. Da-
rin will die Volksrepublik China eine führende Rolle einnehmen – auf allen Fel-
dern, die dazugehören, von der Technologieführerschaft bis hin zur Konkurrenz 
der Militärmächte und der dafür nötigen Aufrüstung. 

„Made in China 2025“ zeigt den Stand des bisher Erreichten und Zielsetzung für 
die nächsten Jahre an. Dieses Programm baut darauf auf, dass die Volksrepublik 
in den letzten Jahrzehnten bereits sehr weit damit vorangekommen ist, sich selbst 

4	 UK Trade & Investment: Made in China 2025; https://www.mta.org.uk/system/files/resour-
ce/downloads/Made%20in%20China%202025%20Booklet%20One.pdf
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international konkurrenzfähige Unternehmen zu verschaffen, sprich: die Abhän-
gigkeit von ausländischem Kapital zu verringern.5 Es zeigt zudem, dass der chine-
sische Staat eine aktive und zielgerichtete nationale Industriepolitik betreibt, auch 
wenn inzwischen 50 % seiner Unternehmen keine Staatsunternehmen mehr sind. 
Einige Beispiele – ohne Anspruch auf Vollständigkeit:

• 	 Die staatliche Förderung von 15 Megaprojekten im Bereich von KI (Künst-
licher Intelligenz) im 13. Fünfjahresplan, der Einbezug von Unternehmens-
vertretern aus diesem Bereich in die zahlenmäßig kleine, aber einflussreiche 
Politische Konsultativkonferenz des Volkskongresses, der staatlich initiierte 
Aufbau von 8.000 Gründerzentren.6

• 	 Der Aufbau des größten E-Auto-Markts der Welt durch Interventionen der 
chinesischen Regierung: jährlich steigende Quote für reine Elektro- und 
Hybridautos (2019); Ende der Zulassung reiner Verbrennungsmotoren für 
2035 angekündigt;7 Umrüstung auf E-Bus-Flotten, wie bspw. in Shenzen, 
wo 16.000 E-Busse fahren. Chinesische Autohersteller wie Baic und Geely 
erobern durch den Umstieg auf E-Mobilität inzwischen rasch wachsende 
Marktanteile in China, viele westliche Autohersteller (Buick, Chevrolet, Ford, 
Citroen, Peugeot, Fiat) verlieren dagegen oder sind bereits ausgestiegen. Um-
gekehrt wollen Chinas Autokonzerne mit ihren E-Modellen nun auf den eu-
ropäischen Markt; Batterien für E-Autos muss die deutsche Autoindustrie 
aus Südkorea oder China beziehen.   

• 	 Der Aufbau einer konkurrenzfähigen Flugzeugproduktion in China: Comac 
(Commercial Aircraft Corporation of China) arbeitet seit einigen Jahren da-
ran, die bisher mit Boeing- und Airbus-Modellen ausgerüsteten chinesischen 
Fluglinien mit „heimischen“ Flugzeugen versorgen zu können. Obwohl noch 
nicht fertig, liegen bereits 815 Bestellungen von chinesischen Airlines vor.  

Diese und ähnliche Interventionen der chinesischen Staatsführung in ihre Wirt-

5	 Die von den USA geführten Handelskriege haben die Volksrepublik in dieser Strategie be-
stärkt. Auf dem Nationalen Volkskongress im März 2021 wurde das Ziel technologischer 
Unabhängigkeit vom Westen (Halbleiter-Technik, Umwelttechnologie) als wesentlicher 
Bestandteil des neuen 5-Jahres-Plans bekräftigt. https://srv.deutschlandradio.de/dlf-audio-
thek-audio-teilen.3265.de.html?mdm:audio_id=906155 

6	 Sieren 2018: 66 ff.
7	 https://www.heise.de/news/China-rettet-die-Autobauer-Keine-neuen-Verbrenner-mehr-

nach-2035-4913526.html „Bundeskanzlerin Merkel musste im Sommer 2017 bei Präsident 
Xi ein gutes Wort für die rückständige deutsche Industrie einlegen: ,Ich kann nur hoffen, 
dass, auch gerade mit Blick auf die asiatischen Märkte, die deutsche Automobilindustrie den 
Anschluss nicht verliert‘, sagte sie danach ungewohnt deutlich.“ (Sieren 2018: 116).
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schaft werden der Volksrepublik von westlichen Politikern gerne als unlautere 
Eingriffe in den Wettbewerb zum Vorwurf gemacht; sie vergessen dabei gerne, 
welche Rolle auch in ihren Ländern staatliche (Kredit-)Hilfen bzw. Staatsunter-
nehmen beim Aufbau konkurrenzfähiger Global Player gespielt haben und auch 
heute noch spielen (Volkswagen, Airbus, die Energiewirtschaft mit Atomkraft-
werken wie alternativen Energien, Landwirtschaft, E-Mobilität, „Industrie 4.0“ 
– um nur einige deutsche Projekte zu nennen, die mit staatlicher Beteiligung, 
Staatssubventionen oder -krediten gegründet, reguliert oder gefördert werden).8 
Umgekehrt gelten Chinas Staatseingriffe aus linker Perspektive als Anhaltspunkte 
dafür, dass China doch noch immer eine Art „Planwirtschaft“ sei – was einfach 
weglässt, welchem Ziel diese Eingriffe dienen. Es geht um den Aufbau von Unter-
nehmen, die in der Weltmarktkonkurrenz erfolgreich abschneiden sollen – das 
ist das Unterfangen, bei dem die Volksrepublik erfolgreich sein will und das ihre 
Führung daher umsichtig und „planmäßig“ angeht. 

Dass solche staatlichen Interventionen in den kapitalistisch erfolgreichen westli-
chen Staaten zumindest in der Zeit vor „Corona“ nicht die gleiche Rolle wie in Chi-
na spielen, sondern in den letzten Jahren eher eine Tendenz zur Privatisierung von 
Staatsunternehmen vorherrscht, liegt vor allem am zeitlichen Vorsprung, den diese 
Länder beim Aufbau ihres nationalen Kapitalismus haben. Es wird eine interes-
sante Frage sein, ob die dazu passende ideologische Vorstellung vom Vorteil einer 
allumfassenden Liberalisierung (Stichwort: Neoliberalismus) angesichts der nach 
vorne stürmenden chinesischen Konkurrenz ihre besten Zeiten hinter sich hat …      

„Auf die eigenen Kräfte bauen“ 2.0

Gerade weil chinesische Unternehmen auf dem Weltmarkt erfolgreich agieren sol-
len, will Chinas Führung das Land ein Stück weit weniger erpressbar machen und 
baut seinen Binnenmarkt weiter aus. Die Unternehmen sollen nicht alternativlos 
angewiesen sein auf internationale Zulieferer und Absatzmärkte, gerade angesichts 
dessen, dass USA und EU dem Land mit Importzöllen, exklusiven Handelsabkom-
men und zuletzt unberechenbaren Sanktionen immer mehr Hemmnisse in den 
Weg legen. Dieses Programm beinhaltet die gerade vorgestellten industriepoliti-
schen Offensiven ebenso wie die staatliche Förderung alternativer Energieerzeu-
gung, mit der die Abhängigkeit von Öl- und Gasimporten vermindert werden soll.

8	 Das Projekt „China 2025“ gilt übrigens als Kopie der deutschen Regierungsinitiative „In-
dustrie 4.0“.
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Chinesische Atomkraftwerke

Die Verfügung über zuverlässige Energiequellen zu sichern, gehört zu den 
elementaren Aufgaben jedes Staats, der seine Wirtschaft kapitalistisch erfolg-
reich machen und dafür die Abhängigkeit von Lieferstaaten minimieren will, 
die möglicherweise von seinen Konkurrenten/Gegnern unter Druck gesetzt 
werden. Darüber hinaus zielt kapitalistische Energiepolitik darauf ab, den 
Unternehmen möglichst billig möglichst viel Energie als Bedingung für eine 
möglichst umfangreiche Automatisierung und Digitalisierung ihrer Konkur-
renzanstrengungen zur Verfügung zu stellen. Atomkraftwerken sind – insbe-
sondere mit Blick auf Entsorgung und Endlager – nicht unbedingt kostengüns-
tig, aber sie stehen ganz und gar unter der eigenen Regie. Die Gefährlichkeit 
dieser Art der Stromerzeugung fällt in den staatlichen Kalkulationen deshalb 
mit schöner Regelmäßigkeit unter den Tisch. Auch China hat sich – sogar nach 
dem Reaktorunfall Fukushima in seiner unmittelbaren Nachbarschaft und 
einigen Erdbebenkatastrophen im eigenen Land! – für den weiteren Ausbau 
seiner AKWs entschieden: 47 Atommeiler sind bereits in Betrieb, weitere sol-
len gebaut werden. Gibt es Protest dagegen? Durchaus. „Wenn die Anwohner 
definitiv gegen ein Projekt sind, dann kippen wir es“, lässt sich ein Beamter 
der obersten Energiebehörde NEA zitieren.(https://www.ausgestrahlt.de/in-
formieren/atomkraft-in-anderen-laendern/atomkraft-china/). Zwei wichtige 
Bauvorhaben (eine Wiederaufbereitungsanlage in der Nähe von Shanghai und 
eine Brennelementefabrik in der Provinz Guangdong) wurden nach örtlichen 
Protesten zurückgezogen.
  
Regenerative Energien

„Allerdings lässt die Entwicklungs- und Reformkommission auch Sonne, 
Wind und Wasser in Rekordgeschwindigkeit ausbauen. Im Jahr 2015 hat sie 
110 Milliarden Euro in erneuerbare Energien gesteckt, bis 2020 sind Ausgaben 
in Höhe von 350 Milliarden Euro geplant. Insgesamt sollen dann Windkraft- 
und Solaranlagen mit einer Kapazität von 320 bis 400 Gigawatt am Netz sein 
plus mindestens 340 Gigawatt Wasserkraft. Spitzenreiter soll die Kohle bleiben, 
mit 1.100 Gigawatt. Atomkraft hingegen kommt dem Plan zufolge trotz aller 
Neubauprojekte nur auf 58 Gigawatt.“1 

Der Ausbau der chinesischen Energie-Infrastruktur bietet auch ausländi-

1	 (https://www.ausgestrahlt.de/informieren/atomkraft-in-anderen-laendern/atomkraft- 
china/).
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Zur Stärkung des Binnenmarkts gehört aus Sicht der Regierung in Beijing auch ihr 
riesiges, teilweise kapitalistisch noch nicht erschlossenes Land, das sie als „stille 
Reserve“ weiterer Expansion und Akkumulation ausgemacht hat. Mit kostspieli-
gen und technisch aufwendigen (China besteht zu 33 % aus Gebirgen, zu 21 % aus 
Wüsten) Infrastruktur-Maßnahmen werden bisher schwer zugängliche Regionen
mit Straßen und Eisenbahnen erschlossen.9 Im Unterschied zu den meisten kapi-
talistischen Nationen, in denen ganze Landesteile mit ihren Dörfern und kleine-
ren Städten veröden und irgendwann auch mehr oder weniger „abgeschrieben“ 

9	 Die chinesischen Eisenbahnen verfügen inzwischen über 130.000 Schienenkilometer; das 
ist der zweitgrößte Wert hinter den USA (293.000 km) und vor Russland (87.000). Der An-
teil der Bahn an der Personenbeförderung stieg von 2013 bis 2018 von 30 auf 60 %. https://
www.gtai.de/gtai-de/trade/branchen/branchenbericht/china/china-treibt-eisenbahnbau-
voran-22996 

schen Investoren Möglichkeiten – es ist durchaus nicht so, dass China gänz-
lich auf nützliche Kapitalimporte verzichten will: „Mittlerweile ist China die 
zweitgrößte Volkswirtschaft der Welt. Führend dagegen zeigt sich China in 
puncto erneuerbare Energien. Kein Land der Erde investiert mehr Geld in den 
Ausbau sauberer Energien. (…) Der chinesische Markt für die Energieinfra-
struktur entwickelt sich sehr dynamisch. Digitalisierung und Automatisierung 
sowie die ambitionierte politische Flankierung eröffnen Chancen für den Ein-
satz neuer Technologien und forcieren Investitionen in den Ausbau und die 
Modernisierung des bestehenden Systems. Chancen bestehen zum Beispiel 
in der digitalen Nachrüstung und Vernetzung bestehender Anlagen. Techno-
logien der Datenerfassungs- und Diagnosesysteme können dabei helfen, die 
Betriebseffizienz chinesischer Anlagen zu erhöhen. Zugangsmöglichkeiten er-
geben sich vor allem in Kooperationen mit chinesischen Anbietern. Dies gilt 
sowohl für den lokalen Markt als auch die Zusammenarbeit auf Drittmärk-
ten. Kooperationen, zum Beispiel in Form von Joint Ventures, Lizenzverein-
barungen oder Vertriebspartnerschaften bieten sich insbesondere deshalb als 
geeignetes Markteintrittsvehikel an, da der Energiemarkt sehr stark von Staats-
unternehmen geprägt ist. Gerade hier kann die Zusammenarbeit mit chinesi-
schen Partnern, welche in der Regel einen besseren und vereinfachten Zugang 
zu Staatsunternehmen vorweisen, von Vorteil sein. Deutsche Unternehmen 
haben in Chinas staatlich dominierten Energiesektor vor allem als Lieferanten 
von Anlagen und Komponenten eine Chance.“2 

2	 (https://www.german-energy solutions.de/GES/Redaktion/DE/Veranstaltungen/In-
tern/2021/Geschaeftsreisen/gr-china-guangzhou.html).
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werden, hat die chinesische Zentralregierung (noch) das Ziel, das gesamte Terri-
torium, das ihrer Verfügungsgewalt untersteht, kapitalistisch „in Wert“ zu setzen. 
Mit massiven staatlichen Subventionen nach dem Modell der einstigen Sonder-
wirtschaftszonen werden deshalb Kapitalanlagen in allen Landesteilen gefördert.

Zu diesen Maßnahmen gehört auch ein neuer Umgang mit den Bauern. Von ih-
nen gibt es noch etwa 200 Millionen, die allerdings immer schlechter von ihrem 
Land leben können. Die kleinen Bauern sind der Konkurrenz der inzwischen 
auch in China existierenden Agrarkapitale nicht gewachsen; die Regierung selbst 
unterstützt den Prozess, durch größere Betriebsflächen den Einsatz von Land-
maschinen zu ermöglichen und so die Produktivität ihrer Landwirtschaft zu 
steigern. Die bisherige intensive kleinbäuerliche Landwirtschaft gilt zudem als 
ökologisch nicht sinnvoll, da sie gemäß den Bedingungen kapitalistischer Preis-
konkurrenz extrem viel Kunstdünger und Pestizide einsetzt. Den damit absehbar 
überflüssigen Kleinbauern, insbesondere der jungen Generation, werden Aus-
bildungsangebote gemacht. Mit einer massiven staatlichen Förderung sozialen 
Wohnungsbaus werden Umsiedlungen vom Land in die Städte vorangetrieben. 

Staatliche Armutsbekämpfung – das deutsche Fernsehen berichtetStaatliche Armutsbekämpfung – das deutsche Fernsehen berichtet

„Fließend Wasser gibt es bei Li Mingxing nicht. Er und seine Familie haben „Fließend Wasser gibt es bei Li Mingxing nicht. Er und seine Familie haben 
nur das Nötigste zum Leben. nur das Nötigste zum Leben. 

Kartoffeln und Mais baut der 23-jährige Li auf den kleinen Feldern in den Kartoffeln und Mais baut der 23-jährige Li auf den kleinen Feldern in den 
Hügeln an. Die Mingxings im Westen Chinas gehören zu den über 16 Mio. Hügeln an. Die Mingxings im Westen Chinas gehören zu den über 16 Mio. 
Chinesen in absoluter Armut. Doch Li Mingxing soll es einmal besser gehen Chinesen in absoluter Armut. Doch Li Mingxing soll es einmal besser gehen 
als seinen Eltern. Darum macht er nun eine Ausbildung zum Nudelsuppen-als seinen Eltern. Darum macht er nun eine Ausbildung zum Nudelsuppen-
Koch. Heute kümmert er sich um die Brühe für die Suppe. Später soll er lernen, Koch. Heute kümmert er sich um die Brühe für die Suppe. Später soll er lernen, 
die landestypischen Bandnudeln herzustellen. „Der Dorfvorsteher hat mir von die landestypischen Bandnudeln herzustellen. „Der Dorfvorsteher hat mir von 
dem Ausbildungsprogramm erzählt. Ich wollte mitmachen, weil meine Familie dem Ausbildungsprogramm erzählt. Ich wollte mitmachen, weil meine Familie 
arm ist und ich hier in der Ausbildung was lerne und verdiene. Ich gebe jetzt arm ist und ich hier in der Ausbildung was lerne und verdiene. Ich gebe jetzt 
meinen Eltern etwas Geld.“ meinen Eltern etwas Geld.“ 

Das Nudelsuppen-Programm ist Teil eines großen Planes. 15.000 junge Das Nudelsuppen-Programm ist Teil eines großen Planes. 15.000 junge 
Menschen will die Provinz-Regierung allein in diesem Jahr ausgebildet und Menschen will die Provinz-Regierung allein in diesem Jahr ausgebildet und 
somit aus der Armut geholt haben. Armutsbekämpfung hat derzeit in China somit aus der Armut geholt haben. Armutsbekämpfung hat derzeit in China 
ganz hohe Priorität. Die Abendnachrichten des staatlichen Fernsehens berich-ganz hohe Priorität. Die Abendnachrichten des staatlichen Fernsehens berich-
ten regelmäßig von Xi Jinpings Überprüfungs-Besuchen. Bis 2020 will der Par-ten regelmäßig von Xi Jinpings Überprüfungs-Besuchen. Bis 2020 will der Par-
tei- und Staatsführer alle von der Armut befreit haben. Nicht ganz uneigennüt-tei- und Staatsführer alle von der Armut befreit haben. Nicht ganz uneigennüt-



A. Ökonomie – Produktivkräfte für den Sozialismus ?A. Ökonomie – Produktivkräfte für den Sozialismus ? · XI

zig: Bisher hat stetig wachsender Wohlstand der Bevölkerung der Führung ihre zig: Bisher hat stetig wachsender Wohlstand der Bevölkerung der Führung ihre 
Macht gesichert. Gibt es genügend Essen und Kleidung, fragt er bei jedem dieser Macht gesichert. Gibt es genügend Essen und Kleidung, fragt er bei jedem dieser 
Besuche. Ja, antworten die lokalen Beamten. Ihre Bezahlung ist an den Erfolg der Besuche. Ja, antworten die lokalen Beamten. Ihre Bezahlung ist an den Erfolg der 
Programme geknüpft – so wurde es in der Zentralregierung beschlossen. Programme geknüpft – so wurde es in der Zentralregierung beschlossen. 

775.000 Offizielle wurden demnach zur Armutsbekämpfung in abgelegene Re-775.000 Offizielle wurden demnach zur Armutsbekämpfung in abgelegene Re-
gionen geschickt. Auch zu Li Mingxing, dem angehenden Nudelsuppen-Koch. gionen geschickt. Auch zu Li Mingxing, dem angehenden Nudelsuppen-Koch. 
Wachsen die Kartoffeln bei Ihnen?, fragt der Parteisektretär. Li Mingxing tischt Wachsen die Kartoffeln bei Ihnen?, fragt der Parteisektretär. Li Mingxing tischt 
die eigene Ernte auf. Nicht nur wenn das deutsche Fernsehen da ist, auch sonst die eigene Ernte auf. Nicht nur wenn das deutsche Fernsehen da ist, auch sonst 
sind Tür-zu-Tür-Besuche Teil des Programms. Niemand soll bei der Armutsbe-sind Tür-zu-Tür-Besuche Teil des Programms. Niemand soll bei der Armutsbe-
kämpfung übersehen werden. kämpfung übersehen werden. 

Den Kampf gegen Armut führt die Kommunistische Partei auch mit Beton. Den Kampf gegen Armut führt die Kommunistische Partei auch mit Beton. 
Überall im Land lässt sie solche Wohnblöcke bauen. Siedelt rund 11 Millionen Überall im Land lässt sie solche Wohnblöcke bauen. Siedelt rund 11 Millionen 
Menschen um, aus Dörfern in Städte. Hier in Shi Cheng ist Herr Liu zuständig. Menschen um, aus Dörfern in Städte. Hier in Shi Cheng ist Herr Liu zuständig. 
Mehr als 600 Familien hat er aus dem Hinterland umgesiedelt. „Unser Ziel ist es, Mehr als 600 Familien hat er aus dem Hinterland umgesiedelt. „Unser Ziel ist es, 
sie aus der Armut zu holen“, erklärt Liu Bi Ying vom Amt für Armutsbekämpfung. sie aus der Armut zu holen“, erklärt Liu Bi Ying vom Amt für Armutsbekämpfung. 
„Es einfacher für sie zu machen, zum Arzt zu gehen, zur Arbeit oder zur Schule. „Es einfacher für sie zu machen, zum Arzt zu gehen, zur Arbeit oder zur Schule. 
Zu verhindern, dass sich Armut von Generation zu Generation vererbt. Und da-Zu verhindern, dass sich Armut von Generation zu Generation vererbt. Und da-
für zu sorgen, dass sie Wohlstand erlangen.“ für zu sorgen, dass sie Wohlstand erlangen.“ 

Lei Wei Xiu hat daher nun Einbauküche, zwei Zimmer und Balkon. Und dank Lei Wei Xiu hat daher nun Einbauküche, zwei Zimmer und Balkon. Und dank 
massiver Subventionen von der Zentralregierung in Peking und der Provinz alles massiver Subventionen von der Zentralregierung in Peking und der Provinz alles 
für einen Kaufpreis von umgerechnet nur 1.300 Euro. Das Geld haben ihr Ver-für einen Kaufpreis von umgerechnet nur 1.300 Euro. Das Geld haben ihr Ver-
wandte geliehen. „Vorher in den Bergen habe ich Gemüse angebaut und Feuer-wandte geliehen. „Vorher in den Bergen habe ich Gemüse angebaut und Feuer-
holz geschlagen, Geld brauchte ich gar nicht. In der Stadt zu leben heißt aber Aus-holz geschlagen, Geld brauchte ich gar nicht. In der Stadt zu leben heißt aber Aus-
gaben für Gas und anderes. Da steigen die Lebenshaltungskosten.“ Geld verdient gaben für Gas und anderes. Da steigen die Lebenshaltungskosten.“ Geld verdient 
Lei Wei Xiu jetzt in dieser Textilfabrik – von der Partei vermittelt. Wie glücklich Lei Wei Xiu jetzt in dieser Textilfabrik – von der Partei vermittelt. Wie glücklich 
sie über die Umsiedlung ist? Offen sprechen kann sie nicht. Interviews gibt es nur sie über die Umsiedlung ist? Offen sprechen kann sie nicht. Interviews gibt es nur 
unter Aufsicht. „Manchmal vermisse ich die Vergangenheit, ich hänge da noch unter Aufsicht. „Manchmal vermisse ich die Vergangenheit, ich hänge da noch 
dran. Aber jetzt ist mein Leben hier besser. Ich muss mich erst noch daran ge-dran. Aber jetzt ist mein Leben hier besser. Ich muss mich erst noch daran ge-
wöhnen. Mich umzustellen dauert etwas.“wöhnen. Mich umzustellen dauert etwas.“11  
    Es handelt sich offensichtlich um ein Programm, das gemessen an allen hie-    Es handelt sich offensichtlich um ein Programm, das gemessen an allen hie-
sigen Maßstäben (Armutsbekämpfung, aktive Arbeitsmarktpolitik, Integration, sigen Maßstäben (Armutsbekämpfung, aktive Arbeitsmarktpolitik, Integration, 
sozialer Wohnungsbau, Teilhabe an sozialen Leistungen sichern …) eine ganze sozialer Wohnungsbau, Teilhabe an sozialen Leistungen sichern …) eine ganze 
Menge leistet. Das wird auch durchaus informativ dargestellt – darin ist dieser Menge leistet. Das wird auch durchaus informativ dargestellt – darin ist dieser 
Bericht eine Seltenheit! Andererseits darf China natürlich nicht zuviel zugutege-Bericht eine Seltenheit! Andererseits darf China natürlich nicht zuviel zugutege-
halten werden. Im Unterschied zur deutschen Sozialpolitik passiert all das näm-halten werden. Im Unterschied zur deutschen Sozialpolitik passiert all das näm-
lich nicht selbstlos: „Bisher hat stetig wachsender Wohlstand der Bevölkerung der lich nicht selbstlos: „Bisher hat stetig wachsender Wohlstand der Bevölkerung der 
1   	 Weltspiegel 15.12.2019, https://www.daserste.de/information/politik-weltgeschehen/weltspie-

gel/sendung/china-armut-abgeschafft-100.html
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Ideologisch rechnet sich Chinas KP den inzwischen fast vollständigen Einbezug 
des Volks in die kapitalistische Lohnarbeit als „erfolgreiche Armutsbekämpfung“ 
an. Während 1978 noch rund 700 Millionen chinesische Menschen arm waren 
– zugrunde gelegt ist die Armutsdefinition der Weltbank, nach der „absolute Ar-
mut“ dann vorliegt, wenn ein Mensch über weniger als 1,90 US-Dollar pro Tag 
verfügt –, waren es 2012 noch 98,5 Millionen. Bis 2021, dem 100. Geburtstag der 
Kommunistischen Partei, soll diese Zahl auf null gedrückt werden; so strebt es 
jedenfalls das seit 2013 laufende Regierungsprogramm an, für das (s. o.) viel ge-
tan wird.

Es ist gut vorstellbar, dass eine solche Staatsaktion alles Mögliche an Ignoranz 
gegenüber den Bedürfnissen der zu befreienden „Armen“, bürokratischer Idiotie 
und dazu ein gehöriges Maß an Erpressung aufbringt – gerade wenn sie auch 
noch mit dem Gedanken, dass zu einem nationalen Feiertag zumindest symbo-
lisch alles bewältigt sein soll, antritt.

Allerdings: Gemessen an den Maßstäben dieser kapitalistisch verfassten Welt 
ist der Umbau Chinas zu einer modernen Industrienation mit „bescheidenem 
Wohlstand“ und einer urbanen Gesellschaft ohne Massenelend, städtische Slums 
und relevante Bevölkerungsteile, die in „absoluter Armut“ verharren, selbstver-
ständlich eine durchaus bemerkenswerte Leistung. 

Kein anderes „Entwicklungsland“, kein „Hinterhof “ der westlichen Staaten hat 
staatliche Anstrengungen dieser Art aufzuweisen, und die Fortschritte bei den 
UN-Millenniumszielen zur Beseitigung absoluter Armut auf der Welt leben fast 
ausschließlich von den in China erzielten. Und erinnern wir uns einmal einen 
Augenblick an den deutschen Planeten. Hier heißt es seit den Hartz-Reformen 
„Sozial ist, was Arbeit schafft.“ – was jede Menge Druck, Sanktionen mit exis-
tenziellen Bedrohungen und gesellschaftliche Ächtung gegen die mehr als sieben 
Millionen „Hartzis“ einschließt, die dauerhaft ohne Tafeln und Kleiderkammern 
nicht überleben können. 

Es ist also schon eine gedankliche Glanzleistung, wenn westliche Politiker, die 
für diese Zustände verantwortlich zeichnen, oder ihre stets konstruktiv-besorg-

Führung ihre Macht gesichert.“ (Eine wirklich üble Art der Machtsicherung!). Führung ihre Macht gesichert.“ (Eine wirklich üble Art der Machtsicherung!). 
Zudem trauern die chinesischen Menschen, die natürlich nicht „offen sprechen Zudem trauern die chinesischen Menschen, die natürlich nicht „offen sprechen 
können“, alten, angestammten Verhältnissen nach, selbst wenn die armseliger wa-können“, alten, angestammten Verhältnissen nach, selbst wenn die armseliger wa-
ren. Was hierzulande ein klarer Fall von „alternativlos“ wäre, spricht in China ren. Was hierzulande ein klarer Fall von „alternativlos“ wäre, spricht in China 
letztlich doch eindeutig gegen die Regierung und ihren Reformwillen. letztlich doch eindeutig gegen die Regierung und ihren Reformwillen. 
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ten Journalisten die chinesische „Armutsbekämpfung“ zum Gegenstand von Vor-
würfen an die Adresse Beijings machen.

In einigen Provinzen, insbesondere Tibet und Xinjiang, hat dieses Programm ne-
ben dem allgemeinen Zweck einer kapitalistischen In-Wert-Setzung des gesamten 
Landes und seiner Bevölkerung zusätzlich den einer „Integrationsmaßnahme“ 
(so würde es jedenfalls hierzulande bezeichnet) für die ethnisch-religiösen Min-
derheiten, die zum Teil noch als Nomaden und Hirten leben. Auch sie sollen in 
die moderne kapitalistische Industrie und verstädterte Gesellschaft eingegliedert 
werden (und nicht in „Parallelgesellschaften“ abdriften, wie es hierzulande heißt). 
Davon verspricht sich die Beijinger Zentralregierung auch einen Rückgang des 
religiös-fundierten Autonomie-Bedürfnisses, das es in diesen Provinzen latent 
immer gegeben hat und das von außen immer wieder berechnend angestachelt 
wurde: Unterstützung für den Dalai Lama und seine Politik eines „Groß-Tibet“ 
und die uigurische Exil-Regierung vor allem durch Indien und die Türkei, die 
USA und Deutschland. 

Das Vorhaben der Regierung besteht also in der Unterwerfung aller Bürger unter 
Markt & Staat – mit allen Härten, die ein solches Programm an sich hat. Falsch 
wäre es allerdings, das als spezielles (han-chinesisches) Kampfprogramm gegen 
die dort lebenden Minderheiten, ihre Kultur und ihre hergebrachte Lebensweise 
zu interpretieren – so als sei es Ziel der chinesischen Regierung, die in ihrem Land 
lebenden Minderheiten aus ethnischen Gründen zurückzudrängen oder gar zu 
„vernichten“. Für eine solche Interpretation braucht es eine ziemliche Ignoranz 
gegenüber den Regelungen der chinesischen Minderheiten-Politik.10 

10	 Sehr im Unterschied zu vielen anderen Varianten auf der Welt, wo indigene Völker (USA, 
Australien, Südamerika) oder nationale Minderheiten (Türkei) enteignet, verdrängt und 
offen drangsaliert werden, setzt die chinesische Regierung durchaus ernsthaft auf Integra-
tion der Minderheiten auf Basis materieller Angebote (Ausnahme von der Ein-Kind-Rege-
lung, Anerkennung der Sprache, eigene Universitäten, Bevorzugung bei der Zulassung zur 
Weiterbildung). Mehr und grundsätzliche Überlegungen zur Minderheitenpolitik in Teil 2, 
„Zur Nationalitätenfrage“, S. 338 ff. Mehr zu den Uiguren siehe S. LI.
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Löhne und Sozialversicherungen

Die Reallöhne in China sind zwischen 2008 und 2017 durchschnittlich um mehr 
als 80 % gestiegen.11 Innerhalb der letzten zwei Jahrzehnte haben einige Teile Chi-
nas, vorwiegend an der Ostküste und im Umkreis von Beijing, den Status eines 
Billiglohnlandes hinter sich gelassen. Das ist eine Entwicklung, die die chinesi-
sche Führung in Beijing teilweise durchaus unterstützt, z. B. mit demonstrativer 
Zurückhaltung im Honda-Streik 2010/11, weil sie ihrem Selbstverständnis als 
potente Nation nach keineswegs auf ewig der „Kuli“ der Welt bleiben will. Es war 
insofern kein Wunder, dass dieser Lohnkampf in einem japanischen Unterneh-
men, also beim ideologischen „Hauptfeind“, stattgefunden hat (Japan hatte im 2. 
Weltkrieg versucht, China als seinen „Lebensraum“ zu erobern; dabei verloren 20 
Millionen Chinesen ihr Leben). 

Auch dem Gesichtspunkt, dass eine Förderung der einheimischen Nachfrage 
nützlich für die Entwicklung des Binnenmarktes ist, kann die chinesische Füh-
rung etwas abgewinnen – in dieser Funktion kommt also der angestrebte „be-
scheidene Wohlstand“ der Massen bei ihrer KP durchaus vor. Dabei behält sie 
natürlich sofort die andere (und letztlich eben doch ausschlaggebende) Funktion 
der Löhne im Auge: In Guangdong etwa, der durch die riesige Industriezone 
Shenzen reichsten Provinz, haben Lohnerhöhungen bereits zu einer Abwande-
rung ausländischer Unternehmen nach Vietnam und Indonesien geführt – wor-
aufhin die dortige Provinzregierung Lohnerhöhungen vorläufig eingefroren hat.

Insofern ist es kein Wunder, dass parallel zu den schnell steigenden Löhnen in 
einigen Provinzen andere Regionen, die ihre kapitalistische Erschließung erst 
noch in Gang setzen wollen, ihre Bewohner nach dem bewährten Erfolgsrezept 
zu sehr billigen Löhnen anbieten. Mindestlöhne werden von den Provinzregie-
rungen festgesetzt; das handhaben diese als Mittel ihrer Konkurrenz um Kapital-
investitionen und/oder Arbeitskräfte – je nachdem, was ihnen gerade wichtiger 
erscheint. Im Resultat variieren die chinesischen Löhne nach Branchen und Re-
gionen massiv.12

Seit den 2000er-Jahren baut China verschiedene sozialstaatliche Strukturen auf, 

11	 (https://de.statista.com/statistik/daten/studie/692312/umfrage/entwicklung-der-realloeh-
ne-in-china/).

12	 Die Volksrepublik bietet den heimischen wie ausländischen Investoren damit die gesamte 
Palette an Arbeitskräfteangeboten in einem Land – was die EU mit ihren süd- und süd-
ost-europäischen Billiglohnländern und ihren legalen und illegalen Wanderarbeitern an-
gestrengt nachahmt.
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insbesondere die klassischen Sozialversicherungen. In der sozialistischen Etap-
pe der Volksrepublik war die soziale Versorgung des Volks Staatsziel. Dem ent-
sprechend wurde schnell eine rudimentäre Gesundheitsversorgung auf dem Land 
entwickelt und in der Zeit der Volkskommunen zu einer kollektiven Sicherung 
ausgebaut – auch wenn man sich das alles schlicht und eher am Überleben orien-
tiert vorstellen muss. Die Staatsbetriebe in den Städten boten ihren Beschäftigten 
eine ziemlich umfassende Versorgung bei Krankheit, Kinderbetreuung und im 
Alter – was zwar nur eine Minderheit der chinesischen Bevölkerung betraf, aber 
als ernsthaftes Ideal für den weiteren „sozialistischen Aufbau“ galt (mehr dazu 
in Teil 1 des Buchs). All das wurde in den ersten beiden Jahrzehnten der „Sys-
temtransformation“ zerschlagen bzw. aufgegeben; Gesundheitsleistungen wurden 
weitgehend privatisiert und damit für viele Chinesen unerschwinglich, die Al-
tersversorgung Gegenstand privater Vorsorge bzw. den Familien überlassen. Der 
Zweck chinesischer Betriebe – ob privat, kommunal oder staatlich geführt – sollte 
künftig ja die Erzielung von Gewinn und nicht die Versorgung ihrer Belegschaf-
ten sein (ausführlich in Teil 2, Kapitel 4). 

Inzwischen will die kommunistische Führung die anfallenden Notlagen des ka-
pitalistischen Lohnarbeiterlebens (Arbeitsunfälle, Krankheit, Arbeitslosigkeit, 
Alter, Pflegebedürftigkeit) nicht mehr einfach dem Lauf der Dinge bzw. „dem 
Markt“ überlassen, den sie selbst in Kraft gesetzt hat. Nachdem es ihr mit dem 
Angebot konkurrenzlos billiger Arbeitskräfte gelungen ist, internationales Kapital 
ins Land zu locken und nachdem sie damit eine sich dauerhaft selbst verstär-
kende Akkumulation von Kapital ins Leben gerufen hat, steht sie nun auf dem 
gut sozialdemokratischen Standpunkt einer „nachhaltigen“ Bewirtschaftung der 
Ressource Arbeitskraft. Damit reagiert die chinesische KP auch auf eine weit ver-
breitete Unzufriedenheit ihrer Bevölkerung mit der medizinischen Versorgung in 
den Krankenhäusern und den Preisen für Medikamente, die die Pharma-Firmen 
verlangen,13 sowie den zunehmenden praktischen Problemen bei der Versorgung 
der alten Menschen angesichts von Ein-Kind-Politik und großer Arbeitsbelastung 
der jüngeren Generation.

An diesem Beispiel wird übrigens deutlich, wie in der Volksrepublik die Berück-
sichtigung von Problemen und Beschwerden der Bürger vor sich geht. Wenn 
der Führung des Landes die von ihr wahrgenommene Unzufriedenheit als wirt-

13	 Vgl. Barbara Darimont/Dongmei Liu (2013): Das Gesundheitssystem der V. R. China: Zwi-
schen Privatisierung und öffentlicher Gesundheitsversorgung. https://www.researchgate.
net/publication/261535801_Das_Gesundheitssystem_der_V_R_China_Zwischen_Privati-
sierung_und_offentlicher_Gesundheitsversorgung
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schafts- bzw. staatsnützlich einleuchtet, zieht sie entsprechende Konsequenzen 
und leitet Reformen ein – auch ohne die in westlichen Nationen üblichen demo-
kratischen Mechanismen mit Parteien, Wahlen, Opposition, Lobbyismus. 

Umgekehrt offenbart das Beispiel, dass die chinesische Regierung – genau wie 
die westlichen Verwalter kapitalistischer Standorte – die Existenz sozialpoliti-
scher Notlagen als zu ihrer Ökonomie gehörende Erscheinungen unterstellt und 
anerkennt. Dass die von Lohnarbeit lebenden Menschen auch in ihrem „Sozialis-
mus chinesischer Prägung“ ohne nennenswerte Mittel dastehen, wenn sie krank, 
arbeitslos oder alt sind, ist für sie so selbstverständlich, dass sie sich gleich den 
Aufbau mehrerer Sozialversicherungen auf die Tagesordnung setzt, die für das 
Überleben unter diesen Bedingungen sorgen sollen.14

 
Bei der Einführung einer Unfall-, einer Kranken-, einer Arbeitslosen- und einer 
Rentenversicherung orientiert sich China übrigens weitgehend an europäischen 
Vorbildern. Seine Sozialpolitiker suchen sich aus den verschiedenen Modellen 
(National Health Service oder Gesetzliche Krankenversicherung; Renten zusam-
mengesetzt aus staatlichem Zuschuss, gesetzlicher Versicherung und Betriebsren-
te etc.) das heraus, was sie für besonders geeignet halten bzw. mischen die ver-
schiedenen Möglichkeiten. Gleichzeitig ziehen sie aus den finanziellen Engpässen 
der europäischen Sozialsysteme den Schluss, die systembedingt engen Grenzen 
der Sozialpolitik von vornherein zu berücksichtigen. Inzwischen existiert eine aus 
Steuern finanzierte Basis-Gesundheitsversorgung für alle chinesischen Bürger; 
darüber hinaus sind fast alle in einer gesetzlichen Krankenversicherung erfasst, 
die für städtische Lohnarbeiter verpflichtend, für Bauern auf dem Land freiwillig 
ist (ein Angebot, das offenbar massiv wahrgenommen wird).15 

Zusätzlich zur gesetzlichen Zwangs-Versicherung, die maximal 80 % eventuel-
ler Krankheitskosten und einen Teil des Lohnausfalls abdeckt, können diejenigen, 
die es sich leisten können, private Versicherungen abschließen. Auch an einem 
solchen Punkt kommt also die „soziale Differenzierung“ der einst so egalitären 
chinesischen Gesellschaft vorwärts.

14	 Ausführlich zu dem Zusammenhang von kapitalistischer Ökonomie und Sozialpolitik in 
Renate Dillmann/Arian Schiffer-Nasserie (2018): Der soziale Staat. Über nützliche Armut 
und ihre Verwaltung. Ökonomische Grundlagen/Politische Maßnahmen/Historische Etap-
pen. Als Vortrag: https://www.youtube.com/watch?v=aDxchD6pjlU&feature=youtu.be 

15	 Die gesetzlich verpflichtenden Einzahlungen in Kranken- und Rentenversicherung, die für 
die Unternehmer mit jeweils 20 % zu Buche schlagen, verteuern die Löhne, weshalb die Fir-
men sie vielfach umgehen (was insbesondere die „Wanderarbeiter“ mit ihren wechselnden 
Beschäftigungsverhältnissen trifft).



A. Ökonomie – Produktivkräfte für den Sozialismus ?A. Ökonomie – Produktivkräfte für den Sozialismus ? · XVII

Exkurs zu Corona: Repressiver Staat kann Virus unterdrücken?

Das Corona-Virus Covid 19 ist in China entstanden, besser gesagt: Es wurde dort 
zum ersten Mal festgestellt (inzwischen gibt es mehrere Nachweise seiner Existenz 
in Frankreich bzw. Italien vor November 2019 – sein „Ursprung“ ist insofern wis-
senschaftlich zurzeit ungeklärt). Inzwischen – ein Jahr später – gilt die Pandemie 
in China wie einigen anderen südasiatischen Staaten als weitgehend „bewältigt“, 
während Nord- und Südamerika und Europa steigende Infektions- und Todeszah-
len aufweisen. Die hierzulande kursierende Erklärung – wenn überhaupt Interesse 
geäußert wird – kürzt sich im Grunde darauf zusammen, dass in einer Diktatur 
eben einiges möglich ist, was „wir“ hier nicht wollen. Zwei Beispiele für viele:

	 „Als sich im Januar 2020 das Coronavirus in Wuhan ausbreitete, stockte der 
Weltbevölkerung der Atem. Eine Pandemie ausgerechnet in dem Land mit der 
Milliardenbevölkerung und zahlreichen Millionenstädten. Zur Eindämmung 
nutzte die chinesische Regierung viele Möglichkeiten eines diktatorischen Sys-
tems: Städte wurden abgeriegelt, die Bevölkerung in Hotspots wurde in ihren 
Häusern eingesperrt und die Armee wurde eingesetzt. Bereits Ende März er-
klärte das Politbüro die Pandemie für beendet.“16 „Die Propaganda spricht vom 
‚Volkskrieg‘, wie schon der Staatsgründer Mao im Kampf für ein kommunisti-
sches China, und die Chinesen machen mit. So bekommt das Land, in dem alles 
begonnen hat, noch im Frühjahr seine Epidemie in den Griff.“17 

Auch wenn es manchmal etwas differenzierter zugeht, bleibt die Botschaft die-
selbe: Die Erfolge Chinas bei der Eindämmung der Pandemie beruhen darauf, die 
Freiheit des Individuums nicht zu beachten: kein Datenschutz, keine Intimsphäre. 
Stattdessen: abriegeln, einsperren, Armee. 

Es fragt sich allerdings, ob man mit staatlicher Unterdrückung ein Virus be-
siegen kann – wie es die Vorstellung nahelegt und wie es auch die hiesige Wis-
senschaft bekräftigt: „Chinas Vorteil in der Pandemie-Bekämpfung: Sie können 
die Menschen einfach zwingen.“ (Nils Grünberg, Mercator Institut18). Zwingen 
– wozu?

16	 https://www.t-online.de/nachrichten/ausland/id_89023588/china-durch-den-corona-
impfstoff-zur-supermacht.html

17	 https://www.zeit.de/2021/04/coronavirus-pandemie-beginn-china-iran-deutschland-usa-
recherche/seite-2 

18	 Nils Grünberg, Sie können die Menschen einfach zwingen, https://www.tagesspiegel.de/ge-
sellschaft/chinas-vorteil-in-der-pandemie-bekaempfung-sie-koennen-die-menschen-ein-
fach-zwingen/26282348.html
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Versuchen wir hier eine vorläufige Richtigstellung.
 
Im November 2019 wurden in der Stadt Wuhan Lungenentzündungen einer bis 
dahin unbekannten Art registriert. Die Stadtverwaltung, gerade mit der Ausrich-
tung eines Parteijubiläums o. ä. befasst, reagierte mit einer Mischung von Ignorie-
ren und Bagatellisieren auf die ersten Meldungen ihrer Mediziner. Einem Augen-
arzt, Li Wenliang, der seine Warnungen öffentlich machte, wurde Panikmache 
vorgeworfen und mit schweren Konsequenzen gedroht, falls er keine Ruhe gebe. 
So weit, so üblich und so mies.19 

Nachdem die staatliche Führung die Bedeutung der Erkrankungen begriffen hat-
te, reagierte sie allerdings zügig.  

• 	 Am 31.12.2019 informierte die chinesische Regierung die Weltgesundheits-
organisation WHO, als 41 „atypische Erkrankungen“, aber noch kein Todes-
fall vorlagen. Taiwan hat darauf alle Flüge nach Festland-China ausgesetzt 
und mit weiteren Maßnahmen reagiert. Schon am 7.1.2020 übermittelten die 
chinesischen Wissenschaftler das entschlüsselte Genom des neuen Virus an 
die WHO.

• 	 In Wuhan und der gesamten Provinz Hubei (58,5 Millionen Einwohner) 
wurde der Gesundheits-Notstand ausgerufen. Die Grenzen der Provinz wur-
den geschlossen, um eine weitere Ausbreitung ins Rest-Land zu verhindern; 
Ausgangssperren erlassen, die Versorgung der Stadt (11 Millionen) wurde 
staatlich organisiert. 

19	 Bis heute (Februar 2021) wird China der behördliche Unwille, die Bedeutung der Lungen-
krankheiten in Wuhan zu erkennen und angemessen zu reagieren, als besonderes Exempel 
für die „Schwäche seines Systems“ vorgeworfen, durch die wertvolle Zeit bei der Bekämp-
fung der Pandemie versäumt worden sei (so etwa der „Zeit“-Korrespondent Matthias Naß 
im DLF https://srv.deutschlandradio.de/dlf-audiothek-audio-teilen.3265.de.html?mdm:au-
dio_id=903953). Die meisten westlichen Staaten, die im Unterschied zu China über die 
Gefährlichkeit des Virus informiert waren, haben allerdings durchaus in ähnlicher Manier 
reagiert – was kein Wunder ist: Eine Störung des gesellschaftlichen Lebens, vom Karneval 
über den Skitourismus bis zu Fußballevents, ist in einer kapitalistischen Ökonomie gleich-
bedeutend mit einer Einschränkung des Wirtschaftswachstums und wird deshalb in den 
staatlichen Abwägungen erst in Betracht gezogen, wenn dem gewichtige Gründe im Sin-
ne eines Staatsnotstands entgegenstehen. Bemerkenswert ist also eher die Gemeinsamkeit 
des staatlichen Vorgehens in China und dem Rest der Welt in der Anfangszeit der Pan-
demie (ignorieren, bagatellisieren … mehr zu den ersten Entscheidungen in Deutschland 
https://www.heise.de/tp/features/Angst-vor-dem-Virus-Vertrauen-auf-den-Staat-4688810.
html?seite=all). In ihren Heimatländern können Journalisten darin allerdings keinerlei 
„Schwäche des Systems“ erkennen, sondern sprechen allenfalls von politischen Versäum-
nissen („verlorene Wochen“), die einzelnen Politikern zuzuschreiben sind. 



A. Ökonomie – Produktivkräfte für den Sozialismus ?A. Ökonomie – Produktivkräfte für den Sozialismus ? · XIX

„Der Staat organisiert die Versorgung der Bevölkerung. Jene, die draußen arbei-
ten müssen, um die Versorgung der Bevölkerung mit Medizin und Nahrungs-
mitteln zu gewährleisten, tragen eine komplette Schutzausrüstung: Maske, 
Brille, Handschuhe, Ganzkörperanzug. Alle Straßenzüge wurden großflächig 
desinfiziert. Ein 24-Stunden-Dienst aus lokalen Kadern der kommunistischen 
Partei und Hausverwaltungsbeamten überwacht die Einhaltung der Regeln.“1 
„Vom 17. Februar 2020 an galten für die gesamte Provinz Hubei weitere ver-
schärfte Maßnahmen, die der Eindämmung der Epidemie dienen sollten. Ins-
gesamt verhängte die Provinzregierung durch Erlass 15 Beschränkungen. Alle 
nicht wesentlichen öffentlichen Orte werden geschlossen, Massenveranstaltun-
gen untersagt. Apotheken und Supermärkte bleiben geöffnet, müssen aber bei 
jedem Eingelassenen die Körpertemperatur bestimmen. Zusätzlich müssen von 
jedem Käufer von Husten- oder Fiebermitteln alle Personaldaten erfasst wer-
den. In der gesamten Provinz werden die Zufahrten zu allen Dörfern und Ge-
meinden gesperrt, um Ausreisen zu kontrollieren und Externen den Zugang zu 
verwehren. Der Betrieb aller Fahrzeuge ist untersagt mit Ausnahme von Trans-
port-, Feuerwehr-, Rettungs- und Polizeifahrzeugen. Zeitgleich lief eine drei-
tägige Tür-zu-Tür-Erfassungsaktion in allen Gemeinden an, mit dem Ziel, aus-
nahmslos alle bisher unerkannten Fälle zu identifizieren und aufzunehmen. (…) 
Eine wissenschaftliche Studie prüfte im April 2020 die Effektivität der Eindäm-
mungsmaßnahmen und glich auch die aus China gemeldeten Daten mit dem 
in der Studie verwendeten mathematischen Modell ab. Die Autoren schrie-
ben, die chinesischen Fallzahlen würden plausibel den Verlauf des Ausbruchs 
wiedergeben und seien in sich kohärent. Die Modellrechnung ergab, dass ab 
dem 7. Februar die Zahl der durch das System nicht erfassten Neuinfektionen 
einen Höhepunkt erreicht habe und somit die Ausbreitung entscheidend ge-
bremst wurde. Die Forscher nannten die Maßnahmen effektiv und ursächlich 
für die Entwicklung der Fallzahlen; man könne allerdings keine Aussage über 
die Effektivität von Einzelmaßnahmen treffen, weil die Maßnahmen ‚paket-
weise‘ implementiert wurden.“2 
    „Auf Bannern, die in der Öffentlichkeit aufgehängt wurden, wurden die Men-
schen aufgefordert, Masken zu tragen, ihre Wohnung verstärkt zu lüften und re-
gelmäßig die Hände zu waschen und diese möglichst auch zu desinfizieren. Dazu 
der Appell: Hört auf die Wissenschaft und nicht auf irgendwelche Gerüchte. 

1	 https://www.designing-history.world/theorie/lockdown-bis-zum-knock-down/ 
2	 https://de.wikipedia.org/wiki/COVID-19-Pandemie_in_der_Volksrepublik_ 

China#Ma%C3%9Fnahmen_in_China  
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Und man konnte sehen, dass die Leute das ernst nahmen. Wir (in Beijing, Zusatz 
d. Verf.) hatten keinen Lockdown wie in Wuhan, trotzdem ging kaum noch einer 
auf die Straße. Anders als zurzeit in Deutschland war es in Beijing nicht verpflich-
tend, im Supermarkt eine Mund-Nasen-Bedeckung zu tragen. Es haben aber 
trotzdem fast alle gemacht. Selbst auf der Straße trugen bald 85 bis 90 Prozent der 
Menschen eine Maske. Weil den Leuten einfach klar war, dass das vernünftig ist. 
Es war dann auch sehr schnell so, dass alle, die irgendwo einen Eingang zu 
bewachen hatten, also zum Beispiel Rezeptionisten in Büro- oder Hochhäu-
sern oder die Kontrolleure an den Zugängen zur U-Bahn, schnell mit elek-
tronischen Fieberthermometern ausgestattet wurden. Diese haben dann bei 
jedem die Temperatur am Handgelenk gemessen. Das gleiche in Parks, die 
alle ein Tor haben und von Parkwächtern betreut werden. Und wer nur et-
was erhöhte Temperatur hatte, wurde aufgefordert, sich testen zu lassen. 
Sofort wurden auch die Nachbarschaftskomitees mobilisiert. Das sind die 
Graswurzelorganisationen der Kommunistischen Partei. Deren Mitglieder 
gingen von Wohnung zu Wohnung, fragten, ob alle gesund seien und verteilten 
Handzettel mit Informationen. Gleichzeitig haben sie halb Beijing durchdesin-
fiziert, die öffentlichen Toiletten in der Altstadt, die Nahverkehrsmittel usw.“3 

„Entgegen der Meinung der WHO haben die Chinesen Wuhan im Januar mit ei-
nem ‚travel ban‘ und einer Ausgangssperre lahmgelegt. Ich erspare es mir, auf die 
anderen Maßnahmen einzugehen, welche in China getroffen worden sind. Nach 
Meinung internationaler Forschungsteams hat China mit diesen früh und radikal 
einsetzenden Maßnahmen Hundertausenden von Patienten das Leben gerettet.“  4 

„Washington – Die Ausgangssperre in der chinesischen Stadt Wuhan hat einer 
Studie zufolge womöglich 700.000 Ansteckungen verhindert und die Ausbrei-
tung des neuartigen Corona-Virus signifikant verzögert.

Die drastischen Maßnahmen in Wuhan, das als Epizentrum der Pandemie 
gilt, innerhalb der ersten 50 Tage hätten anderen Städten im Land wertvolle 
Zeit zur Vorbereitung eigener Beschränkungen verschafft“, schreiben Forscher 
aus China, den USA und Großbritannien in einem gestern in der Fachzeit-
schrift Science (2020; doi; 10.1126/eabb6105) veröffentlichten Beitrag.

„Unsere Analyse legt nahe, dass es ohne das Reiseverbot in Wuhan und die 

3	 https://www.jungewelt.de/artikel/394457.coronakrise-in-dem-moment-hab-ich-gedacht-
hier-l%C3%A4uft-etwas-schief.html

4	 https://herzchirurgie-paulvogt.ch/wp-content/uploads/2020/04/Corona-Summary-
April-7-2020-Paul-R-Vogt.pdf
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• 	 Für die nötige Gesundheitsversorgung in Wuhan wurden im Eiltempo zwei 
neue Krankenhäuser gebaut und weitere 12 Notfallkrankenhäuser eingerich-
tet. Alle Infizierten wurden in besonderen Aufnahmezentren untergebracht, 
auch wenn sie keine Behandlung brauchten, da sich herausgestellt hatte, dass 
die meisten Infektionen (75 %) in häuslicher Umgebung stattfinden. In die-
sen Zentren konnten sich positiv Getestete (bei nicht schwerem Verlauf) Ge-
sellschaft leisten. Nicht erkrankte Menschen schickten die Behörden in eine 
streng überwachte häusliche Quarantäne. Für die Behandlung der Erkrank-
ten wurde medizinisches Personal aus dem gesamten Land zusammengezo-
gen (mehr als 40.000 Ärzte und Pfleger).20

• 	 Es wurde auf eine strikte Trennung der Corona-Tests und Behandlung 
von Infizierten vom restlichen Gesundheitsdienst geachtet (das galt „nach 
Wuhan“ in ganz China); aufwendige Schutzkleidung für das medizinische 
Personal, dessen Arbeitszeit auf 6 Stunden (!) beschränkt wurde, um Infekti-
onen durch nachlassende Konzentration zu vermeiden.21 

• 	 Nach dem chinesischen Neujahrsfest (24.1.2020) wurde ein landesweiter 
Lockdown verhängt, bei dem Schulen geschlossen und ein nicht unerheb-
licher Teil der Produktion des Landes stillgelegt wurden, soweit die Arbei-
ten nicht zur weiteren Versorgung notwendig waren: „Dass China seine 
Wirtschaft mit einer Leistung von rund 13 Billionen Euro (Deutschland: 3,4 
Billionen Euro) nach der massenhaften Verbreitung des Corona-Virus mal 
eben fast einen ganzen Monat lang auf nahezu null heruntergefahren hat, 
Geschäfte geschlossen, Arbeiter und Angestellte in Quarantäne gesteckt und 

20	 https://www.wsws.org/de/articles/2020/04/08/wuha-a08.html Die Zahl der Toten durch 
Corona konzentriert sich fast ganz auf Wuhan/Provinz Hubei (etwa 4.500).

21	 Ein Ratschlag chinesischer Ärzte an den Rest der Welt, aus ihren Erfahrungen zu lernen 
und die Arbeitszeit des medizinischen Personals zu beschränken, hat wenig bis keine Be-
achtung gefunden! https://www.riffreporter.de/corona-virus/corona-wuhan-exit-masken-
pflicht-krankenhaus-interview-nagel/

nationale Notfallreaktion bis zu diesem Zeitpunkt mehr als 700.000 bestätigte 
COVID-19-Fälle außerhalb von Wuhan gegeben hätte“, erklärte Christopher 
Dye, Wissenschaftler der Universität von Oxford. „Chinas Kontrollmaßnah-
men scheinen gewirkt zu haben, indem sie die Übertragungskette erfolgreich 
durchbrochen haben.“5

5	 https://www.aerzteblatt.de/nachrichten/111585/Ausgangsperre-im-chinesischen-Wuhan-
hat-womoeglich-700-000-Ansteckungen-verhindert 
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Transport- und Reiseverbindungen gekappt hat, sei in der Geschichte der 
Welt ohne Beispiel, sagt Andrew Batson vom Pekinger Analysehaus Gavekal 
Dragonomics.“ (FAZ 12.3.2020)

	    Diese Maßnahme sollte einerseits dafür sorgen, dass nicht Hunderte Milli-
onen gleichzeitig mit Flugzeug, Bahnen und Bussen zu ihren Arbeitsstätten 
zurückkehrten22, andererseits das Arbeiten in den riesigen, engen Fabriken in 
der ersten Phase der Pandemie verhindern. 

	    Entlassungen wurden den betroffenen Staatsbetrieben untersagt. Bei pri-
vaten Betrieben, die zu denselben Maßnahmen aufgefordert wurden, galt: 
Wer in die Arbeitslosenversicherung einbezahlt hatte, aber noch nicht an-
spruchsberechtigt war, erhielt 6 Monate Arbeitslosengeld.23 Es gab einmalige 
(allerdings nicht sonderlich hohe) staatliche Unterstützungen für Wander-
arbeiter, die ein „Kleinst- oder ein Familienunternehmen“ führen. In wieder 
eröffneten Betrieben sollten massive staatliche Kontrollen bezüglich Sicher-
heitsmaßnahmen am Arbeitsplatz für Infektionsschutz sorgen; bei Verstößen 
wurde das Unternehmen unverzüglich stillgelegt. 

• 	 Engere Taktung des öffentlichen Nahverkehrs, um mehr Platz und Abstand 
für die Fahrgäste zu schaffen. 

• 	 Gesundheitspolitisch galt flächendeckend Maskenpflicht im öffentlichen 
Raum. Überall wurde per Thermoscanner Fieber gemessen, Desinfektions-
mittel zur Verfügung gestellt und großzügig zum Einsatz gebracht (Verkehrs-
mittel etc.). 

• 	 Es wurden sehr schnell Massentests durchgeführt, wenn neue Infektionen 
auftraten: 10 Millionen Tests in Wuhan im Juni 2020 mit dem Ergebnis, dass 
300 symptomlose Infektionen festgestellt wurden; 1 Million in Quingdao 
nach 8 festgestellten Fällen; 4 Millionen in Kashgar. 

• 	 Entwicklung einer Corona-App, die laut DW so funktioniert: „Vor dem Be-
treten vieler öffentlicher Orte müssen die Chinesen einen Gesundheits-Code 
auf ihrem Handy vorzeigen. Ein QR-Code in den Farben Grün, Gelb oder Rot 
gibt Auskunft darüber, ob sich der Handynutzer an Orten mit einem hohen-

22	 Das chinesische Neujahrsfest und die zweiwöchigen Ferien werden traditionell für Ver-
wandtenbesuche (bspw. der „Wanderarbeiter“) und Reisen genutzt. Für 2018 hatte das 
chinesische Verkehrsministerium im Rahmen dieser „größten Völkerwanderung“ bis zu 3 
Milliarden Reisen erwartet … https://www.faz.net/aktuell/wirtschaft/agenda/die-groesste-
voelkerwanderung-der-welt-beginnt-15428885.html

23	 Natürlich macht sich an dieser Stelle erneut geltend, dass viele der Unternehmen sich bisher 
geweigert haben, die gesetzlich vorgeschriebenen Arbeitsverträge abzuschließen und die 
Sozialversicherungen einzuzahlen …
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Infektionsrisiko aufgehalten hat oder Kontakt zu einem Infizierten hatte.“24 
Weil viele Restaurants und Parks, aber auch Arbeitgeber und Verkehrsbetrie-
be das Vorzeigen der „grünen“ Ampel verlangen, ist die App faktisch Pflicht 
geworden, wenn man am öffentlichen Leben teilnehmen will. 

• 	 Schließung der chinesischen Grenzen für ausländische Touristen. Geschäfts-
reisende, die ein Visum bekommen, müssen sich einer 14-tägigen Quarantä-
ne in dafür ausgewiesenen Hotels unterziehen. 

Zusammenfassend lässt sich festhalten:
Auch in der Volksrepublik setzt die staatliche Führung Gesundheitsmaßnahmen 
für ihr Volk stets in ein Verhältnis zum Wirtschaftswachstum. Die lokalen Behör-
den haben auf die ersten Fälle von Covid-19-Infektionen mit Ignoranz und Baga-
tellisierung reagiert: Eine Krankheit stört das erwünschte Wirtschaftswachstum 
und die staatliche Erfolgsbilanz. Sobald die pandemische Bedeutung erkannt war, 
hat die chinesische Führung auf eine konsequente Eindämmungs-Strategie25 ge-
setzt. „Eindämmungs-Strategie“ bedeutet, dass tatsächlich mit aller Konsequenz 
versucht wurde, die Zahl der Infizierten auf null zu bringen.26 Der Grund dafür 
liegt einerseits in den Erfahrungen, die China (und die asiatischen Länder) mit 
den Vorgänger-Epidemien Sars und Mers gemacht hatten; andererseits in der 
staatlichen Einschätzung, dass ein harter und durchaus kostenintensiver Lock-
down (das Wirtschaftswachstum fiel im 1. Quartal auf -7 %, die Exporte in Januar 
und Februar 2020 auf -24 % bzw. -27 %!) letztlich günstiger ausfallen würde als 
andere Varianten.  

In der Folge hat die chinesische Politik alle Mittel angestrengt, die sie zur Ver-
fügung hatte – insofern sind gesundheitspolitische Entscheidungen dieser Art 
bei Staaten, die im Prinzip alle dasselbe Verhältnis von Volksgesundheit und 
Wirtschaftswachstum aufmachen, wesentlich eine Frage der jeweiligen natio-
nalen Bedingungen (die ihrerseits zu einem großen Teil auf frühere staatliche 

24	 https://www.dw.com/de/gesundheits-app-sorgt-f%C3%BCr-aufregung-in-chi-
na/a-53576057 bzw. https://www.datenschutz-notizen.de/code-apps-in-china-massnah-
me-gegen-die-ausbreitung-des-corona-virus-oder-totalueberwachung-der-bevoelke-
rung-3425223/

25	 Es scheint (genau kann ich das nicht ermitteln) so, dass eine Diskussion „Eindämmung 
oder Durchseuchung“ (wie sie in der ersten Corona-Zeit in Deutschland aufkam) in China 
keine Rolle gespielt hat. 

26	 Das ist eine andere strategische Zielbestimmung als die in Deutschland gewählte, die eine 
gewisse Anzahl von Infektionen toleriert und diese Anzahl an dem Maß orientiert hat, was 
die deutschen Krankenhäuser und ihre Intensiv-Stationen verkraften können.   
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Entscheidungen zurückgehen). Zu diesen gehören in China 
• 	 ein Gesundheitswesen, das bei allen vorher erwähnten Mängeln durch Pri-

vatisierung der Krankenhäuser und der Pharmaindustrie offenbar immerhin 
viele gut ausgebildete Mediziner und Pflegekräfte hervorgebracht hat; die Fä-
higkeit, Notfallkrankenhäuser extrem schnell zu bauen/zu organisieren; 

• 	 die sofortige Verfügung über Schutzkleidung, Desinfektionsmittel und Atem-
schutzmasken (Bestände, die auch auf Basis der Sars- und Mers-Epidemien 
angelegt worden waren) bzw. die Produktionskapazitäten dafür und für eine 
große Menge an Testmaterial (z. T. eine positive, aber ungeplante Folge „glo-
baler Arbeitsteilung“ mit der VR China als „Werkbank der Welt“); 

• 	 ein zentralstaatlicher Entscheidungsapparat, dem im Großen und Ganzen 
sowohl die Provinzen gefolgt sind wie die staatlichen Betriebe; 

• 	 gesellschaftliche Organisationen (vor allem solche der Kommunistischen 
Partei), die wesentliche Funktionen in den Quartieren und im öffentlichen 
Raum übernommen haben (alle Haushalte aufsuchen, befragen und infor-
mieren, Menschen in Quarantäne versorgen); 

• 	 ein Volk, das schon vorher ziemlich viel Wert auf seine Gesundheit gelegt hat 
und dem viele Maßnahmen – bei durchaus vorhandener Kritik an Behörden 
und Regierung – insgesamt sinnvoll erschienen und das seine Bedenken ge-
genüber staatlichen Überwachungsmaßnahmen nicht ausgerechnet im Fall 
einer Pandemie-Bekämpfung geltend gemacht hat.

  
Selbstverständlich ist bei all dem staatlicher Zwang (in Form der gesetzlichen 
Vorschriften und ihrer Durchsetzung beim Lockdown, beim Sperren von Gren-
zen, bei Quarantäne-Maßnahmen für Einheimische wie Ausländer usw.) festzu-
stellen – qualitativ allerdings nicht anders, als das in westlichen Staaten auch ge-
handhabt wurde (bei den Ausgangssperren in Spanien, Italien und Frankreich, 
der Durchsetzung der ab Ende April in Deutschland eingeführten Maskenpflicht, 
beim Isolieren der Alten in ihren Heimen, im Fall überraschender Grenzschlie-
ßungen durch einzelne Staaten, bei Polizeieinsätzen gegen feiernde Jugendliche). 
Das kann auch nicht groß verwundern, sind doch in kapitalistischen Ökonomien 
alle Akteure dem Diktat der Konkurrenz unterworfen, so dass sie ohne staatlichen 
Zwang kaum Rücksicht auf ihre eigene Gesundheit bzw. die ihrer Beschäftigten 
nehmen können. Deshalb muss – insbesondere im Fall von Seuchen – die nötige 
Vorsicht (eigentlich ein Gebot der Vernunft im Hinblick auf die eigene Gesund-
heit und die der Mitmenschen) in dieser Art von Gesellschaft tatsächlich mit 
sanktionsbewehrten Verordnungen gegen alle durchgesetzt werden. Und was die 
staatliche Datenerfassung über die sogenannte „Gesundheits-App“ betrifft: Es ist 
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kaum anzunehmen, dass China, seine asiatischen Nachbarn ebenso wie die west-
lichen Staaten bei dem, was sie über ihre Bürger erfahren wollen, ausgerechnet auf 
eine Pandemie angewiesen sind … 

Im Unterschied zu den westlichen Ländern fällt auf, wie sehr die chinesische Re-
gierung in vielerlei Hinsicht ihre Bürger dabei unterstützt, gesundheitsbewusst 
zu handeln bzw. die unangenehm-einschränkenden Seiten der Pandemie-Politik 
durchzustehen. In westlichen Ländern wurde dagegen von Anfang an betont, dass 
es in der Eigenverantwortung der Menschen liegt, die Infektionszahlen zu sen-
ken, vor allem durch Unterlassen privater Mobilität und Einschränken privater 
Kontakte. Masken bzw. medizinische Schutzkleidung kostenlos zu verteilen (vgl. 
die im Januar 2021 gerade laufende Debatte darüber, dass Hartz-Bezieher sich die 
nun vorgeschriebenen FFP2-Masken nicht leisten können), Aufklärungssendun-
gen über deren korrekte Handhabung, Arztpraxen bei der Trennung von Covid-
Behandlungen vom Rest der Fälle zu unterstützen, die Arbeitszeit der Ärzte und 
Pflegekräfte unter den erschwerten Bedingungen zu senken, Quarantäne-Quartie-
re einzurichten (z. B. in den Hotels, die schließen mussten), Menschen, die allein 
leben, alt sind oder selbst nicht klarkommen, ausfindig zu machen und zu versor-
gen, im öffentlichen Raum und Transportwesen Fieber zu messen – alles sinnvolle 
und einsehbare Maßnahmen, die übrigens auch nichts mit Einschränkungen von 
Freiheitsrechten zu tun haben, finden dagegen nicht statt.

Auf Basis dieser Maßnahmen sind die Corona-Fälle in China massiv eingedämmt 
worden. China zählt bis heute (31.1.2021) ca. 100.000 Infizierte und unter 5.000 
Todesfälle. Würde man die deutschen Zahlen auf die chinesische Bevölkerung 
hochrechnen, dann hätte China etwa 38 Millionen Infizierte und 960.000 Tote; 
nähme man die amerikanischen Zahlen, wären es mehr als 100 Millionen Infi-
zierte und 1,7 Millionen Tote. 

Selbst wenn man in Rechnung stellt, dass der Verstädterungsgrad bei einer Pan-
demie eine wichtige Rolle spielt und dieser in China mit 60 % geringer liegt als 
der in Deutschlands (77 %) und den USA (82 %), sind das enorme Unterschiede. 
Und auch dann, wenn Chinas Meldungen über die Zahl der (Nicht-)Infizierten und 
Todesfälle geschönt sind (was nicht auszuschließen ist), sind sie jedenfalls nicht 
entscheidend falsch: „Es gibt sicherlich eine unbekannte Dunkelziffer und nicht 
öffentlich gemachte Fälle, aber ich glaube nicht, dass wir uns da in den Zehntausen-
den bewegen. Das wäre bei aller Zensurkapazität nicht möglich. Allein schon wegen 
der vielen im Ausland lebenden Chinesen mit guten Kontakten ins Land“, berichtet 
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das MERICS-Institut, das ansonsten kaum ein gutes Haar an China lässt.27 
In vielen anderen asiatischen Ländern (Japan, Taiwan, Südkorea, Vietnam, Sin-

gapur28) wurden ähnliche Maßnahmen in Kraft gesetzt und ähnliche Erfolge bei 
der Eindämmung erzielt; es ist allerdings auffällig, wie wenig öffentliches Inter-
esse an Information und Diskussion dieser und insbesondere der chinesischen 
Erfahrungen im „aufgeklärten“ und „wissensorientierten“ Westen besteht. Eini-
ge Mediziner mögen sich über die Grenzen hinweg austauschen; ansonsten aber 
steht das Urteil über diesen Staat, den man als „systemischen Konkurrenten“ be-
trachtet, fest: China hat uns das Virus und seine üblen Folgen beschert29; es macht 
mit berechnenden Hilfsangeboten Politik (Italien, Spanien, Serbien) und bringt 
damit Unfrieden nach Europa. Von China etwas lernen oder gar übernehmen, das 
ist unter diesen Vorzeichen natürlich schlicht indiskutabel.30 Der Beijinger FAZ-
Korrespondent Mark Siemons bezeichnet das als „Dünkel, der so viele im Wes-
ten davon abhielt, in der Pandemie von Ostasien zu lernen“ (FAZ 29.3.2020), der 
Schweizer Arzt Paul Vogt nennt das westliche, speziell das europäische Verhalten 

27	 Nils Grünberg, Sie können die Menschen einfach zwingen, https://www.tagesspiegel.de/
gesellschaft/chinas-vorteil-in-der-pandemie-bekaempfung-sie-koennen-die-menschen-
einfach-zwingen/26282348.html. Auch Sebastian Heilmann bestätigt in einem Inter-
view mit dem Deutschlandfunk die chinesische Darstellung über den anhaltenden Er-
folg der Maßnahmen https://srv.deutschlandradio.de/dlf-audiothek-audio-teilen.3265.
de.html?mdm:audio_id=906155  

28	 Auch dem Entwicklungsland Kuba, das durch den Verlust sowjetischer Hilfen nach 1990, 
vor allem aber durch die andauernde harte US-amerikanische Sanktionspolitik wirtschaft-
lich dauerhaft geschädigt wird, ist es bisher gelungen, die Zahlen der Infizierten und Toten 
niedrig zu halten: ca. 27.000/213 bei mehr als 11 Millionen Einwohnern (die vergleichbar 
große Schweiz (8,5 Millionen Einwohner) weist mehr als 520.000 Infizierte und 9.378 Tote 
auf, Stand 31.1.21). Nebenbei: Alibaba-Gründer Jack Ma hatte die Lieferung von Masken, 
Diagnosereagenzien und Beatmungsgeräten nach Kuba angekündigt, ein US-Logistikun-
ternehmen hat die Lieferung wegen der US-amerikanischen Boykott-Bestimmungen ab-
gelehnt, https://amerika21.de/print/238731 

29	 Vgl. https://www.heise.de/tp/features/BILD-attackiert-China-4706074.html
30	 https://www.mittellaendische.ch/2020/04/07/covid-19-eine-zwischenbilanz-oder-eine-

analyse-der-moral-der- medizinischen-fakten-sowie-der-aktuellen-und-zuk%C3%BCnfti-
gen-politischen-entscheidungen/ Inzwischen wiederholt sich das Spiel bei den Impfstoffen. 
Während die Tagesschau-Berichterstattung zu den Fortschritten des Biontech-Pfizer-Impf-
stoffs den Charakter einer Werbesendung annimmt, wird über die chinesischen und rus-
sischen Impfstoffe entweder gar nicht berichtet oder so, dass von vornherein die mindere 
Qualität und Zuverlässigkeit der Entwicklung klar ist. Natürlich ist auch klar, worum es 
geht: „China: Impfe und herrsche. China entwickelt unter fragwürdigen Bedingungen Impf-
stoffe gegen Covid-19 – und bietet sie ärmeren Ländern an. Doch die Fürsorge gibt es nicht 
umsonst.“  https://www.sueddeutsche.de/meinung/china-impfstoff-covid-1.5112318?redu-
ced=true 
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„arogant, ignorant und besserwisserisch“.31 Es ist dies das Selbstbewusstsein von 
Staaten und ihren nationalistischen Anhänger_innen, die für sich in Anspruch 
nehmen, dass ihr ökonomischer und politischer Erfolg in der Welt von Geschäft 
und Gewalt damit zusammenfällt, dass sie in allen Fragen richtig liegen – in der 
Herrschaftsausübung, bei den Werten, in der Kultur. 

Indes schwindet die Grundlage für dieses Selbstbewusstsein westlicher Natio-
nalisten etwas: Weltweit sind die ausländischen Direktinvestitionen (FDI) laut 
UNCTAD im vergangenen Jahr wegen der ökonomischen Auswirkungen der 
Corona-Pandemie um 42 Prozent auf geschätzte 859 Milliarden US-Dollar gefal-
len. China war 2020 mit 169 Mrd. US-Dollar erstmals das größte Empfängerland 
für ausländische Direktinvestitionen; davor hatten die USA diese Spitzenposition 
über Jahrzehnte inne. Dort brachen die FDI um 49 Prozent auf rund 134 Mrd. 
US-Dollar ein, in Deutschland sogar um 61 Prozent.32 Dass der unangenehme 
Konkurrent aus Asien mit seiner raschen Bewältigung von Corona der einzige 
größere Staat ist, der für 2020 ein Wirtschaftswachstum aufzuweisen hat (und 
damit übrigens deutsche Exporterfolge trotz Krise ermöglicht) und mit seinem 
für 2021 prognostizierten Wachstum weiter die „Weltkonjunkturlokomotive“ sein 
wird, wird die Meinung über ihn nicht verbessern – im Gegenteil. 

+++

Das chinesische Sozialkreditsystem

Zu diesem Thema ist in der deutschen Öffentlichkeit vorwiegend eines zu hören: 
Dass es sich um neues, digitales und immer perfekteres Instrument der Unter-
drückung handelt. „Die totale Kontrolle“ (FAZ), „IT-Diktatur“ bzw. „irres Kont-
rollsystem“ (BILD), „Orwell“ (SZ) usw.  Eine Kommunistische Partei mischt sich, 
wie es sowieso ihre Art ist, in alle privaten Angelegenheiten ein, trägt noch mehr 
persönliche Daten zusammen als bisher schon. Sie eröffnet auf der Basis von Big 
Data, mit einem ausgeklügeltem Punktesystem und neuartigen Sanktionen end-
lich die Erziehungsdiktatur, die sie schon immer haben wollte. Soweit die feind-
selige Wahrnehmung, die schnell fertig ist mit ihrer Erklärung. Um was aber geht 
es bei dieser neuartigen Regierungsmaßnahme? 

31	 https://herzchirurgie-paulvogt.ch/wp-content/uploads/2020/04/Corona-Summary-
April-7-2020-Paul-R-Vogt.pdf

32	 https://de.statista.com/infografik/24018/weltweites-volumen-der-auslaendischen-direktin-
vestitionen/
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Einerseits um gar nicht so viel Neues. Chinas Regierung konstatiert, dass die 
chinesischen Menschen mit den von ihr erlassenen Gesetzen und Vorschriften 
ziemlich lax umgehen. Wenn möglich (insbesondere wenn kein staatlicher Auf-
passer zu sehen ist) ignorieren sie diese, wo sie ihren eigenen Interessen in die 
Quere kommen oder ihnen lästig sind. Die Rauchverbotskampagne in Beijing 
etwa brauchte drei Anläufe, um durchgesetzt zu werden, weil sich bei den bei-
den ersten trotz angedrohter Geldstrafen kaum irgendjemand daran hielt (was 
übrigens das Bild von der totalitären Diktatur ebenso wie das des obrigkeitshöri-
gen Asiaten etwas ankratzt).33 Im städtischen Verkehr geht es ziemlich rüde und 
rücksichtslos zu; im geschäftlichen Umgang gibt es die üblichen Betrügereien, 
die durch den Online-Handel noch zunehmen – auf Seiten der Verkäufer bezüg-
lich Zuverlässigkeit und Qualität ihrer Produkte ebenso wie auf der der Käufer 
bezüglich ihrer Zahlungsmoral; nicht wenige Staats- und Parteifunktionäre sind 
– allen Kampagnen zum Trotz – immer noch korrupt. In dieser Hinsicht handelt 
es sich also um das alltägliche (und keineswegs nur in China vorkommende) 
Verhalten, das zu einer Gesellschaft allseitiger Konkurrenz um Geld notwendig 
dazu gehört – ein Resultat, das die chinesische KP mit der Einführung des Ka-
pitalismus selbst herbeigeführt hat (Teil 2, Kapitel 7). Die massive Entwicklung 
des Internet-Handels hat dieses Problem noch vergrößert. Schon lange hat es 
deshalb die entsprechenden Ermahnungen zu mehr Gesetzestreue und Rück-
sichtnahme gegeben; auch das 2005 noch unter Hu Jintao ausgegebene Leitbild 
der „harmonischen Gesellschaft“, die man anstrebe, zeugt davon (mehr dazu in 
Teil 2, Kapitel 9 Politisches Bewusstsein).
 
Das neue „Sozialkreditsystem“ zeichnet sich vor allem dadurch aus, dass es die 
vielen Daten, die bei verschiedensten Gelegenheiten heute über jeden gesammelt 
werden (wiederum längst nicht nur in China!) zusammenführt und daraus eine 
Art Sündenregister verfertigt, dessen (Punkte-)Stand der einzelne durch nach-
gewiesenes soziales Wohlverhalten auch wieder verbessern kann. Gelingt das 
dauerhaft nicht, drohen materielle Konsequenzen: Man wird vom Ticketverkauf 
für Hochgeschwindigkeitszüge oder Flüge ausgeschlossen, die Kreditwürdigkeit 
herabgestuft. Das alles läuft automatisiert ab – ein Algorithmus rechnet auf Ba-
sis der zusammengeführten Daten – und die Ergebnisse sind öffentlich zugäng-
lich: Jeder kann sich über sein Gegenüber und dessen Integrität informieren. Die 
neue chinesische Maßnahme ist also zunächst einmal eine gesellschaftliche Erzie-
hungskampagne, die erstens den fortgeschrittenen Stand der Technik nutzt und 
33	 https://www.heise.de/tp/features/Hier-braucht-es-einen-starken-sozialen-Staat-5021944.

html. Vgl. zum Thema auch https://www.heise.de/tp/features/Das-chinesische-Sozialkre-
dit-System-4702006.html 
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zweitens darauf setzt, dass das allgemeine Bewusstsein von Pflicht und Anstand 
und schlimmstenfalls die Drohung mit materiellen Konsequenzen Wirkung auf 
die „schwarzen Schafe“ entfalten wird. 

Soweit dieses System die „kleinen Leute“ und ihre Delikte betrifft, kann man festhal-
ten, dass vieles davon auch bei uns erfasst wird, allerdings von getrennten Behörden 
(Flensburg) bzw. privaten Datensammlern (Schufa). Auch Fehlverhalten wird hier-
zulande oft mit ähnlichen Sanktionen belegt (Führerscheinentzug, Herabsetzung 
der Kreditwürdigkeit mit negativen Konsequenzen beim Mieten oder Kaufen). 

Interessant ist aber, dass Chinas Führung mit dem neuen System auch auf Un-
ternehmen zielt – und mit „Wohlverhalten“ anscheinend auch wesentlich mehr 
gemeint ist als das bisher Dargestellte34 (statt „Sozialkreditsystem“ wird die Re-
gierungsinitiative deshalb in einigen Analysen auch mit „Gesellschaftliches Boni-
tätssystem“ übersetzt). 

Zunächst ist bemerkenswert, was bei Unternehmen in die Bewertung einbezo-
gen wird. Bei ihnen wird unter „Einhaltung staatlicher Vorschriften“ aufgezählt: 
„Sicherheit am Arbeitsplatz/Produktionssicherheit, Steuerzahlungen, Energie-
sparen/Umweltschutz, geistiges Eigentum“35, auch Einhaltung staatlicher Inves-
titionsvorschriften und Beiträge zu den Sozialversicherungen werden geprüft. 
Die staatliche Kontrolle trägt dabei Daten zusammen, die die Möglichkeit von 
Falschauskünften minimieren sollen (z. B. durch direkte Messung des Energiever-
brauchs oder der Emissionen). Positiv zu Buche schlagen kann für die Unterneh-
men, wenn sie industriepolitischen Vorgaben in besonderer Weise entsprechen 
(etwa: E-Mobilität fördern, alternative Energien einsetzen, Recycling), was sich in 
besonders guten Kreditbedingungen niederschlagen kann.

 	 „Letztlich könnte das Gesellschaftliche Bonitätssystem zu einem effektiven, Big-
Data-gestützten Instrument werden, mit dem das Verhalten von Marktteilneh-
mern überwacht, bewertet und in eine politisch gewünschte Richtung gelenkt 
werden kann: Ein Unternehmen, das die für seine Branche gesetzten Investiti-
onsziele für eine neue Technologie nicht erfüllt, wird mit schlechten gesellschaft-
lichen Bonitätsbewertungen (wie es etwa im Falle der Elektroauto-Quote vorge-
sehen ist) bestraft. Hierdurch wird das Unternehmen gedrängt, die politischen 

34	 https://www.akweb.de/politik/chinas-sozialkreditsystem-es-geht-um-mehr-als-ueberwa-
chung/ 

35	 https://merics.org/de/studie/chinas-gesellschaftliches-bonitaetssystem 
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Ziele einzuhalten und Ressourcen in Technologien zu stecken, in die es – aus  
rein betriebswirtschaftlicher Sicht – nicht investieren würde.“36 

Die möglichen negativen Konsequenzen für Unternehmen sind vielfältig und 
gehen über den stets zitierten Ausschluss vom Ticketverkauf für Hochgeschwin-
digkeitszüge weit hinaus. Die deutsche Politikberatung warnt die deutschen 
Investoren in diesem Zusammenhang eindringlich davor, die Bedeutung zu 
unterschätzen: Zugang zu öffentlicher Auftragsvergabe, Subventionen, Kreditbe-
dingungen, Zugang zu Handelsplattformen. Ausländische Unternehmen werden 
dabei „wie die chinesischen behandelt“; es sind also keine Privilegien für sie vor-
gesehen, was ebenfalls offenbar Anlass zu einiger Besorgnis ist.  

Vieles ist bei diesem Regierungsvorhaben noch nicht ganz klar. Das betrifft z. B. 
die Stellen, die berechtigt werden, Daten zu sammeln – dabei ist die Rede von ver-
schiedenen Ebenen (Provinzregierungen, aber auch privaten Anbieter, teilweise 
von einem regelrechten neuen „Marktsegment“). Wie in China üblich, wird mit 
der Idee auch einfach mal experimentiert und ermittelt, welche (staats-)nützli-
chen Resultate dabei herauskommen oder eben nicht. Es kann sein, dass es sich – 
neben der oben behandelten volkserzieherischen Absicht – im Wesentlichen um 
eine Art staatlich betreuter „Schufa“ handelt, also einer Prüfanstalt bezüglich der 
Kreditwürdigkeit; so etwas gab es in China bisher nicht. Es kann aber auch sein, 
dass sich die Volksrepublik mit ihrem „Gesellschaftlichen Bonitätssystem“ eine 
neue und effiziente Methode der Marktsteuerung und Marktanpassung schafft. 
Angesichts dessen, dass die nationale Akkumulation mehr und mehr in den Hän-
den privater Investoren liegt37, bastelt sich die Kommunistische Partei eventuell 
einen neuartigen Hebel, eine „materielle Stimulation“ (wie es in den Zeiten so-
zialistischer Wirtschaftsplanung einmal hieß), um ihre Vorstellungen davon, was 
eine national erfolgreiche Geschäftstätigkeit berücksichtigen soll, zum Zug zu 
bringen – automatisiert, ohne Einfluss eventuell bestechlicher Beamter, per Än-

36	 https://merics.org/de/studie/chinas-gesellschaftliches-bonitaetssystem 
37	 Die chinesische Führung sieht sich inzwischen auch dem wachsenden Einfluss erfolgreicher 

nationaler Kapitale gegenüber – was sie so nicht dulden will. Exemplarisch dafür die Vor-
würfe der Behörden gegen Jack Ma, den Gründer von Alibaba, wegen „monopolistischer 
Praktiken“. Gerade die erfolgreichen „Player“ sollen Geld verdienen, innovative Technolo-
gien auf den Weg bringen, aber nicht selbst gesellschaftlichen oder gar politischen Einfluss 
ausüben – dem will die KP einen Riegel vorschieben. Im Dezember 2020 wurde deshalb 
sogar der hochkarätige Börsengang von Ant (Finanztochter von Alibaba, zu der auch der 
Bezahldienst Alipay gehört) nach „Druck von oben“ in letzter Minute gestoppt. https://
www.faz.net/aktuell/wirtschaft/digitec/chinas-behoerden-starten-kartell-untersuchung-
von-alibaba-17117539.html 
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derung des Algorithmus jederzeit im Sinne einer neuen Problematik veränderbar.
   
	 „Das Gesellschaftliche Bonitätssystem verkörpert Chinas Vision, ein extrem 

leistungsfähiges und zugleich anpassungsfähiges Wirtschaftssystem unter poli-
tischer Führung zu schaffen. Wird das System wie geplant umgesetzt, kann es 
zu einem hoch komplexen und ausgefeilten Modell für eine IT- und Big-Data-
gestützte Marktregulierung werden. Dies würde zum einen zu einer tiefgreifen-
den Umgestaltung der chinesischen Wirtschaft führen. Zum anderen erhielten 
die Entscheidungsträger in China hiermit ein Instrument, mit dem sie auf anste-
hende soziale und umweltpolitische Herausforderungen sowie auf neue Techno-
logien und industrielle Entwicklungen wirksam und schnell reagieren können. 
Die chinesische Regierung wird versuchen, das Gesellschaftliche Bonitätssystem 
dazu zu nutzen, Investitionen in innovative Technologien zu lenken und Unter-
nehmen zu einem Verhalten zu bewegen, das für die Lösung von sozialen und 
umweltrelevanten Problemen hilfreich ist. Dies wiederum könnte dazu führen, 
dass Entwicklungsstufen übersprungen, innovative Geschäftsaktivitäten forciert 
und die Fähigkeit der chinesischen Gesellschaft gestärkt wird, sich schnell an 
nicht vorhersehbare Veränderungen anzupassen. Im Vergleich dazu würden 
westliche Marktwirtschaften träge und hochgradig fragmentiert wirken mit 
einer geringen Beweglichkeit und Durchsetzungsfähigkeit sowie fehlender 
langfristiger Strategien. Dieser Vision der chinesischen Führung entsprechend, 
würden liberale Marktwirtschaften letztlich nicht mit Chinas einseitig ausge-
richtetem Ansatz konkurrieren können.“38 

Hier hört man jedenfalls deutlich die Befürchtung des deutschen Konkurrenten, 
dass man irgendwie ins Hintertreffen geraten könnte. Angst also, ein neues Er-
folgsinstrument zu verpassen, und auch ein wenig Neid – das übersetzen Journa-
listen fürs Volk in die Horrordarstellung vom „irren Kontrollsystem“ …

Umfragen zufolge ist die chinesische Bevölkerung übrigens mehrheitlich für 
die Einführung dieses Systems. Das ist kein Wunder, denn in der Tugend, die 
Mitmenschen zu mehr Anstand zu erziehen – eine Tugend, die mit der zuneh-
menden Verfestigung einer kapitalistischen Konkurrenzgesellschaft immer mehr 
gefragt ist! – steht die chinesische Bevölkerung der deutschen sicher in wenig 
nach. Und wenn den Staatsbeamten mehr auf die Finger geguckt und diese Fi-
guren auch einmal abgestraft werden, freuen sich sowieso alle Untertanen dieser 
Welt. Dass aber auch die Unternehmer staatlich kontrolliert und gegängelt wer-

38	  https://merics.org/de/studie/chinas-gesellschaftliches-bonitaetssystem 
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den sollen – mit dieser Auffassung scheint Chinas Volk doch immer noch arg 
sozialistisch geprägt! 

Finanzmarkt und Währung

Auch in dieser Sphäre haben wesentliche Veränderungen stattgefunden. Kurz zu-
sammengefasst beinhalten diese: 

• 	 Das Wachstum des chinesischen Kapitals beruht auf Krediten der großen 
Banken, der staatlichen Haushalte und der sogenannten „Schattenbanken“. 
Die Bedeutung der Schattenbanken (und damit die Rolle privater Kreditge-
ber) hat dabei stark zugenommen: Es handelt sich um Banken außerhalb des 
regulären Bankensystems (damit auch außerhalb staatlicher Vorgaben und 
Kontrollen), die ihre Kredite vor allem an private Unternehmen vergeben 
und bei denen sich McKinsey zufolge etwa 30 % der chinesischen Schuldfor-
derungen versammeln. 

• 	 Im Unterschied zu den ersten Jahren seiner „Systemtransformation“, in de-
nen der Kapitalimport auf produktive Anlage beschränkt wurde, lässt China 
inzwischen ausländische Finanzanlagen an seinen Börsen in Shanghai und 
Shenzen zu. 

• 	 Die chinesischen Bezahldienste Alipay (520 Millionen Nutzer) und Wechat-
pay (300 Millionen Nutzer) lösen Bargeldzahlungen in China mehr und 
mehr ab.  

• 	 Die chinesische Währung darf inzwischen an einigen Finanzplätzen gehan-
delt werden, z. B. in Frankfurt am Main für die Eurozone, aber auch in Tokio.    

• 	 China bereitet die Herausgabe einer staatlichen Krypto-Währung vor und 
experimentiert damit zurzeit in den Städten Shenzen und Suzhou.  

Die Analyse dieser Entwicklungen und ihrer Bedeutung (unter anderem: begriff-
liche Bestimmung einer staatlichen Krypto-Währung, der Krisenträchtigkeit des 
heutigen chinesischen Kredit- und Finanzsystems, der Staatenkonkurrenz in Sa-
chen Kredit und Kreditgeld/Währung) soll allerdings vorläufig auf einen späteren 
Zeitpunkt verschoben werden – unter anderem deswegen, weil in diesem Bereich 
noch vieles „in der Schwebe“ ist. 
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Zwischenfazit:

China hat sich in nur vierzig Jahren vom Exportland für Textilien und Spielzeug 
über Haushaltsgeräte und Fernseher inzwischen zum Hochtechnologieland fort-
entwickelt, das den bisherigen führenden westlichen Kapitalen auf einigen Zu-
kunfts-Feldern (E-Mobilität, Smartphones, 5-G-Technologie) bereits ebenbürtig 
wenn nicht voraus ist. Aus den einstigen Inseln kapitalistischer Produktion, den 
Sonderwirtschaftszonen, hat Chinas Regierung eine fast flächendeckende Akku-
mulation gemacht, die sie unter Einsatz der im Export verdienten Mittel zielstre-
big ausweitet und vorantreibt. 775 Millionen Erwerbstätige stehen schon jetzt täg-
lich an den Baustellen, Werkbänken oder in den Büros im Dienst am Profit ihren 
Mann bzw. ihre Frau. 

China wird die USA in wenigen Jahren nicht nur nach Kaufkraftparität, sondern 
in absoluten Zahlen als größte Volkswirtschaft der Welt ablösen; seine durch die 
schnelle Bewältigung der Pandemie erhöhte Attraktivität für ausländische Direkt-
investitionen (mit 169 Mrd. US-Dollar war China in 2020 erstmals das größte 
Empfängerland) beschleunigt diesen Trend noch. 

Die Abhängigkeit ihrer Ökonomie vom Exportgeschäft hat die chinesische KP 
nach der Finanzkrise von 2007 erfolgreich vermindert. Den Höchstwert von etwa 
36 % Anteil des Exports am BIP im Jahr 2004 hat sie inzwischen auf unter 17 Pro-
zent im Jahr 2018 gedrückt.39

39	 https://de.theglobaleconomy.com/china/exports/ Das ist ein ziemlicher Unterschied zu 
Deutschland, das unverändert auf Export als Mittel seines ökonomischen Erfolgs setzt und 
dessen BIP seit Jahren zu etwa 40 Prozent auf seinen Exporten beruht (https://de.thegloba-
leconomy.com/Germany/exports/).
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B. Außenpolitik, Geostrategie, Militär

Chinas außenpolitische Agenda ergibt sich aus seinen heutigen ökonomischen 
Zielen (die grundsätzlichen Bestimmungen werden in Teil 2, Kapitel 10 behan-
delt). Seine Unternehmen brauchen für ihr Wachstum den sicheren Zugriff auf 
Rohstoffe und Absatzmärkte; die chinesische Führung sichert diesen Bedarf dip-
lomatisch, handelspolitisch und geostrategisch ab. 

Seit 2013 hat Xi Jinping die Initiative „Neue Seidenstraße“ (Belt And Road In-
itiative, BRI) ausgerufen. Mit dem Namen soll an die mittelalterlichen Handels-
wege und ihren großen Nutzen für alle – Kaufleute wie Länder – erinnert werden. 
In den USA und bei den Führungsmächten der EU wird die chinesische Offensive 
nicht nur nicht begrüßt. Sie ist vielmehr einer der Gründe dafür, China als ernst-
haften Konkurrenten einzustufen, dem mit neuer Härte entgegengetreten werden 
muss. An der „Neuen Seidenstraße“ und den Reaktionen der westlichen Nationen 
darauf lässt sich viel über den aktuellen Stand der weltpolitischen Auseinander-
setzung ablesen. 

Die Neue Seidenstraße

Die „Neue Seidenstraße“ ist das größte Infrastruktur-Projekt der Weltgeschichte, 
geplante Kosten: 900 Milliarden bis eine Billion US-Dollar. Es geht zunächst um 
einen umfassenden Ausbau von Verkehrswegen – das kann man als die Ebene 1 
des Projekts bezeichnen. Die Neue Seidenstraße soll Asien mit Europa mittels 
mehrerer neuer Eisenbahnlinien, zum Teil durch Hochgeschwindigkeitszüge, 
verbinden. Dazu gehört der Bau neuer Umschlagplätze wie Khorgos an der kasa-
chisch-chinesischen Grenze ebenso wie der Ausbau alter Häfen. Die „maritime“ 
Seidenstraße wiederum soll Transportwege in Afrika und Mittel- und Südame-
rika entwickeln: Straßen, Autobahnen, Pipelines. Um das zu finanzieren, hat die 
chinesische Regierung 2013 eine Bank gegründet (AIIB Asieninfrastrukturinves-
titionsbank), die Kreditgeber aus aller Welt unter ihrer Führung einlädt, daran zu 
verdienen – eine Aufforderung, der zum großen Ärger der USA alle westlichen 
Länder bis auf Japan gefolgt sind.

Mit seiner BRI will China die Handelsströme sichern, auf die es als inzwischen 
kapitalistische, auf erfolgreiches Wachstum orientierte Macht angewiesen ist: die 
Ex- und Importwege seiner Waren und Rohstoffe. Das ist, analytisch gesehen, 
die Ebene 2 des Seidenstraßen-Projekts und diese ist strategischer Natur. Sie zielt 
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darauf, sich gegenüber absehbaren Störversuchen insbesondere der USA, ihrer 
Seestreitkraft und ihrer engen Alliierten, unangreifbarer zu machen (Südostasi-
atisches Meer, Straße von Malakka, Suez-Kanal). Daher der Ausbau der vielen 
landgestützten Verbindungen zwischen Asien und Europa, aber auch das Groß-
projekt eines zweiten Kanals, des Managua-Kanals in Mittelamerika, um dem US-
beherrschten Panama-Kanal auszuweichen. 

Zudem legt China im eigenen Interesse – ökonomisch, um sein Geschäft voran-
zubringen und politisch als potenzielle Unterstützung in der Auseinandersetzung 
mit den USA – Wert auf freundschaftliche, stabile Beziehungen zu möglichst vie-
len anderen Nationen. Die muss es sich, als aufsteigende Großmacht, erst einmal 
erwerben bzw. absichern und kennt deshalb aus strategischen Gründen tatsäch-
lich ein Moment von positiver Bezugnahme auf deren Interessen. China baut in 
Afrika Staudämme, Straßen und Eisenbahnen zu vorteilhaften Konditionen40; es 
vergibt Kredite günstiger als jene der Weltbank und anderer Anbieter; es bietet 
den durch die ökonomische Konkurrenz ruinierten Staaten Europas Alternativen 
zu den EU-Sparprogrammen (Beispiele Griechenland, Italien). 

Keine Frage, dass auch chinesische Politik da, wo es ihr im eigenen Interesse nötig 
erscheint, zu mehr oder weniger heftigen Erpressungen greift und dafür die Mittel 
einsetzt, die sie sich in den letzten Jahren erworben hat: die ökonomischen Ab-
hängigkeiten anderer Staaten, die chinesische Waren oder Kredite brauchen oder 
an China verkaufen müssen. Keine Frage auch, dass es deshalb Unzufriedenheit 
mit den geschäftlichen Konditionen oder dem „arroganten“ Auftreten der Chine-
sen gibt. Das gibt das Material dafür ab, China für seinen „neuen Imperialismus“ 
anzuklagen. Allerdings: Das ist das übliche Geschäftsgebaren in einer Welt kon-
kurrierender Kapitale und Staaten. Erneut gilt hier, dass die Beschwerden über 
ein China, das nicht anders handelt als die etablierten Macher der geltenden Welt-
ordnung, weniger die Besonderheit des chinesischen Aufstiegsprojekts als die An-
spruchshaltung von USA und EU charakterisieren: Sie wollen die Nutznießer der 
globalen Konkurrenz sein und verlangen unbedingte politische Gefolgschaft der 
Nationen, die sie sich in ihren ökonomischen und politischen Bündnissen zu-
geordnet haben. Und es ist auf alle Fälle das, was es braucht, wenn ein Staat auf 
dem Weltmarkt erfolgreich sein und in dieser Ordnung Weltmacht sein will; die 

40	 Die populäre Behauptung, dass die chinesische Politik dabei kleinere Nationen in eine 
„Schuldenfalle“ stürzt, wurde vom amerikanischen China Africa Research Institut unter-
sucht und ziemlich umfassend widerlegt: Deborah Brautigam: U.S. politicians get China in 
Africa all wrong (Wahington Post, 12.4.2018).
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USA machen es schließlich täglich vor. Auch die EU und insbesondere ihre öko-
nomische Führungsmacht Deutschland verfahren nach demselben Rezept, haben 
sich Ost- und Südeuropa untergeordnet und können es überhaupt nicht leiden, 
wenn Beijing diesen Staaten auch nur bessere Verhandlungsmöglichkeiten gegen 
die „alternativlosen“ Ansagen aus Brüssel und Berlin beschert. 

China will das momentan geltende Resultat dieser Weltordnung, die die USA 
nach 1945 zu ihrem Vorteil eingerichtet und nach 1990 als alleinige Weltmacht 
vollendet haben, zu seinen Gunsten verändern. Mit seiner Neuen Seidenstraße 
will es die Bedingungen des weltweiten Geschäfts für die kommenden Jahrzehnte 
zu seinem Nutzen festklopfen. So will das frühere „Reich der Mitte“ endlich die 
„ihm gebührende“ Weltmachtstellung wiedergewinnen – das ist die Ebene 3 des 
Projekts. Dieses Verlangen ist eine ernsthafte Kampfansage an die USA als He-
gemon der bisherigen Weltordnung – auch wenn es aus der Position der schwä-
cheren Nation heraus bescheiden in den Antrag auf eine „multilaterale Welt“ ge-
kleidet wird.

Chinas kommunistische Staatspartei sorgt im Inneren mit all ihrer Macht und 
dem bereits verdienten Geld dafür, möglichst schnell und intensiv alle Landesteile 
zu erschließen und Land und Volk zu einer ständig größer werdenden kapitalisti-
schen ,Wachstumsmaschinerie‘ zu machen. Sie weiß, dass der Aufstieg des Landes 
schwerlich zu stoppen ist, wenn dieses Programm im Inneren ebenso ungestört 
weiter läuft wie die mit BRI in Angriff genommene Expansion. Und sie weiß, dass 
das auch den USA bewusst ist, die den lästigen Rivalen in Asien stoppen wollen 
und mit Handelskriegen, geostrategischer Einkreisung und der Befeuerung isla-
mistischer oder tibetischer Separationsbestrebungen an seinen „empfindlichen“ 
Punkten ansetzen: seinen Weltmarkterfolgen und seiner staatlichen Hoheit. Des-
halb wächst mit Chinas weltweiten Wirtschaftsinteressen auch sein Bedarf an mi-
litärischen Mitteln der „nationalen Sicherheit“, um den eigenen wirtschaftlichen 
Aufstieg gegen die Aggression des Westens abzusichern.41

41	 Daraus drechseln westliche Politiker die Befürchtung aus, dass die Volksrepublik als neues 
„Imperium“ der Welt ihren autoritären Politik- und Lebensstil aufherrschen wolle. „Die 
Initiative für eine neue Seidenstraße ist ja nicht das, was manche in Deutschland glauben, 
es ist keine sentimentale Erinnerung an Marco Polo, sondern sie steht für den Versuch, ein 
umfassendes System zur Prägung der Welt im chinesischen Interesse zu etablieren. Dabei 
geht es längst nicht mehr nur um Wirtschaft: China entwickelt eine umfassende System-
alternative zur westlichen, die nicht wie unser Modell auf Freiheit, Demokratie und indi-
viduellen Menschenrechten gründet.“ (Rede des deutsche Außenminister Sigmar Gabriel 
auf der Münchener Sicherheitskonferenz 2018 https://www.bundesregierung.de/breg-de/
service/bulletin/rede-des-bundesministers-des-auswaertigen-sigmar-gabriel--782350)
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Der Kampf der USA

Natürlich ist der Gegensatz zwischen den USA und China nicht mit der „Neuen 
Seidenstraße“ in die Welt gekommen, ebenso wenig übrigens wie mit dem Amts-
antritt von Donald Trump. Auch wenn alle journalistischen oder wissenschaft-
lichen Beobachter nichts vom Grund des Gegensatzes dieser Großmächte wissen 
wollen – die Konkurrenz um den Nutzen aus dem Welthandel ist, bei aller Ver-
flechtung von „Chimerica“ und bei allem Geschwätz vom globalisierten Welthan-
del „zum Nutzen aller“, in der letzten Instanz ausschließend, feindlich, kriegs-
trächtig! –, haben inzwischen doch alle irgendwie mitgekriegt: Dieser Konflikt ist 
nicht auflösbar; er ist da und er wird, auch ohne Trump, bleiben (bis es kracht). 

Schon vor Trump gab es diverse Anläufe der US-Präsidenten, den schnellen Auf-
stieg Chinas zu behindern: mit den Beitrittsverhandlungen zur und danach inner-
halb der WTO; indem die USA im Zuge der Finanzkrise ein verstärktes Gewicht 
Chinas im IWF blockiert haben; mit der Konstruktion diverser Freihandelsabkom-
men, die sich gegen China richteten (TPP und TTIP). Dass einige außenpolitische 
US-Aktivitäten Staaten aufs Korn genommen und schwer geschädigt haben, die 
gute Handelsbeziehungen zu China unterhielten (Iran, Sudan, Libyen) ist sicher 
auch kein Zufall, sondern zumindest gewollter Kollateralschaden. Trump hat die 
Palette der US-Bemühungen dann erweitert: massive Schutzzölle, die chinesische 
Waren verteuern; Nötigung amerikanischer Unternehmen, ihre Investitionen in 
die US-Heimat (zurück) zu verlagern; ein Gesetz, das chinesische Firmenkäufe in 
den USA unter Aufsicht stellt; eine Neuauflage der Cocom-Liste, die im Kalten 
Krieg den Export militärisch nutzbarer Technologie verhindert hat. Er hat sei-
ne Experten eine Strategie des „Decoupling“ ausarbeiten lassen, um notfalls alle 
ökonomischen Beziehungen zum chinesischen Feindstaat zu unterbrechen. Und 
er bekämpft mit dem Technologiekonzern Huawei exemplarisch das modernste 
chinesische Kapital, das sich gerade angeschickt hat, viele westliche Staaten mit sei-
ner 5-G-Technik auszurüsten, die für viele künftige Schritte bei der Digitalisierung 
von Produktion, Transport und Kommunikation gebraucht wird (Stichwort: In-
dustrie 4.0) und als Schlüsselindustrie wie Herrschaftsinstrument in der künftigen 
Konkurrenz der Unternehmen wie Nationen deshalb unverzichtbar ist.

Die ersten Schritte des neuen US-Präsidenten Joe Biden machen deutlich, dass 
er die China-Politik seines „unmöglichen“ Vorgängers Trump konsequent weiter-
verfolgen wird. 

Unmittelbar nach seiner Amtseinführung unterzeichnete Biden, der seine 
China-Politik unter das Motto „extremer Wettbewerb“ stellt, eine Verordnung, 
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der zufolge US-Regierungsbehörden nur im eigenen Land erstellte Waren und 
Dienstleistungen kaufen sollen (dabei handelt es sich um einen Umfang von etwa 
600 Mrd. Dollar). Der zulässige Anteil im Ausland hergestellter Bauteile wird ge-
senkt, Ausnahmegenehmigungen erschwert.42 

Bemerkenswert an diesen Kämpfen der Weltmacht ist: Sie offenbaren, dass den 
USA ihr bisheriges Konkurrenzmittel abhandenkommt. Bisher waren sie die 
Macht, die auf Freiheit im Welthandel und dem Abbau aller (Zoll-)Schranken 
beharrt hat – weil sie als kapitalistisch produktivste Ökonomie auf diese Art und 
Weise überall in der Welt Geschäft machen oder finanzieren konnte, damit also 
sicher den meisten Profit erzielte. Bisher waren sie die Macht, die allen anderen 
Staaten modernste Technik verkaufen konnte – nun nötigen oder bestechen sie 
andere Nationen, nicht bei China zu kaufen. Die Vereinigten Staaten sind dabei 
durchaus in der Lage, einiges für diese Politik in die Waagschale zu werfen: Die 
Drohung mit ökonomischen Nachteilen ist für jedes Land dieser Welt eine heikle 
Frage angesichts dessen, was seine Kapitale und Banken in den USA erwirtschaf-
ten bzw. angesichts dessen, was ein eventueller Ausschluss vom internationalen 
Finanzmarkt bedeuten kann, auch wenn man gar nicht unmittelbar mit oder in 
den USA handelt.

42	 Auch westliche Staaten, Kanada und Deutschland etwa, sind von diesen Regelungen nega-
tiv betroffen. Vgl. Jörg Kronauer https://www.jungewelt.de/artikel/395172.wef-biden-holt-
sich-erste-kratzer.html 

Internationale Handels- und Investitionsabkommen

China versucht, mit dem Abschluss von internationalen Handels- und In-
vestitionsabkommen dagegen zu halten. Mitte November 2020 wurde in Ha-
noi RCEP (Regional Comprehensive Economic Partnership) unterzeichnet 
und damit die weltweit größte Freihandelszone begründet (2,2 Mrd. Men-
schen, rund 30 % des Welthandels). Zu den Unterzeichnern gehören die zehn 
ASEAN-Staaten, China, Japan, Südkorea sowie Australien und Neuseeland; 
Indien zog sich kurz vor Vertragsabschluss aus dem Projekt zurück, da es be-
fürchtet, der chinesischen Konkurrenz in vielen Wirtschaftszweigen nicht ge-
wachsen zu sein. Damit ist es China gelungen, die Staaten, die die USA zuvor 
in ihre transpazifische Partnerschaft gegen China einbinden wollten (TPP, das 
Donald Trump zu Beginn seiner Präsidentschaft abrupt gekündigt hat), nun 
seinerseits zu einer Freihandelszone zusammen zu schließen.
Ende Dezember 2020 haben die EU und China ein Investitionsabkommen 
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Mit dieser Politik untergraben die amerikanischen Politiker allerdings die Prinzi-
pien der Weltordnung, die sie selbst nach Weltkrieg II eingerichtet haben: Souve-
räne Staaten, die in freier kapitalistischer Konkurrenz nach ihrem Vorteil streben. 
Für dieses Prinzip steht inzwischen der chinesische Präsident Xi Jingping ein – 
ein deutlicher Ausdruck dessen, welche Nation im Augenblick den Nutzen aus 
dieser von den USA geschaffenen Weltordnung zieht …

Insofern hat der amerikanische Verteidigungsminister Mark Esper nicht über-
raschend auf der Münchener Sicherheitskonferenz des Jahres 2020 Bilanz gezo-
gen und die Nato-Alliierten zu einer klaren Entscheidung gedrängt.43 Esper hat 

43	 Zitate im Folgenden: https://de.usembassy.gov/de/mark-t-esper-bei-der-muenchner-si-
cherheitskonferenz/ 

unterzeichnet. In öffentlichen Stellungnahmen betont die chinesische Seite, 
dass der Vertrag das Interesse beider Parteien an weiter wachsenden Inves-
titionen (bisher betragen die EU-Investitionen in China 180 Mrd. Dollar, die 
Chinas in die EU 138 Mrd. US-Dollar) auch gegen US-amerikanischen Druck 
zum Ausdruck bringe – das ist ein Zeichen, auf das die Volksrepublik zurzeit 
viel Wert legt.1 Tatsächlich wäre die EU und gerade Deutschland empfindlich 
getroffen, wenn „Decoupling“ ernsthaft durchgesetzt würde. Die Europäische 
Handelskammer in China hatte deshalb angesichts der ersten bereits eingelei-
teten Maßnahmen auf US-amerikanischer Seite und den Reaktionen aus der 
Volksrepublik in einer Studie gewarnt: „Direkte Marktzugangshindernisse wie 
Negativlisten und nationale Sicherheitsmaßnahmen werden durch indirekte 
Hindernisse wie nationale Standards oder Lizenzanforderungen ergänzt. Die 
Studie, betonte EUCCC-Präsident Jörg Wuttke auf der Pressekonferenz, wolle 
auch darauf hinwirken, dass Administrationen in China und in den USA er-
kennen, wie schädlich Decoupling für die Wirtschaft sei.“ https://www.gtai.de/
gtai-de/trade/wirtschaftsumfeld/bericht-wirtschaftsumfeld/china/europaeis-
che-handelskammer-in-china-warnt-vor-decoupling-folgen-600392 Die EU 
ihrerseits lobt am Investitionsabkommen, dass sie durch harte, sieben Jahre 
dauernde Verhandlungen weitgehende Zugeständnisse erreicht habe (neue 
Regeln für den „Zwangstransfer“ von Technologie, Öffnung vieler Wirtschafts-
zweige, darunter „Fahrzeuge, Cloud- und Finanz-Dienstleistungen, Gesund-
heitsversorgung“). Es ist zu vermuten, dass die feindselige Haltung der USA 
gegenüber der Volksrepublik der EU Verhandlungsvorteile verschafft hat. 

1	 https://global.chinadaily.com.cn/a/202101/19/WS6006ab37a31024ad0baa3a75.html 
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an den WTO-Beitritt Chinas vor 20 Jahren erinnert (den er mitverhandelt hat): 
Ein Teil der US-Delegation hätte gehofft, durch verstärkte ökonomische Libera-
lisierung auch die politische voranzutreiben und China zu einem „verantwor-
tungsbewussten globalen Akteur“ zu machen. Nun sei zu konstatieren, dass unter 
Präsident Xi Jinping das Gegenteil eingetreten sei: „mehr interne Unterdrückung, 
räuberischere wirtschaftliche Praktiken, mehr Härte und – für mich am besorg-
niserregendsten – eine aggressivere militärische Haltung“. China habe sich „durch 
Diebstahl, Zwang und Ausnutzung freier Marktwirtschaften“ Vorteile verschafft 
und sinne darauf, das System „zu untergraben und zu zersetzen“, das ihm seinen 
Aufstieg ermöglicht hat. Es strebe überall auf der Welt „neue strategische Bezie-
hungen“ an und übe „Druck auf kleinere Nationen“ aus. Das sagt allen Ernstes der 
Vertreter der Weltmacht USA – Kommentar überflüssig. Während die USA in 
konventionelle und moderne Raketenabwehrsysteme investieren, „um unser Hei-
matland, unsere Interessen und unsere Verbündeten zu schützen“, habe man es in 
der Volksrepublik mit einem Land zu tun, das „Langstreckenraketen entwickelt 
und bereitstellt, um Nachbarländer zu bedrohen“. Und so weiter und so fort – das 
Weltbild ist klar: Hier die Guten, die die Werte beschützen, dort die Bösen, die mit 
fiesen Methoden überall Unheil und Unterdrückung anrichten. Dann wörtlich: 

	 „Verstehen Sie mich nicht falsch, wir suchen den Konflikt mit China nicht. Das 
ist es nicht, was wir wollen – keineswegs. Wir streben vielmehr einen fairen 
und offenen ökonomischen Wettbewerb an. Und ganz allgemein verlangen wir 
von Peking nur das, was wir von jedem Land verlangen: sich an die Regeln zu 
halten, internationale Normen einzuhalten und die Rechte und die Souveräni
tät anderer zu achten. Das US-Verteidigungsministerium leistet seinen Teil, um 
eine gerechte Basis wiederherzustellen.

	   Wir konzentrieren uns darauf, von Fehlverhalten abzuschrecken, unsere 
Freunde und Verbündeten zu beruhigen und die globalen Gemeinschaftsgüter 
zu verteidigen. Um den Frieden durch Stärke zu wahren, setzen wir die Natio-
nale Verteidigungsstrategie der Vereinigten Staaten um.“

Zum Glück sind die europäischen Verbündeten gegen Russland schon weitge-
hend auf Linie! Gerade deshalb müssen sie – so Esper – darauf achten, im Falle 
Chinas wegen seiner tückischen ökonomischen Nützlichkeit keine Fehler zu ma-
chen und sich rechtzeitig auf die richtige Seite zu stellen.  
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Chinas Aufrüstung und der „Inselstreit“ im  
südostasiatischen Meer

Chinas Rüstungsetat hat nach Angaben des Stockholmer Friedensforschungs-
instituts SIPRI im Jahr 2019 den russischen überholt, liegt allerdings noch weit 
hinter den USA.44 Das Ziel der chinesischen Führung besteht darin, eine von bis-
herigen Rüstungszulieferern (insbesondere Russland und Israel) unabhängige 
Rüstungsproduktion in allen Sparten auf die Beine zu stellen – von modernen 
Kampffliegern bis zu atomgetriebenen U-Booten und Flugzeugträgern. Beson-
deren Wert wird auf den Ausbau der Marine gelegt, denn China will die bis jetzt 
unangefochtene Monopolmacht der USA im Südpazifik bestreiten. 

44	 https://www.n-tv.de/wirtschaft/China-entwickelt-mehr-Waffen-als-Russland-artic-
le21535686.html; https://www.jungewelt.de/artikel/392067.gesch%C3%A4ft-mit-dem-tod-
welt-r%C3%BCstet-weiter-auf.html 

Chinas Marine 
 
„Im jüngsten Bericht des Pentagons zur militärischen Rüstung der Volksre-
publik China wird bestätigt, dass deren Marine zahlenmäßig die amerika-
nische Navy erstmals übertrifft. Sie wird Ende 2020 über 360 Kriegsschiffe 
verfügen, darunter 130 moderne Kreuzer, Zerstörer, Fregatten und Korvetten 
sowie 62 U-Boote, darunter 12 atomar betriebene. Zwei Flugzeugträger mit 
eingeschränktem Potenzial sind in Betrieb, sie dienen vor allem als Testplattfor-
men. Der dritte steht im Bau und wird ein mit amerikanischen Flugzeugträgern 
vergleichbares Schiff mit Katapulten sein, das vermutlich 2024 einsatzbereit sein 
wird. Drei weitere Träger dieser Art werden bis in die Dreißigerjahre erwartet.  
Im Inventar der Marine figurieren neuerdings große amphibische Helikop
terträger, eigentliche Kopien der amerikanischen Wasp-Klasse. Diese und wei-
tere moderne Docklandungsschiffe sind für das im Aufbau befindliche chinesi-
sche Marinekorps bestimmt, das dereinst bis zu 100.000 Mann umfassen soll.“ 1 
Im Unterschied zur Darstellung der ökonomischen Potenzen lautet die De-
vise bei Militär und Aufrüstung offenbar, den chinesischen Gegner groß 
und gefährlich zu machen – eine aus dem Kalten Krieg und der Darstellung 
der sowjetischen Militärkräfte wohlbekannte Tradition. Die US-Navy ver-

1	 https://www.nzz.ch/international/china-und-die-usa-nur-zoegerliche-reaktion-auf-chi-
nas-aufruestung-ld.1589347
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Bis jetzt gilt hier (wie auf der ganzen Welt), dass sich die US-Navy zur Schutz-
macht der „Freiheit der Meere“ erklärt hat und sich selbst das Recht zuerkennt, 
diese Freiheit auf dem gesamten Planeten mit ihren Kriegsschiffen, Flugzeugträ-
gern und Stützpunkten zu sichern. Diese Absicht trifft im südchinesischen Meer 
auf das Interesse der neuen Handels-Großmacht China. Deren Führung verlangt 
Sicherheit für ihre Im- und Exportrouten und will sich diese nicht durch even-
tuelle Boykott-Maßnahmen der USA stören lassen, wie sie aus vielen Fällen der 
jüngeren Geschichte bekannt sind und wie Chinas Strategen sie angesichts der zu-
nehmenden Konkurrenz der beiden Mächte vorhersehen. Der Ausbau kontinen-
taler Verbindungswege im Zuge der BRI ist ein Teil des chinesischen Umgangs 
mit diesem Problem; der andere liegt in der Aufrüstung der Marine und dem Ver-
such, mit einer vorgelagerten Stützpunktpolitik zumindest einige Verteidigungs-
linien in relativer Nähe zu ziehen. Das ist der Kern des vor etwa zehn Jahren neu 
eröffneten „Inselstreits“, bei dem China einige völkerrechtlich umstrittene Inseln 
in Besitz genommen und militärisch ausgerüstet hat, wogegen diverse Nachbar-
staaten (Japan, Vietnam, Philippinen) protestieren.45 

Die USA „verteidigen“ in diesem Konflikt den Status quo, in dem sie ganz unan-
gefochten die Oberhoheit haben, gegen den unangenehmen Aufsteiger, der zwar 
dasselbe macht wie sie, aber gerade deshalb ein Störenfried ihrer Ordnung ist. 
In der Konsequenz ermuntern sie die Anrainerstaaten (Japan, Südkorea, Phil-
ippinen, Vietnam) in ihren Ansprüchen gegen China, was die Konflikte in der 
Region anheizt. Die Amerikaner vereinbaren, als dafür nötige Rückendeckung 
der „kleinen und schwachen“ Staaten, mit ihnen neue militärische Zusammen-
arbeit, zeigen mit ihren Aufklärungsflugzeugen Präsenz und traten auf der Shang-
rila-Konferenz 2015, einer regionalen (!) Sicherheitskonferenz, zu der die USA 
selbstverständlich dazu gehören (ebenso übrigens Deutschland, vertreten durch 
45	 Ausführlich dazu Kronauer 2018, S. 183 ff. und https://www.youtube.com/watch?v=ghlz-

N3hsMQ und Nentwig 2013 https://www.jungewelt.de/artikel/204378.kernfrage-rohstoffe.
html 

fügt nach eigenen Angaben zwar „nur“ über 280 Schiffe, allerdings über 11 
Flugzeugträger und hat aktuell 340.000 Soldaten im Dienst.2 Zudem ver-
fügen die USA nach offiziellen Angaben über 761 Stützpunkte auf der gan-
zen Welt – wobei nur die gezählt werden, auf denen aktuell US-Soldaten 
stationiert sind. Nimmt man die Anzahl der vertraglich vereinbarten und 
im Krisenfall nutzbaren, sind es nach Experten-Schätzungen etwa 1.000.  

2	 https://de.wikipedia.org/wiki/United_States_Navy#Schiffe_der_US_Navy
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die damalige Verteidigungsministerin von der Leyen) mit harten Angriffen gegen 
China auf: „Push back“ schrieb die New York Times und fand eine kompromiss-
lose Haltung der damaligen Obama-Regierung für unbedingt notwendig.

China war und ist nicht gewillt, in diesem Konflikt einzulenken – auch nicht um 
den Preis der angedrohten Verschlechterung der Beziehungen und einer even-
tuellen militärischen Konfrontation. Es machte zwar gewisse diplomatische An-
gebote, indem es den militärischen Charakter des Inselausbaus kleinredete und 
umweltpolitische Zielsetzungen betont hat, um die Situation von sich aus nicht zu 
verschärfen. In der Sache aber blieb es hart. China lässt sich keine Eindämmung 
von Ansprüchen bezüglich dieser Inseln bieten – nicht von seinen Nachbarn und 
auch nicht von der existierenden Weltmacht. Auch die Volksrepublik agiert in 
diesem Streitfall sehr prinzipiell. Sie exerziert daran exemplarisch ihr ungehin-
dertes Recht auf ihren weiteren weltpolitischen Aufstieg und dessen militärische 
Absicherung durch und will dieses Vorgehen international anerkannt bekommen.

Letztes Update:
Die Volksrepublik hat die Einladung einer Vertreterin Taiwans zur Amtsein-

führung des neuen US-Präsidenten Joe Biden mit einigen demonstrativen Verlet-
zungen des taiwanesischen Luftraums beantwortet. Sie verlangt die unveränderte 
Gültigkeit des „Ein-China-Prinzips“ (das besagt, dass Taiwan „im Prinzip“ zu 
China gehört – eine diplomatische Regelung, die die USA völkerrechtlich bin-
dend unterzeichnet haben; mehr zum Stellenwert der „Taiwan-Frage“ in Kapitel 
10, Teil 2). 

Die neue US-Regierung wiederum hat als eine ihrer ersten Amtshandlungen 
eine „Flugzeugträgergruppe“ unter Führung der „USS Theodor Roosevelt“ ins 
Südchinesische Meer geschickt, um dort das Manöver „Navigationsfreiheit“ ab-
zuhalten.

So stehen auf beiden Seiten Rechte gegeneinander – und da entscheidet letztlich 
bekanntlich die Gewalt. Auch wenn momentan tatsächlich keine der Parteien die 
„große Auseinandersetzung“ will, ist das der sehr gewaltträchtige Kern ihres Ver-
hältnisses (von dem es dann irgendwann wieder heißen wird, dass die Mächte in 
ihren Krieg „reingeschliddert“ sind ...).46

 

46	  https://www.youtube.com/watch?v=ghlz-N3hsMQ&t=14s 
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Fazit:

Erstens: China ist ein einzigartiger Sonderfall der Weltgeschichte. Die Volksrepu-
blik, die sich immer noch sozialistisch nennt, hat geschafft, was die großen westli-
chen Staaten den „Entwicklungsländern“ immer so generös als Resultat ihres Ein-
stiegs in den Weltmarkt verheißen hatten: Sich zu entwickeln, reich und mächtig 
zu werden und ihnen auf Augenhöhe entgegenzutreten! An den Reaktionen der 
„Etablierten“ ist abzulesen: Ein solches Resultat war und ist so nicht vorgesehen.

Zweitens: Das heutige China ist geradezu ein Lehrstück über den notwendigen 
Zusammenhang von Geschäft und Gewalt in der Weltordnung. Seine Führer ha-
ben ihre frühere sozialistische Planwirtschaft Stück für Stück und mit viel staat-
licher Betreuung transformiert in eine kapitalistische Ökonomie. Die immanen-
ten Notwendigkeiten des kapitalistischen Geschäfts bescheren ihnen inzwischen 
eine ganze Agenda an außenpolitischen Tätigkeiten. Ein bedauernswerter „Sach-
zwang“ der Globalisierung ist das keineswegs gewesen. Zunächst hatte der „freie 
Westen“ die Existenz eines kommunistischen Staatenblocks nicht hingenommen 
und mit einem Kalten Krieg darauf geantwortet, d. h. die sozialistische Staaten-
welt mit seiner Aufrüstung zu enormen Rüstungsanstrengungen gezwungen, 
denen sie letztlich nicht gewachsen war. In diesem Konflikt hat China aus seinen 
nationalen Berechnungen heraus freiwillig die Seiten gewechselt, sich in die ka-
pitalistische Konkurrenz gestellt und mit diesem Entschluss entscheidend dazu 
beigetragen, dass die Welt heute tatsächlich „globalisiert“ ist, sprich: dass überall 
die Freiheit des Kapitals herrscht. 

Seitdem ist seine Regierung damit befasst, die „Eigengesetzlichkeiten“ eines er-
folgreichen Kapitalismus machtvoll durchzusetzen. Denn wer sich einmal dafür 
entscheidet, auf die „kapitalistischen Produktivkräfte“ zu setzen, der muss die 
Wachstumsbedürfnisse des Kapitals a) respektieren und b) nach Kräften för-
dern, wenn die Sache Erfolg haben soll – ganz egal, wie „antiimperialistisch“ oder 
„friedliebend“ er bis gestern agiert hat. Dementsprechend sehen die Aktivitäten 
aus: Sie reichen von der Förderung des Warenexports bis zur militärischen Siche-
rung der Handelswege und sie schließen eine Verteidigung der – mit jedem Erfolg 
wachsenden – „vitalen Interessen“ ein, gegen Eindämmungsbestrebungen, die die 
herausgeforderte Weltmacht Amerika China selbstverständlich entgegensetzt. So 
geht es eben zu, wenn eine neue Macht in der Konkurrenz kapitalistischer Staaten 
aufsteigt – eine friedliche Angelegenheit ist das nicht.
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Mit diesen Überlegungen sollten zugleich einige gängige Vorstellungen widerlegt 
sein:

Es ist sachlich falsch, Chinas außenwirtschaftliche oder -politische Konkur-
renzpraktiken als besonders bösartig zu charakterisieren. Sie haben ihren Grund 
in den marktwirtschaftlichen Prinzipien des Umgangs mit Land und Leuten, die 
im Westen entwickelt, allen sozialistischen Ländern immerzu gepredigt wurden 
und die das asiatische Land nun eben auch bei sich installiert hat. Die erneu-
te Rede von einer „gelben Gefahr“ drückt insofern zuallererst den umfassenden 
westlichen Anspruch auf diese Welt, ihre Ressourcen und den Nutzen aus dem 
globalen Handel aus.

Es ist ein unangebrachter Idealismus, zu glauben, man könne den Kapitalismus 
einsetzen zur Entwicklung von Technik und Produktion zum Segen für Land und 
Leute und seine hässlichen Seiten irgendwie außen vorhalten. Die Analyse von 
Chinas Ökonomie und seiner Außenpolitik, die zu dieser Ökonomie gehört und 
sich keineswegs jenseits, auf irgendwelchen luftleeren Feldern politologischer Ka-
tegorien von „Macht und Interesse“ abspielt, macht deutlich, dass der Kapitalis-
mus „System“ hat bzw. eines ist.
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C. Zur Feindschaft das Feindbild: Ein neues  
„Reich des Bösen“

Mit den wachsenden Erfolgen Chinas kommt auch das Feindbild in großen 
Schritten voran. Aktuell vergeht kaum ein Monat, ohne dass ein neuer „Skandal“ 
in den Fokus der Öffentlichkeit gerückt wird: Chinas „neokoloniale Politik“ der 
„Neuen Seidenstraße“, Spionageaktivitäten seiner IT-Kapitale, die Behandlung 
der Protestbewegung in Hongkong, die angeblich in Konzentrationslagern inter-
nierten Uiguren, die vom Standpunkt westlicher Werte indiskutablen Methoden 
zur Eindämmung der Corona-Epidemie, die Verdächtigung, dass China über-
haupt schuld sei am Corona-Virus und seinen Folgen usw. usf.   

Diese Art öffentlicher Feindbildpflege trifft nicht nur China – auch Russland und 
der Iran sind in dieser Hinsicht Dauerbrenner der westlichen Öffentlichkeit. Und 
sie ist natürlich auch nicht neu. Erinnern wir uns: In den Mao-Zeiten galt das da-
mals noch sozialistische Land als „gelbe Gefahr“, und seine Einwohner firmierten 
als „blaue Ameisen“ – was heute vielleicht als „politisch inkorrekt“ gelten würde. 

Die Wende der kommunistischen Staatspartei hin zum Kapitalismus wurde 
im Westen dann erleichtert bis euphorisch begrüßt. Deutsche Unternehmer und 
Politiker waren ganz vorne dabei, als es darum ging, Beziehungen zu knüpfen und 
erste Joint-Ventures zu gründen. Kaum aber stellte sich heraus, dass an diesen 
Geschäften auch chinesische Firmen verdienten und sich zu weltmarktfähigen 
Konkurrenten entwickelten, kaum wurde deutlich, dass Chinas Regierung sich 
keineswegs so behandeln ließ, wie man es von anderen „Dritte-Welt-Staaten“ ge-
wohnt war, gingen die Beschwerden los. 

Fangen wir – ganz jenseits der Attacken der Bildzeitung47 – mit den seriösen, wis-
senschaftlichen Veröffentlichungen an. Ohne Anspruch auf Vollständigkeit hier 
zunächst einmal ein Blick auf die Titel einiger Publikationen zu China in den 
vergangenen 20 Jahren: „China – eine Weltmacht kehrt zurück“ (Konrad Seitz, 
2000), „Herausforderung China“ (Wolfgang Hirn, 2005), „Das asiatische Jahr-
hundert“ (Karl Pilny, 2005), „Globale Rivalen – Chinas unheimlicher Aufstieg 
und die Ohnmacht des Westens“ (Eberhard Sandschneider, 2007) und natürlich 
die zeitweise im Jahresrhythmus veröffentlichten Bücher des Handelsblatt-Jour-
nalisten Frank Sieren wie zum Beispiel „Der China-Schock: Wie Peking sich die 
Welt gefügig macht“ (2008), „Zukunft? China!“ (2018). Gerade erschienen ist das 

47	  https://www.heise.de/tp/features/BILD-attackiert-China-4706074.html
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Buch des Zeit-Korrespondenten Matthias Naß „Drachentanz. Chinas Aufstieg 
zur Weltmacht und was er für uns bedeutet“ (2021). Dazu kommen die Specials 
der Wochenblätter: „China – Aufstieg zur Weltmacht“ (2004) bzw. „China, die 
unberechenbare Supermacht“ (2008) und „Chinas Welt – was will die neue Su-
permacht“ (2011) (alle Spiegel), „Chinas Wirtschaft – Bedrohung oder Chance?“ 
(Fondsmagazin) usw.

Eine fast endlose Reihe mit der immer gleichen Fragestellung: Was bedeutet 
das „neue China“ für Deutschland und seine Erfolge auf dem Weltmarkt bzw. 
in der Staatenkonkurrenz? Das ist die offenbar selbstverständliche Fragestellung, 
mit der sich deutsche Wissenschaftler und ihre populären Dolmetscher einer 
„Länderanalyse“ zuwenden. Diese Wahrnehmung Chinas als neuer und mäch-
tiger Konkurrenz veranlasst sie einerseits zu viel Hochachtung. Beeindrucken-
de Wachstumszahlen und Exporttabellen, die PISA-Ergebnisse der Shanghaier 
Schüler, die Summen chinesischer Universitätsabschlüsse sollen zeigen, dass sich 
das Land mit geradezu atemberaubender Geschwindigkeit zum neuen Zentrum 
des Weltkapitalismus entwickelt. Und seit es das chinesische Projekt der „Neuen 
Seidenstraße“ gibt, überschlagen sich die Berichte über die gigantischen Investi-
tionssummen. Zugleich verraten die verwendeten Vokabeln allerdings vor allem 
die vorherrschende Sorge: „Herausforderung“, „unberechenbar“, „Bedrohung“, 
„Schock“. Das ist aufschlussreich. 

Offensichtlich ist es – nicht einmal auf der Ebene der Berichterstattung und Län-
derkunde – so, dass sich die deutsche Politik, Presse und die Bevölkerung unbe-
fangen freuen, wenn es einem Land gelingt, Armut und Unterentwicklung hinter 
sich zu lassen. Erinnern wir uns einmal kurz an die seit den Siebzigerjahren gern 
propagierte Vorstellung von den „Entwicklungsländern“. Die sah bekanntlich 
so aus, dass sich die aus dem Kolonialismus entlassenen bzw. befreiten Staaten 
in den Weltmarkt integrieren sollten, um sich dort – mit Unterstützung der er-
folgreichen westlichen Nationen – „zu entwickeln“, mit dem Versprechen, öko-
nomisch und politisch zu ihnen aufzuschließen. Und gerade vom maoistischen 
China – dem weltgrößten „Entwicklungsland“ – hatte der Westen jahrzehntelang 
verlangt, es solle von seinen sozialistisch-spinösen Ideen lassen. Jetzt, da sich das 
Land zum Kapitalismus gewendet hat und nach den Kriterien dieser ihm immer-
zu ans Herz gelegten Produktionsweise offenbar ziemlich vieles richtig macht und 
entsprechende Erfolge feiert; jetzt, da man es im Westen mit einem (dem einzi-
gen!) „Entwicklungsland“ zu tun bekommt, das tatsächlich ökonomisch aufgeholt 
hat und den Nutznießern dieser Weltordnung auf Augenhöhe gegenübertritt – 
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was geschieht? Wird China als Vorzeigeland und Modell für jene Länder gefeiert, 
die es „noch nicht geschafft“ haben? Keineswegs, im Gegenteil.

Offensichtlich war die Rede von den „Entwicklungsländern“ ein Teil der west-
lichen Propaganda im Kalten Krieg, als in der „dritten Welt“ noch ein sozialis-
tischer Block mitmischte und der Westen sich etwas mühen musste, die jungen 
Staaten in Afrika und Asien auf seine Seite zu bringen. Das ist heute lange vorbei, 
also werden auch die entsprechenden Ideologien angepasst. Zweitens aber – und 
das ist das gewichtigere Argument: Weil in dieser Welt der Marktwirtschaft und 
Staatenkonkurrenz jeder Erfolg des einen letztlich auf Kosten anderer erfolgt, gibt 
der chinesische Newcomer neben allen Geschäftsmöglichkeiten, die er anderen 
eröffnet, ganz offensichtlich auch Grund zur Sorge um die eigenen Erfolgsaus-
sichten und damit zur immer auch latent feindseligen Stellung zu ihm (und be-
weist damit übrigens auch, wie die westlichen Länder es immer gemeint hatten 
mit ihrer Heuchelei von der „Entwicklung“).

Die in der hiesigen Öffentlichkeit lancierte Fragestellung lautet generell un-
gefähr so: Ist der Erfolg, den dieses Land vorzuweisen hat und dem man seinen 
Respekt nicht ganz versagen kann, eigentlich mit rechten Dingen zustande ge-
kommen? Die Antwort lautet wenig überraschend: nein, natürlich nicht! Denn, 
so ist allenthalben zu lesen: Der Produktivitätsfortschritt, der Chinas Welt-
markterfolge möglich macht, beruht zum großen Teil auf Industriespionage 
und purer Ausbeutung (von Mensch und Natur). Die Waren, mit denen das 
Land seine Devisen verdient, sind nach allen Regeln der Kunst kopiert, gefälscht 
und vielleicht sogar vergiftet! Die Geschäftsmöglichkeiten, die das Land unse-
ren Unternehmen bietet, sind so gestrickt, dass die chinesischen Partner stets 
viel besser dabei wegkommen. Auf Dauer haben sich die chinesischen Kapita-
listen so nicht nur ihren heimischen Markt gesichert (dessen Eroberung „wir“ 
offenbar fest für „uns“ verbucht hatten), sondern kommen uns jetzt auf allen 
Märkten dieser Welt in die Quere (was offensichtlich nicht in Ordnung ist, da 
„unser“ Besitzstand!).

Allgemein zielen diese Berichte auf das Urteil: Chinas Aufstieg kommt mit unlau-
teren Mitteln zustande. Seine Geschäftsleute agieren nicht kapitalistisch, sondern 
– es folgen bedeutsame Differenzierungen – „brutal“, „früh-“ bzw. „manchester-“ 
oder wahlweise auch „staatskapitalistisch“. Zu solchen Formulierungen greift, wer 
das Prinzip aus gutem Grund ungeschoren lassen, aber einen Vorbehalt gegen 
den Konkurrenten vorbringen will, der es erfolgreich anwendet. 
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Vor allem aber wendet man sich in seinem Ärger gegen den chinesischen Staat 
und die Führung seiner Kommunistischen Partei (KP). Zwar ist klar, dass man es 
einzig und allein dieser KP zu verdanken hat, dass die westlichen Geschäftsleute 
und Staaten mit China einen für sie inzwischen unverzichtbaren Zuwachs ihres 
Weltgeschäfts bekommen haben. Das hindert aber keinen westlichen Journalis-
ten, genau in dieser KP ein eigentlich unerträgliches Hindernis zu sehen und sie 
dauernd zu attackieren – und das sicher ein ganzes Stück fundamentalistischer 
als diejenigen, die tatsächlich ganz praktisch Geschäfte in China machen oder mit 
der Regierung in Beijing zu verhandeln haben. Mit süffisantem Unterton werfen 
hiesige Journalisten der chinesischen „Kommunistischen Partei“ vor, dass es in 
ihrem Land schlimmste Ausbeutung, Korruption und soziale Missstände aller Art 
gibt. Vorgetragen wird das von denselben Leuten, die ihren lohnabhängigen Le-
sern und Zuschauern in Deutschland so gerne vorhalten, dass ihr Lebensstandard 
zu hoch, ihre (Lebens-)Arbeitszeit zu kurz und überhaupt die sozialstaatliche 
„Vollkaskomentalität“ von gestern sei.

Der schlimmste Vorwurf, den man gegen die KP vorzubringen hat, ist aller-
dings der, dass diese Partei ihrem Volk das Wählen verweigert, also jene Veran-
staltung gelebter Demokratie, bei der Figuren antreten, die sagen, was ohnehin 
feststeht: Die Geschäfte der Unternehmen und Banken müssen (wieder) laufen, 
die Wirtschaft muss wachsen, und dafür müssen die entsprechenden Opfer vom 
Volk erbracht werden. Weil es die bei uns übliche Konkurrenz um das Personal 
der in der Sache alternativlosen Machtausübung in China nicht gibt (stattdessen 
andere Formen der Ämterbesetzung, vgl. Teil 2, Kapitel 9), lasse sich – so der all-
gemeine Tenor – der ganze Staat dort auf eines zusammenkürzen: Er unterdrückt, 
er ist (was man hierzulande an keiner gleichgearteten Maßnahme entdecken will) 
Gewalt gegen seine Gesellschaft – und dieses ziemlich eindimensionale Urteil 
lässt sich natürlich wieder unterschiedlich illustrieren:

–  Niemand braucht zu wissen, wie viele Zeitungen es in China gibt und schon 
gar nicht, was in ihnen drinsteht, um in einer Frage ganz sicher zu sein: In der 
Volksrepublik wird die Pressefreiheit mit Füßen getreten. (Umgekehrt wun-
dert sich anscheinend niemand darüber, dass unsere freie Presse ganz ohne 
jede Zensur die immer gleichen Kommentare produziert – und das nicht nur 
zum Thema China.)

–  Jeder weiß, dass China gemein mit seinen Oppositionellen verfährt, ob mit 
seinem Nobelpreisträger Liu Xiaobo, dem Künstler Ai Weiwei oder den De-
monstranten in Hongkong. Ganz im Unterschied zu hiesigen Verhältnissen, 
wo erklärte Systemgegner bekanntlich als willkommene Bereicherung des 



L · China 2020China 2020

Meinungsspektrums aufgefasst und in jede TV-Talkrunde eingeladen weren.48 
–  	Während bei uns „islamische Fundamentalisten“ und ihre störenden Par-

allelsellschaften völlig zu Recht ins Visier genommen, verfassungsrechtlich 
einwandfrei als Terroristen bekämpft und öffentlich diffamiert werden, stel-
len „wir“ uns in China ganz selbstverständlich auf die Seite der nationalen 
Minderheiten der Uiguren und Tibeter, deren separatistische Forderungen 
und gewaltsame Unruhen so eindeutig wie sonst nirgends auf der Welt gegen 
die böse Zentralgewalt sprechen.

Ökonomische Ausbeutung, rücksichtsloser Umgang mit der Natur, Korruption, 
ein ausgeprägtes staatliches Überwachungsbedürfnis und Repression gegenüber 
Oppositionellen und Separatisten, außenwirtschaftliche Expansion, militärische 
Aufrüstung (die ja nicht China erfunden hat, geschweige denn, dass es die größ-
te Militärmacht ist) und geostrategische Positionierung, ja selbst die patriotische 
Begeisterung des Volks für seinen Staat (die man hier permanent einfordert) – 
im Falle China wird all das zum außerordentlichen Skandal stilisiert. Dabei weiß 
man selbstverständlich in den meisten Fällen sehr genau, dass es die genannten 
Hässlichkeiten in ähnlicher Form auch hierzulande gibt und Fälle offener Dis-
kriminierung und politischer Unterdrückung spätestens bei den von Deutschland 
und der EU unterstützten „befreundeten Regierungen“ in Afrika, dem Nahen Os-
ten und in Lateinamerika an der Tagesordnung sind. Doch das sind dann bloß 
„Ausnahmen“, korrigierbare Fehler, ist staatliches „Versagen“. In China dagegen 
desavouiert jeder einzelne Kritikpunkt ein für alle Mal „das System“ – zu verbes-
sern ist da nichts, und „konstruktive Kritik“, die bei „uns“ ganz selbstverständlich 
jeder Form von Unzufriedenheit abverlangt wird, ist nicht angebracht.

Umgekehrt werden Fakten, die das negative Bild dieses Staats etwas ins Wanken 
bringen könnten, nicht so gerne in den wichtigen Medien thematisiert. Chinas 
außerordentliche Erfolge bei der Bekämpfung absoluter Armut oder bei der Zu-
rückdrängung von Wüsten durch Aufforstung passen offenbar nicht so richtig in 
das Bild, das die Mainstream-Medien vermitteln wollen.49 Ebenso wenig wollen 

48	 Übrigens mutierte Ai Weiwei sofort zur unliebsamen Persönlichkeit, als er von China- auf  
Deutschland-Kritik umschaltete und erklärte, „die Deutschen hätten eine tief verwurzelte 
Abneigung gegen Fremde, eine autoritätshörige Gesinnung und es außerdem nie geschafft, 
den Nazismus abzulegen.“ https://www.welt.de/vermischtes/article205229247/Ai-Weiwei-
Deutsche-haben-eine-tiefe-Abneigung-gegen-Fremde.html 

49	 https://www.welt-sichten.org/artikel/37040/armutsgrenzen-von-zahlen-und-menschen; 
https://www.holzkurier.com/rundholz/2018/11/weltweit-groesste-aufforstungsflaeche.
html#
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deutsche Journalisten sich und ihr Publikum im Falle Chinas mit Analysen und 
Hintergrundinformationen belasten, die das klare Bild von der bösartig-repres-
siven Staatsmacht50 gegen liebenswerte Uiguren oder Hongkonger Studenten er-
schüttern könnten. Die Redaktionen der großen Medienhäuser könnten leicht 
auch selbst herausfinden, was einige linke Journalisten recherchiert haben: Terro-
ristische Aktionen uigurischer Fundamentalisten, deren geistige Führer als „Exil-
regierung“ seit den 1970er-Jahren in München sitzen; die zweifelhaften Ziele und 
das rüde Vorgehen der Demonstranten in Hongkong (Erstürmung und Verwüs-
tung des Parlamentsgebäudes. Man vergleiche einmal die Berichterstattung zum 
„Sturm auf das Capitol“, der „Herzkammer der amerikanischen Demokratie“!); die 
Merkwürdigkeiten um die dortige Galionsfigur Joshua Wong, der seit bereits fünf 

Jahren Verbindungen zu US-amerikanischen Thinktanks und zur CIA unterhält.51 

50	 In Sachen böswilliger Behauptungen unübertroffen ist Adrian Zenz, ein dubioser US-Dok-
tor, der von öffentlich-rechtlichen Sendern allen Ernstes als „Experte“ vorgestellt wird. In 
2019 wartete er mit Enthüllungen über KZ-artige Lager in Xinjiang auf, in denen angeb-
lich mehrere Millionen Uiguren festgehalten und gehirngewaschen wurden. 2020 durfte 
der Mann, der nach eigener Auskunft von Gott selbst geleitet wird, ähnliche, wenn auch 
abgeschwächte Anschuldigungen für Tibet in die Welt setzen: https://www.dw.com/de/ar-
mutsbekämpfung-mit-nebenwirkungen-in-tibet/a-55056388. Zu Adrian Zenz und seinem 
christlich-fundamentalistischen und rechtsradikalen Hintergrund vgl. Jens Berger in Nach-
denkseiten https://www.nachdenkseiten.de/?p=56639

51	 Zu den Demonstrationen in Hongkong und Joshua Wong: Christian Y. Schmidt in Konkret 

Einige Bemerkungen zu den Uiguren

Mit den „China Cables“, geleakten Dokumenten chinesischer Behörden über 
staatliche „Umerziehungslager“ für Uiguren im westchinesischen Autonomen 
Gebiet Xinjiang, wurde seit Ende 2019 die Behandlung der uigurischen Min-
derheit durch den chinesischen Staat zum Thema der „Weltöffentlichkeit“ ge-
macht. Seitdem gelten Vorwürfe in dieser Frage als mehr oder weniger „be-
wiesen“; sogar von „Konzentrationslagern“ ist immer wieder die Rede. Der 
Journalist Jörg Kronauer schreibt dazu, dass die „China Cables“ in der Tat be-
stätigen, dass „Menschen in den Lagern ohne gerichtliches Urteil, gegen ihren 
Willen und über lange Zeit festgehalten, zur Veränderung ihres Verhaltens 
veranlasst und penibel überwacht werden.“ Aber: „Weitere Vorwürfe, insbe-
sondere den, dass in den Einrichtungen Gewalt und Folter angewandt würden, 
belegen sie nicht.“ („Junge Welt“, 5.12.2019) In einer ausführlichen und lesens-
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Doch an der Aufklärung solcher „Ungereimtheiten“ besteht offenbar kein Interesse.
 

1/2020 („Trump, befreie uns. Die Pegida von Hongkong“) und Jens Berger, https://www.
nachdenkseiten.de/?p=54892

werten Recherche bemüht er sich anschließend um die nötige Klärung der 
„Hintergründe, die die Behörden der Volksrepublik überhaupt erst veranlasst 
haben, die Lager zu errichten.“
Hier soll deshalb nur in aller Kürze festgehalten werden:
• Das Aufhetzen von Stämmen bzw. Völkern gegen ihre Herrschaft – ob „ko-
lonial“ oder im Fall von Vielvölkerreichen – war schon immer ein probates 
Mittel in der Konkurrenz von Staaten.  
• Im Fall der Uiguren wurden deren Bemühungen um Befreiung vom „chinesi-
schen Joch“ seit dem 19. Jahrhundert berechnend angefeuert von wechselnden 
Mächten: Großbritannien, USA, Deutschland und Türkei.  
• Heute tritt der uigurische Separatismus als dschihadistischer Islamismus auf: 
Juli 2009 Pogrom in Urumqui gegen Han-Chinesen mit 134 Toten (viele von 
ihnen brutal erschlagen); 2013 Selbstmordattentat auf dem Tienamen-Platz in 
Beijing mit einem SUV (3 Tote);  2014 Massaker am Bahnhof von Kunming, bei 
dem acht Attentäter 31 Passanten umbringen; Überfall auf ein Regierungs- und 
Polizeigebäude in Kashgar, bei dem 37 Zivilisten sterben; Überfall auf eine Koh-
lemine in Aksu mit 50 toten hanchinesischen Arbeitern. (Zu den Aktivitäten 
uigurischer Dschihadisten, deren Organisation ETIM von Al Quaida finanziert 
wurde, in Syrien, Indonesien, Thailand und Afghanistan s. Kronauer ebenda.)  
   Auf das Pogrom in Urumqui reagierte China1 mit einem Einsatz seines Mili-
tärs, angesichts der sich wiederholenden Anschläge dann mit einer grundsätz-
lichen Änderung seiner Politik gegenüber den Uiguren. Zuvor hatte sich die 
Regierung in Beijing darauf verlassen, dass die ökonomische Entwicklung der 
Provinz (sprich: ihre kapitalistische In-Wert-Setzung, s. Seite XIII) auf Dauer 
ein genügend großes „Integrations-Angebot“ auch an die bisher traditionell 
wirtschaftenden, zum Teil noch nomadisierenden Uiguren darstellen und die 
vorhandene Unzufriedenheit, die den Nährboden für die ethnisch-religiösen 
Konflikten darstellt, mindern würde. Mit den „Lagern“ setzt die chinesische 
Regierung nun offensichtlich auf eine Mischung von direktem Zwang und An-
geboten: „Chinesische Stellen erklären stets, es handle sich um Einrichtungen, 
in denen Uiguren von ‚terroristischen und extremistischen Gedanken‘ abge-
bracht und zugleich in der Landessprache unterrichtet wie beruflich fortge-
bildet werden sollen; es gehe darum, dem uigurischen Terrorismus langfristig 
den Nährboden zu entziehen.“ (Kronauer) 

1	 Die nationalen Minderheiten sind in der Volksrepublik vergleichsweise gut gestellt: Sie sind 
von der „Ein-Kind-Regelung“ ausgenommen, ihre Sprache ist ebenso anerkannt wie ihre 
politische Vertretung institutionalisiert; mehr zur Gesamtproblematik in Teil 2, Kapitel 9 
zur „Nationalitätenfrage“.
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   Den Vergleich mit den Antiterror-Maßnahmen westlicher Staaten möchte 
ich an dieser Stelle den Lesern überlassen …
    PS: Im Januar 2021 erfährt die Sache eine diplomatische Neuauflage: US-Au-
ßenminister Mike Pompeo hat China an seinem letzten Amtstag „Völkermord“ 
(!) an den Uiguren vorgeworfen und verlangt, dass die „kommunistische Füh-
rung zur Rechenschaft gezogen werden müsse“; sein Nachfolger Antony Blin-
ken bestätigt bei seiner ersten (!) Pressekonferenz, dass ein „Genozid“ (!) an 
den Uiguren begangen werde. Der chinesische Außenamtssprecher sieht sich 
daraufhin bemüßigt, die Vorwürfe entschieden zurückzuweisen: „Ich werde 
das jetzt dreimal sagen, weil es wirklich wichtig ist: Es gibt keinen Genozid 
in China, es gibt keinen Genozid in China, es gibt keinen Genozid in China“, 
sagte der Pekinger Außenamtssprecher Zhao Lijian am Donnerstag.“2

2	 Quellen: https://www.tagesschau.de/ausland/amerika/usa-pompeo-china-uiguren-101.
html, https://www.nzz.ch/international/usa-china-begeht-genozid-an-uiguren-bestaetigt-
antony-blinken-ld.1598786, https://www.t-online.de/nachrichten/ausland/internationale-
politik/id_89366018/china-weist-voelkermord-vorwurf-aus-den-usa-zurueck.html

Um ein letztes Beispiel aus der jüngsten Zeit zu bringen: China hat im Frühjahr 
2020, zu Beginn der Corona-Pandemie, viele Staaten mit Atemmasken, medizi-
nischer Schutzkleidung und Beatmungsgeräten ausgestattet und auch medizini-
sches Personal dorthin geschickt: Spanien, Italien, Serbien und viele andere. Die 
Kommentare hier enthielten durchgängig den Vorwurf, dass diese Hilfe nicht 
selbstlos stattfinde, China sich damit Freunde machen und davon ablenken wol-
le, dass die Pandemie ihren Ursprung in China hatte. Die Kritik „nicht selbst-
los“ ist wirklich bemerkenswert. Welcher Staat leistet eigentlich selbstlos Hilfe? 
Wie sieht es im Fall der Bundesrepublik aus? Deutschland hatte Italien in seiner 
schlimmsten Krisenzeit den Export dringend benötigter medizinischer Schutz-
kleidung gestrichen und hat mit „Hilfe“ (demonstrative und von großer medialer 
Aufmerksamkeit begleitete Aufnahme einiger italienischer Corona-Patienten in 
deutschen Kliniken) erst begonnen, nachdem die Stimmung in diesen Ländern 
sehr anti-europäisch und anti-deutsch geworden war.

Zwischenfazit: Selektive Wahrnehmung, parteilich-missgünstige Vergleiche, de-
ren Maßstab wie selbstverständlich das bei „uns“ Gültige, Übliche oder Erwünschte 
ist, kampagnenartige Wiederholungen – all das kennzeichnet ein veritables Feind-
bild. Die Verurteilung des chinesischen Staates als Fall von „bad governance“, als 
autoritäres „Regime“, hat vor allem die Funktion der Delegitimation eines lästigen 
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Konkurrenten, gegen den man sich alle Maßnahmen vorbehalten will.3 

Nun ein paar Gedanken zu den deutschen Linken. Neben der Vorstellung, dass 
China immer noch als sozialistischer Staat einzuordnen sei, der sich international 
durch besondere Friedfertigkeit auszeichnen würde, existiert auch die kongenial 
entgegengesetzte Variante. Für diverse linke Gruppen ist China ein besonders ab-
zulehnendes Staatswesen. Gewerkschaftler und Anarchisten haben ansonsten eine 
vermutlich eher kleine Schnittmenge; dass aber Chinas kapitalistisches System 
extra-ausbeuterisch ist und dass der chinesische Staat extrem repressiv auftritt 
– darin sind sie sich durchaus einig. Hier einige Überlegungen zu den Vorstellun-
gen und Urteilen, die mir in diesem Zusammenhang begegnet sind. 

a) China als besonders ausbeuterischer Kapitalismus

Natürlich werden in China Arbeiter_innen ausgebeutet – und zwar systematisch. 
Die regierende KP hat schließlich ab 1978 kapitalistisches Wirtschaften durch-
gesetzt – kopiert hat sie dieses Prinzip übrigens vom Westen, der in diesem Fall 
kein geistiges Eigentum verletzt sah! China ist damit sehr spät in einen bereits fix 
und fertig organisierten Weltmarkt eingestiegen, den die erfolgreichen westlichen 
Staaten seit mehr als 150 Jahren durch die Ausbeutung ihrer Arbeiter_innen für 
das Wachstum ihrer Kapitale benutzt hatten (Ausplünderung der Kolonien inbe-
griffen!). Um westliches Kapital anzulocken, musste der asiatische Neueinsteiger 
vor allem zu Beginn (solange China selbst noch kein attraktiver Markt darstellte) 
besondere Angebote machen: Billigkeit seiner Arbeitskräfte, lange Arbeitszeiten, 
schlechte Arbeitsbedingungen. 

Wer diese „Extra-Ausbeutung“ kritisieren will, hat insofern zwei Adressen: 1. 
den chinesischen Staat, der seine Leute als Sonderangebot für westliche Unter-
nehmen herrichtet (siehe dazu Kapitel 2, 3, 4 und 5 in Teil 2 des Buchs) und 2. 
die hiesigen Kapitale und Staaten, die das mit Kusshand wahrgenommen haben. 
Die letzteren haben sich dann übrigens mit Hinweis auf die von ihnen genutzten 
chinesischen Billiglöhne erpresserisch gegen das Lohnniveau und die sozialstaat-

3	 So wird vor allem auch die eigene Bevölkerung eingeschworen, die gar nicht unbedingt so 
denkt. Meinungsumfragen der letzten Zeit haben das Resultat erbracht, dass China und 
die USA in der Sympathie der Deutschen gleichauf liegen – was angesichts der öffentlichen 
Feindbildpflege wirklich erstaunlich ist. https://www.nzz.ch/international/die-transatlan-
tische-partnerschaft-verliert-dramatisch-an-rueckhalt-ein-enges-verhaeltnis-zu-china-
ist-den-deutschen-mittlerweile-fast-so-wichtig-wie-gute-beziehungen-mit-den-usa-
ld.1557062 
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lichen Standards in ihren westlichen Heimatländern gewandt und das Verhältnis 
von Lohn und Leistung in ihrem Sinne erfolgreich gesenkt. Und im Jahr 2008 
haben sich vor allem US-amerikanische Firmen gegen ein chinesisches Arbeits-
gesetz gestellt, das allgemeine Arbeitsverträge und Kündigungsschutz auch für 
die in Joint Ventures eingesetzten Wanderarbeiter vorsah. 

An all dem wird vor allem eines klar: Die Vorstellung von „schlimmen“ und „we-
niger schlimmen“ kapitalistischen Unternehmen oder Staaten führt zu geistigen 
Irrwegen. Es ist vielmehr das eine und unteilbare Sachgesetz der kapitalistischen 
Konkurrenz, das bei den verschiedenen nationalen Standorten zu unterschied-
lichen Konsequenzen führt. Im Falle Chinas (wie übrigens durchgängig in der 
sog. Dritten Welt, die darum konkurriert, Ziel westlicher Kapitalinvestitionen zu 
werden) sind Billigkeit und relative Rechtlosigkeit seiner Arbeiter entscheidende 
Pluspunkte für die Anlageentscheidungen westlicher Kapitale. Mit der bitteren 
Konsequenz, dass der weltweite Zugriff auf billige Arbeitskräfte die Lage der west-
lichen (Industrie-)Arbeiter massiv verschlechtert: Entweder verlieren sie ihre Ar-
beitsplätze oder sie müssen Lohneinbußen/schlechtere Arbeitsbedingungen und 
Sozialstandards hinnehmen – diese Auswirkungen der „Globalisierung“ genann-
ten Expansion des Kapitals sind in den entsprechenden Sozialstatistiken gut ab-
zulesen.

Die Kritik an China sollte also m. E. nicht lauten, dass es ökonomisch etwas 
anderes (oder besonders „Schlimmes“) macht, sondern dass es dasselbe System 
eingeführt hat wie das, das hier bei uns herrscht! Die Kritik zielt auf das System, 
nicht auf das besondere Land China. 

Übrigens: Wenn sich in diesem Kontext Staaten, die von diesem System seit 150 
Jahren erfolgreich leben, und ihre bezahlten Journalisten, die nichts für Verände-
rung übrig haben, geschweige denn für Revolutionen, als Hüter der Menschen-
rechte aufspielen und „brutale Ausbeutung“ in China anprangern, dann sollten 
einige Alarmknöpfe losgehen … 
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b) China als besonders repressiver Staat

Linke sind in vielen Dingen nicht einverstanden mit dem deutschen Staatswesen; 
den chinesischen Staat aber finden die allermeisten von ihnen schlicht indiskuta-
bel und auf alle Fälle wesentlich „schlimmer“ als den hiesigen. Und natürlich: In 
einem Vergleich der politischen Systeme schneidet der chinesische Staat schlecht 
ab. Er lässt keine freie Presse zu und erkennt den Wunsch nach einer institutio-
nalisierten Opposition neben der regierenden Einheitspartei nicht an; sein Herr-
schaftspersonal wird – zumindest oberhalb der kommunalen Ebene – nicht über 
eine öffentliche Wahl zwischen mehreren Kandidaten bestimmt; er zensiert seine 
Bürger und ihre sozialen Medien, er gängelt sie – inzwischen sogar mit einem 
ausgeklügelten „Sozialkreditsystem“ –, sich an Gesetze und Anstand zu halten. 

Auffällig ist, dass Feststellungen dieser Art gar nicht den Auftakt zu Fragen bil-
den – etwa danach, wie das politische System in China aussieht (denn die Fest-
stellung, was es alles nicht gibt, stellt ja keine Auskunft darüber dar, wie politische 
Entscheidungen in der VR zustande kommen), ob es von der westlichen Demo-
kratie nichts wissen will, was seine Gründe dafür sind usw. usf. Umgekehrt könnte 
man auch fragen, was die große Masse der Bevölkerung in den westlichen Staaten 
eigentlich davon hat, dass es in ihren Ländern all das gibt … Für all diese Fragen 
gibt es bemerkenswert wenig Neugier. Es sieht so aus, als sei das Resultat des Ver-
gleichs – China sieht schlecht aus – bereits alles, was man wissen wollte. Nehmen 
wir den Vergleich trotzdem einmal ernst.

Ein solcher Vergleich unterstellt eine qualitative Gemeinsamkeit; es ist nicht 
schlecht, diese festzuhalten, bevor man sich den Differenzen widmet. Dafür ist 
zunächst einmal – auf der abstraktesten Ebene – festzuhalten, dass es sich in 
beiden Fällen um staatliche Gewaltmonopolisten handelt, die ihren Bürgern die 
kapitalistische Konkurrenz um Eigentum als die Art und Weise vorschreiben, 
unter der sie ihre (Lebens-)Interessen verfolgen dürfen. Die dabei notwendig auf-
tretenden antagonistischen Gegensätze verwalten dann ebenfalls beide mit dem 
Ziel, einen möglichst großen Zuwachs an Wirtschaftswachstum und staatlichen 
Machtmitteln zu erzeugen.

Angesichts dieser essenziellen Gemeinsamkeiten ist es nicht verwunderlich, 
dass Bürger, die sich um den Erwerb ihrer privaten Einkommen kümmern (müs-
sen) und die das mehr oder weniger mühsam erworbene Geld anschließend für 
ihren privaten Konsum ausgeben, keinen wesentlichen Unterschied zwischen den 
„inkompatiblen Systemen“ sehen. Die große Masse der gesetzestreuen Menschen, 
die sich „nicht groß um Politik kümmern“ (wie hier wie dort viele von sich selbst 
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sagen), gerät im Normalfall außer bei Verkehrsdelikten weder in Deutschland 
noch in China mit der Staatsgewalt aneinander; deutsche Touristen sind übri-
gens immer wieder erstaunt, wie „normal“ doch alles in China aussieht (während 
sie auf Basis der heimischen Informationspolitik an jeder Ecke das Arsenal des 
Unterdrückungsstaats erwarten).

Anders sieht es bei der Organisation des politischen Systems aus. Hier sind in der 
Tat Unterschiede in der Art und Weise zu erkennen, wie die westlichen Demo-
kratien Herrschaft regeln und wie China es macht. 

In den westlichen Demokratien ist – wiederum abstrakt gefasst – die Beset-
zung der politischen Macht als Konkurrenz mehrerer Parteien organisiert. Dieses 
Verfahren sorgt dafür, dass sich die verschiedenen und entgegengesetzten ge-
sellschaftlichen Interessen äußern können und gleichzeitig am „Machbaren“ der 
alternativlos feststehenden Staatsräson (Wirtschaftswachstum/Staatserfolg) rela-
tivieren. Die „geteilten Gewalten“ Legislative und Jurisdiktion kontrollieren sich 
und die staatlichen Exekutivorgane daraufhin, ob die ausgeübte Macht pur und 
effektiv diesem Zweck dient. Die Presse berichtet über gesellschaftliche Missstän-
de und klagt wechselnd Bürger, Unternehmer, Politiker, „Ämter“ als Verursacher 
an. Ihre Hauptbotschaft lautet, dass alles, was zu Unzufriedenheit führt (Armut, 
Lebensmittelskandale, Krisen, Klimawandel), nicht sein müsste, wenn sich nur 
jeder an seinem Platz verantwortungsbewusst verhalten würde – und ist darin so 
notorisch kritisch wie ungemein affirmativ.    
    In China liegt die politische Macht in den Händen der Kommunistischen Par-
tei. Sie hat die Hoheit über die Frage, wer die wichtigen Entscheidungen im Land 
treffen darf und welche gesellschaftlichen Interessen für Wirtschaftswachstum und 
Staatserfolg berücksichtigt werden. Um diese Frage zu beantworten, organisiert sie 
einen Meinungsbildungsprozess innerhalb ihrer, den „Staat tragenden“ Partei, mit 
ihren 90 Millionen Mitgliedern und den dazu gehörenden gesellschaftlichen Ver-
bänden bzw. Organisationen (Bauern, Gewerkschaften, Unternehmer, Frauen etc.). 
Sind dann die Entscheidungen in den obersten Gremien gefallen, ergehen sie in 
Form zentralstaatlicher Direktiven; Provinzen und nachgelagerte Entscheider nut-
zen dabei Spielräume zur eigenen Interpretation/Gestaltung (die nicht immer im 
Sinn des Zentralstaats sind). Von Journalisten/Autoren verlangt die KP, dass sie sich 
bei ihrer Berichterstattung und ihren Analysen klar auf den Standpunkt stellen, was 
zum weiteren Fortschritt von Wirtschaft, Partei und Staat beiträgt. Konstruktive 
Kritik ist erlaubt und erwünscht; Vorschläge für eine alternative Organisation ihres 
politischen Systems fallen allerdings nicht darunter – in diesem Sinne zensiert sie 
und verbietet Meinungen, mit denen sie ihre „Autorität“ unterminiert sieht.   



LVIII · China 2020China 2020

Das sind in der Tat unterschiedliche Methoden, „Staat“ zu machen und eine ka-
pitalistische Gesellschaft zu regieren (die hier nur abstrakt angedeutete Analyse 
wird in Teil 2 des Buchs, Kapitel 9, genauer und ausführlicher durchgeführt!). 

Ihren Grund haben diese in unterschiedlichen historischen Ausgangspunkten: 
Die Durchsetzung demokratischer Prinzipien (Freiheit, Gleichheit, Eigentum) in 
den westlichen Ländern war das Mittel der freien Bürger gegen die alte Feudal-
ordnung. Damit ist es diesen gelungen, ihr Interesse – Konkurrenz um Eigentum 
– zum herrschenden Prinzip der neuen „bürgerlichen“ Gesellschaft zu machen. 

In China dagegen hat eine regierende kommunistische Staats-Partei ihr früher 
planwirtschaftlich organisiertes Land Stück für Stück in eine kapitalistische Wirt-
schaft transformiert, um damit Entwicklung und Aufstieg der chinesischen Na-
tion zu befördern. Sie ist das Subjekt dieses Projektes – und sie will es bleiben, weil 
sie seinen Erfolg gegen Gefährdungen von innen und außen sicherstellen will.  

Der Zusammenhang von Geschäft und Gewalt in China

Wer sich ernsthaft erklären will, warum die staatliche Gewaltanwendung in 
China oft härter. anders und oft ausfällt als in den westlichen Demokratien 
und nicht mit Erklärungen zufrieden ist, die den Grund in Herrscherfiguren 
suchen (der aktuelle Staatspräsident Xi Jinping bspw. wird als besonders au-
toritäre Persönlichkeit gehandelt), muss seinen Blick auf das aktuelle Staats-
programm richten. 
Die Einführung des Kapitalismus in China beinhaltet nicht weniger als die er-
neute Einführung einer Klassengesellschaft: Es gibt nun diejenigen, die fremde 
Arbeitskraft erfolgreich anwenden, deren Leistungen aneignen und seitdem 
gut davon leben (darüber handelt Kapitel 7 im zweiten Teil des Buchs). Für 
die meisten anderen aber gilt: Sie haben in den letzten Jahren ihre alten, viel-
leicht bescheidenen, aber doch zumindest überlebenstauglichen Ansprüche als 
sozialistische Bauern oder Werktätige verloren und sind in eine Freiheit der 
Konkurrenz geworfen, für die sie keine Mittel haben; für sie wird „das Leben“ 
wieder – wie weltweit üblich – ein „Kampf “. 
Dieses Programm ist der Sache nach eine gewaltsame Angelegenheit, weil da-
mit die Freiheit der Konkurrenz um Eigentum in diesem Land etabliert wird. 
Zugespitzt könnte man sagen: Gerade weil in China Freiheit durchgesetzt wird 
(Freiheit des Eigentums), ist so viel Zwang notwendig. Überall werden ge-
sellschaftliche Gegensätze der härteren Art aufgeworfen (es ist eben nicht so, 
dass die staatliche „Unterdrückung“ vorwiegend bei den Künstlern und Jour-
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nalisten zuschlägt – wie es sich die Linken oft vorstellen). Beispiele: Bauern 
werden gezwungen, die Enteignung des ihnen vorher zugesprochenen Landes 
zugunsten von Gewerbeflächen anzuerkennen; Anwohner sollen die Exis-
tenz einer giftigen Chemie-Fabrik und die für deren Rentabilität notwendige 
Verseuchung der Flüsse akzeptieren, Wanderarbeiter rebellieren wegen nicht 
gezahlter Löhne usw. usf.  Das ist der Grund dafür, dass der Einsatz staatli-
cher Gewalt gegenüber dem Volk im Zuge der flächendeckenden Ausbreitung 
marktwirtschaftlicher Prinzipien nicht geringer geworden ist, sondern ganz im 
Gegenteil stetig zugenommen hat – ein Zusammenhang, den die Freunde der 
Marktwirtschaft nie so gern erkennen wollen: Wie notwendig Gewalt zu dieser 
Produktionsweise gehört, in der um Eigentum konkurriert wird! Wenn west-
liche Stimmen bedauern, dass in China „trotz wirtschaftlicher Öffnung keine 
politische Liberalisierung“ zu verzeichnen sei, würden chinesische Politiker 
insofern antworten, dass das gerade wegen der wirtschaftlichen Öffnung und 
ihren Risiken innen wie außen nicht sein könne (vgl. dazu das Kapitel zum 
„Jahr 1989“ im zweiten Teil des Buchs).  

Die erste Option der chinesischen Führung angesichts zunehmender Beschwer-
den (die Zahl der Arbeitskonflikte und anderer gesellschaftlicher Auseinan-
dersetzungen steigt rapide an), besteht im Niederschlagen dieser Proteste, wo 
immer sie sich rühren. Auf der anderen Seite versucht die Beijinger Zentralre-
gierung zu unterscheiden, wo die Beschwerden ökonomischen oder politischen 
Zuständen gelten, die sie selbst als dysfunktional einstuft (Fälle von Sklavenar-
beit will sie z. B. nicht haben in ihrem Land und hat selbst eine Pressekampagne 
dagegen gestartet. Oder die Fälle von unrechtmäßiger Enteignung von Bauern 
durch ihre eigenen Parteifunktionäre, die sie als „Korruption“ verfolgt; usw.). 
Sie versucht also, allgemein gesagt, systemnötige von unnötiger, bloß „persön-
licher“ Brutalität bzw. illegaler „Habsucht“ zu trennen. Solche Versuche haben 
allerdings notwendig den Charakter eines Kampfs gegen Windmühlen. Schließ-
lich sind die „Auswüchse“ die Konsequenzen eines Prinzips – Produktion für 
Profit –, das ausdrücklich von der Regierung selbst gewünscht ist und das des-
halb immer wieder (und natürlich nicht nur in China! Man denke an die deut-
schen Schlachthof-Arbeiter!) diese Art von „Skandalen“ hervorbringen wird. 
   
Auf die unvermeidlichen Verwerfungen bei der Einführung der kapitalisti-
schen Staatsräson und auf ihre hässlichen Dauerphänomene deuten die west-
lichen Kritiker mit ihrem menschenrechtlichen Zeigefinger und rühmen sich 
ihrer „Zivilgesellschaften“. 
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Es ist allerdings so, dass die westlichen Staaten ihren Weg hin zu „etablierten 
Weltmächten“ sicher nicht mit den sprichwörtlich „gewaltfreien Diskursen“ 
gemacht haben. Sie haben erstmal ganze Arbeitergenerationen verschlissen 
und Widerstand aller Art, Klassenkampf, regionalen Separatismus usw. ge-
waltsam niedergemacht; dann haben sie sich nach langen Kämpfen, in denen 
sie die Protagonisten von Gewerkschaften, SPD und Kommunisten verfolgt 
und kaltgestellt haben, ein paar Rücksichtnahmen auf die Arbeiter und deren 
Lebensnotwendigkeit als funktionale Maßnahmen zur effektiven Indienstnah-
me des Proletariats einleuchten lassen, um heute, wo die angefeindete „Sys-
temalternative“ nicht mehr existiert, ihren Sozialstaat von allen „unnötigen 
Kosten“ zu befreien oder ihn selbst zur Geschäftssphäre umzugestalten. Von 
Kriegen, faschistischen Sonderetappen und deren erzieherischer Wirkung auf 
die Arbeiterklasse gar nicht zu reden. Politisch sind Geheimdienste, Partei- 
und Berufsverbote, die Verfolgung und Drangsalierung abweichender Stand-
punkte und Personen etc. in den menschenrechtlich perfekten Demokratien 
fest beheimatet. Wenn auf dieser Basis alles fest im Griff der Herrschaft ist und 
auch die Beherrschten im Staat die unerlässliche Bedingung ihrer zur Konkur-
renz genötigten Existenz begreifen, sodass sie sich als Patrioten für den Erfolg 
der Nation interessieren, gibt es tatsächlich Wahlen und Meinungs- und Pres-
sefreiheit! Und letztere funktioniert tatsächlich auch noch ganz von selbst und 
viel besser als jede Zensur. So nämlich, dass sie politische Einreden, die nicht 
die konstruktive Sorge um den Erfolg der Nation zum Inhalt haben, wie von 
selbst als nicht befassungswürdig totschweigt oder ins Leere laufen lässt – von 
gestern, unrealistisch, utopisch … heißt es dann. 

Das theoretisch Unlautere an den entsprechenden Vorwürfen an die Adresse 
Chinas ist ein sehr schräger Vergleich: Die eine Seite der Vergleichs betrifft 
ein Land, das damit befasst ist, mit aller dafür nötigen Gewalt den Maßstab 
kapitalistischer Gewinnproduktion zur gültigen gesellschaftlichen Maxime zu 
machen und die dazu passende Zentralgewalt herzustellen. Die andere sind 
Staatswesen, die genau das die letzten 200 Jahre mit aller Härte durchgesetzt, 
ihre Gesellschaften von A – Z gleichgeschaltet und jede Art von Interessen-
verfolgung auf sich, ihr Recht und ihr demokratisches Procedere verpflichtet 
haben und die zu Nutznießern der von ihnen geschaffenen Weltordnung samt 
ihres Weltmarkts geworden sind. Deren Propagandisten rechnen China die 
notwendigen Gewaltakte seiner „ursprünglichen Akkumulation“ vor, die ihre 
Staaten so erfolgreich schon lange hinter sich gebracht haben – das ist ebenso 
selbstgerecht wie verlogen.
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Soviel in aller Kürze zu Gemeinsamkeit und Unterschied dieser beiden Varianten 
kapitalistischer Staaten. Die Vergleiche, die üblicherweise angestellt werden, sind 
anderer Art. Die Gemeinsamkeit kommt gar nicht erst in den Blick; stattdes-
sen vermisst man am chinesischen Staat alles (angeblich) Wesentliche: Wahlen, 
Parteien, Opposition52, freie Presse, Demonstrationen etc. Das Interessante: Die 
Messlatte dieses Vergleichs liegt – ebenso selbstverständlich wie selbstbewusst – 
„bei uns“, im politischen System der westlichen Länder. 

Einerseits ist das die bornierte Art, in der Nationalisten immer über „das Eige-
ne“ und „das Fremde“ urteilen. Andererseits haben die westlichen Nationen ihre 
historisch besondere Art der Herrschaftsorganisation von Anfang an als univer-
selles Prinzip deklariert: Menschenrechte. Ausgerechnet diese harte Anmaßung 
wird überhaupt nicht als solche wahrgenommen – ganz im Gegenteil. Auf dem 
Feld der Menschenrechte in China (!) finden Linke und deutsche Politik ganz gut 
zusammen, auch wenn sie Verschiedenes meinen. 

Politiker in den westlichen Erfolgs-Staaten sind nämlich (im Unterschied zu Jour-
nalisten und Linken) keine Demokratie-Idealisten; das ist unschwer daran zu er-
kennen, dass sie problemlos mit Autokraten und Diktatoren zusammenarbeiten 
und, solange diese Zusammenarbeit klappt, menschenrechtliche Verbesserungen 
und bürgerrechtliche Reformen kein Anliegen ihrer Außenpolitiker und Diplo-
maten darstellen.53 

Diese Überlegung führt zur Rolle der Menschenrechtsdiplomatie im Verhält-
nis zu China. In diesem Fall hat man es mit einem Staatswesen zu tun, auf das 
die westliche Außenpolitik wenig Einfluss hat. China ist nicht eingeordnet in die 
westlichen Allianzen, steht westlichen Initiativen distanziert und frei kalkulierend 
gegenüber und verfolgt seine eigenen Anliegen „mit zunehmendem Selbstbe-
wusstsein“, wie die hiesige Presse etwas verärgert feststellt. Anders formuliert: In 
diesem Land vermisst man die üblichen Einflussmöglichkeiten für westliche Inter-

52	 So argumentieren auch Leute, die von dieser Art Demokratie ansonsten eher wenig halten 
(„Wahlzirkus“, „Volksbetrug“) und die eine Ahnung davon haben, dass all das den Geschä-
digten dieser Gesellschaft wenig nutzt.

53	 Ein aktuelles Beispiel dafür stellt Ägypten dar, in dem die gewählte Regierung Mursi 2013 
durch einen Militärputsch entmachtet und ihre Anhänger, die Muslimbrüder, durch blu-
tige Massaker mit mehreren Tausend Toten so eingeschüchtert wurden, dass (Putsch-)
General Al Sisi die anschließenden Wahlen ungefährdet für sich entscheiden konnte. Die 
demokratischen Regierungen in den USA und Deutschland hatten kein Problem damit, 
Al Sisi durch massive Waffenlieferungen zu unterstützen; in Berlin wurde er mehrmals zu 
Regierungsgesprächen empfangen. https://www.labournet.de/internationales/aegypten/
politik-aegypten/schon-wieder-war-ein-guter-freund-in-berlin-name-al-sisi-beruf-ae-
gyptischer-diktator/         
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essen. NGOs54 werden inzwischen von den chinesischen Behörden registriert und 
in ihren Aktivitäten kontrolliert; es gibt keine oppositionellen Parteien oder Grup-
pierungen, die man fördern oder bestechen könnte, um den eigenen Interessen 
Einfluss zu verschaffen, kurz: es herrscht „Betonkommunismus“. Das zu durch-
brechen und über Kanäle, wie sie in anderen Ländern üblich sind, den westlichen 
Berechnungen einen Weg in den politischen Betrieb der Volksrepublik zu bahnen 
– das ist der tiefer liegende Kern der westlichen Menschenrechts-Bemühungen. 

Davon wollen Linke allerdings nichts wissen, wenn sie sich mit ihrer Regierung 
gegen den „gruseligen“ chinesischen Staat zusammenschließen. Sie werfen der 
Politik höchstens vor, dass sie sich in ihrem Kampf für Menschenrechte mal wie-
der durch miese ökonomische Berechnungen bremsen lässt. Und die ehemals frie-
densbewegten Grünen machen mit Menschenrechts-Vorwürfen zurzeit den ideo-
logischen Vorreiter im neuen Kalten Krieg gegen die Volksrepublik. Da kommt für 
sie ganz ideal viel zusammen: Sie beweisen realpolitischen Durchsetzungswillen, 
und treten gleichzeitig im Namen höchster Werte an – gegen ein Land, das dem 
deutschen Ehrgeiz in Sachen Weltgeltung erheblich zu schaffen macht. 

c) China als neo-koloniale oder neo-imperialistische Macht  
in Afrika 

Gegen chinesische Aktivitäten in Afrika (oder anderen 3.-Welt-Ländern) wird 
mit viel Empörung festgehalten, dass Eisenbahnen, Kreditvergabe oder andere 
Bestandteile chinesischer Politik „nicht selbstlos“ seien, sondern eigenen, egoisti-
schen Nutzenkalkulationen folgen. Natürlich ist das chinesische Agieren in Afri-
ka nicht selbstlos – wieso sollte es das auch sein? Chinesische Politiker behaupten 
das übrigens auch gar nicht. Ihre Selbstdarstellung heißt: win – win, Geschäfte 
also, die für beide Seiten Gewinn bringen. Auch diese Darstellung entspricht nicht 
der Wahrheit über diesen Handel, die Ausgangslage der Beteiligten und die Ver-
teilung des Nutzens. Aber der europäische Fingerzeig auf die „nicht selbstlosen 
Chinesen“ ist schon sehr verlogen. 

54	 Es wäre ein eigenes Thema, die mehr als 7.000 (!) westlichen NGOs in China darzustellen 
und zu analysieren, darunter viele religiöse Vereine (insbesondere evangelikale US-ame-
rikanische), Menschenrechts-Organisationen, Parteistiftungen usw. Es gibt viele mit huma-
nistischen Zielsetzungen (Aids-Aufklärung, Behindertenhilfe etc.); aber natürlich auch eine 
ganze Reihe, die eindeutig mit der Zielsetzung gegründet und finanziert werden, Proteste 
in China nach dem Muster der „Farbenrevolutionen“ in Georgien, der Ukraine, Kirgisistan 
etc. zu fördern. Ein schönes Beispiel dafür hat Christian Y. Schmidt in seinem Buch „Im 
Jahr des Hasendrachen“ (Berlin 2013) vorgestellt, in dem er die Geschichte des Versuchs 
einer chinesischen „Jasmin-Revolution“ im Jahr 2011 recherchiert hat (Anhang, S. 167 ff.).
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Wie ist Afrika das geworden, was es heute ist: ein zerrütteter Kontinent? Euro-
pas Kolonialmächte haben Afrika unter sich aufgeteilt und ausgeplündert; nach 
dem 2. Weltkrieg haben die USA und Europa mit viel Gewalt für seine Ein- und 
Unterordnung unter den Weltmarkt gesorgt, dem die neu entstandenen unab-
hängigen Staaten nicht gewachsen waren und sind. Die westliche Kreditierung 
(„Entwicklungshilfe“) hat dazu geführt, dass die afrikanischen Länder hoch ver-
schuldet sind, der IWF (Internationaler Währungsfond) hat die Regierungen 
dann gezwungen, zwecks Schuldenbedienung ihre Völker noch mehr zu verar-
men, Nahrungsmittelsubventionen zu streichen etc. 

Resultat westlicher Politik in Afrika ist insofern: Keine Existenzmöglichkeiten 
für die Masse der Afrikaner (Flüchtlinge, die dann mit aller Gewalt von der „Fes-
tung Europa“ ferngehalten werden!), failed States, in denen sich um die wenigen 
verbliebenen Ressourcen geprügelt wird: Warlords, korrupte Regierungen, Bür-
gerkriege, in denen die Konflikte ethnisch oder religiös-fundamentalistisch aus-
getragen werden. 

Auf diese Lage traf das kapitalistisch gewendete China, das – ganz in der Logik 
dieses Systems – immer mehr Rohstoffe und Absatzmärkte braucht. Das organi-
sieren die chinesischen Außenpolitiker mit den Aufbauleistungen, die dafür nötig 
sind: Bahntrassen, Häfen, Straßen. Für die Afrikaner ist das nach der desaströsen 
Behandlung durch die westlichen Staaten durchaus ein gewisses „win“.

Anders gesagt: Chinas Politik für seine kapitalistischen Außenwirtschaftsinteres-
sen ist der „normale“ Imperialismus eines kapitalistischen Staats: Auch die Volks-
republik will sich nun die Welt für ihre Wachstumsinteressen zunutze machen 
– die Bedürfnisse der Leute spielen dabei nur eine Rolle, wenn sie als Mittel da-
für taugen (Arbeitskräfte, Konsumenten). Als Neueinsteiger ins globale „game“ 
operiert China dabei mit einigen finanziellen und materiellen Angeboten an die 
Länder der 3. Welt, um die etablierten Geschäftsbeziehungen „auszustechen“, und 
ist dabei sehr erfolgreich. 

Diese Analyse und Kritik des kapitalistischen Weltmarkts und seiner Konsequen-
zen ist allerdings in der deutschen Öffentlichkeit nicht sonderlich geschätzt; so-
lange es sie organisiert gegeben hat, wurde sie praktisch bekämpft. Wenn heutzu-
tage Staaten, die diese Weltordnung geschaffen haben und sie seit Jahrhunderten 
zu ihrem Nutzen ausbeuten, plötzlich Beschwerden über die „Benachteiligung 
der Afrikaner“ führen, weil andere als sie Geschäfte in Afrika machen und an 
Einfluss gewinnen – um was geht es da wohl?
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d) Hongkong

Seit mehr als einem Jahr finden in Hongkong große Demonstrationen statt, die 
von der hiesigen Öffentlichkeit mit großer Sympathie beobachtet werden. Der 
Ausgangspunkt der jetzigen Proteste war ein neues Auslieferungsgesetz im Som-
mer 2019. „Mainland“-China machte das Recht auf Auslieferung strafrechtlich 
gesuchter Chinesen aus Hongkong geltend (politische Fälle waren im ersten 
Gesetzesvorschlag explizit ausgenommen, Hongkonger Richter sollten über das 
Auslieferungsgesuch entscheiden). Der Gesetzesvorschlag zielte vor allem auf 
Straftäter, die sich durch das Absetzen nach Hongkong der Strafverfolgung auf 
dem Festland entziehen wollten und sich dabei die Autonomie-Regelungen zu-
nutze machten.55 

Die Protestierenden in Hongkong haben die vorläufige Rücknahme des Geset-
zes inzwischen mit einer Ausweitung ihrer Forderungen, bis hin zu der nach 
mehr Unabhängigkeit, beantwortet. Sie stellen damit Chinas Souveränität über 
Hongkong in Frage, werfen also eine essenzielle Gewaltfrage auf: Sie verlangen 
im Grunde die Separation ihrer Stadt aus dem chinesischen Staatsverband und 
machen das zum Programm diverser Oppositions-Parteien. 

Darauf hat die Volksrepublik mit einer deutlichen Klarstellung reagiert: Sie wird 
ihre Souveränität über Hongkong keinesfalls aufgeben und ist bereit, diesen An-
spruch mit aller dazu nötigen Gewalt durchzusetzen. Hongkong ist für sie seit je-
her unbestreitbar Teil der chinesischen Nation, was Großbritannien bei der Rück-
gabe der Insel auch völkerrechtlich anerkannt hat („Ein Land, zwei Systeme“). 
Dieser sehr prinzipiellen Begründung sind weitere nachgelagert: Hongkong ist 
mit seinen sieben Millionen Einwohnern ein Bestandteil des gesamt-chinesischen 
Wirtschaftsstandorts, dessen besondere Bedeutung für den Handel mit westli-
chen Ländern in den letzten Jahren zwar abgenommen hat, aber immer noch 
groß ist (viertgrößter Container-Umschlaghafen der Welt); zudem ist Hongkong 
einer der wichtigsten Finanzplätze in Asien, dessen Funktion (Zugang zum inter-
nationalen Finanzkapital) für chinesische Unternehmen zurzeit noch unverzicht-
55	 Man müsste in westlichen Demokratien sicher lange suchen, bis man dort einen Fall findet, 

bei dem die zentrale Staatsgewalt keinen strafrechtlichen Zugriff in ihre Provinzen hat und 
um „Auslieferung“ kämpfen muss. Ganz im Gegenteil bestehen beispielsweise die USA, 
das Mutterland der Menschenrechte, darauf, dass ihnen mit Edward Snowden und Julian 
Assange politische Gegner ausgeliefert werden müssen – und zwar nicht aus Kalifornien, 
sondern aus Russland bzw. Großbritannien. Und keiner ihrer Verbündeten, allesamt laut-
starke Verteidiger der Menschenrechte, wenn es gegen China, Russland, Iran geht, macht 
sich für diese Leute stark, die US-Spionage und US-Kriegsverbrechen aufgedeckt haben.
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bar ist. Geostrategisch wäre ein Ausscheren Hongkongs aus dem chinesischen 
Staat ein Desaster, liegt die Sonderverwaltungszone doch im Perlflussdelta und 
damit unmittelbar in der größten und profitabelsten Industriezone Chinas. Dass 
die Proteste in Hongkong von Beginn an massiv von außen, insbesondere von 
den USA, unterstützt wurden, hat die Haltung der chinesischen Regierung, sie als 
„staatsfeindlich“ einzustufen und strikt zu unterbinden, noch verstärkt. 

Größere Autonomie-Wünsche oder gar Separatismus-Vorstellungen sind inso-
fern vom Standpunkt der Regierung in Beijing aus völlig indiskutabel. Sie hat sich 
in einem „Sicherheitsgesetz“ alle rechtlichen Freiheiten gegen Demonstranten 
bzw. Oppositionsgruppen eingeräumt und inzwischen auch bereits begonnen, 
wichtige Repräsentanten einzuschüchtern. 

Soweit die Seite der chinesischen Regierung, schauen wir auf die der Protestieren-
den. Was ist das Ziel dieser separatistischen Bestrebung – wenn man sich dafür 
schon mit dem als „schrecklich“ beschworenen chinesischen Gewaltapparat anlegt? 
Wird ein gutes Leben gefordert? Grund dafür gäbe es reichlich. Denn die Lebens-
bedingungen an diesem „liberalsten Finanzplatz“ der Welt sehen nicht sonderlich 
gut aus – jedenfalls für diejenigen, die nicht viel Geld mit Handels- oder Bankge-
schäften verdienen. 20 % der Hongkonger leben unter der Armutsgrenze (das ist 

„Separatismus“ 

stellt übrigens für jeden Staat, ganz unabhängig von seiner Staatsform, einen 
Angriff auf sich, auf seine Hoheit über Land und Leute, dar; er ist eine Infrage-
stellung seines Gewaltmonopols. Auch in Demokratien steht die Zugehörig-
keit zu einem Staat nicht zur Wahl bzw. zur Abstimmung, nicht im Basken-
land, in Nordirland, in Kurdistan, Korsika oder in Katalonien. Abgesehen von 
einigen erklärenswerten Sonderfällen, in denen die Trennung von alten Staats-
zusammenhängen friedlich über die Bühne gegangen ist, ist so etwas deshalb 
normalerweise Resultat eines Kriegs oder Bürgerkriegs. 

Kleines Gedankenexperiment: Man stelle sich einmal vor, in Hamburg würden 
einige Bürger ernsthaft einen Austritt ihrer „Hansestadt“ aus der Bundesrepu-
blik Deutschland verlangen und über einen Zusammenschluss mit England 
nachdenken. Entsprechende Proteste würden von ausländischen Geheim-
diensten betreut, von England und den USA finanziell und von China diplo-
matisch unterstützt. Was wäre da wohl los?
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schlechter als in Festland-China); die Bezeichnung „Cage people“ beschreibt an-
schaulich die Wohnverhältnisse eines nicht unerheblichen Teils der Bevölkerung, 
der buchstäblich in Käfigen haust; bis 2000 (also unter britischer Herrschaft, die bis 
1997 dauerte) gab es keinerlei Altersvorsorge, erst seit 2017 gibt es eine Kranken-
versicherung, 40 % der Bevölkerung leben mit Sozialhilfe, die ebenfalls erst 2000 
eingeführt wurde; die Arbeitszeit liegt mit durchschnittlich 51,5 Stunden erheblich 
höher als auf dem Festland (44 Stunden). Der KP nahestehende Parteien fordern in 
Hongkong die Einführung eines Mindestlohns; die KP selbst ist in diesem Hort der 
Liberalität übrigens bis 2047 (Ende der Übergangsphase) verboten.

Mit all dem beschäftigen sich in der Hongkonger Protestbewegung vielleicht ei-
nige Linke; das Gros der Bewegung aber will die politische Bevormundung durch 
Beijing beenden und ist darin ganz bürger-rechtlich (und, wie man hört, teilweise 
recht rassistisch anti-chinesisch): für Freiheit, Wahlen und eben einen eigenen 
Staat Hongkong.56 Mag sein, dass das für einige Leute mit Vermögen oder Ambi-
tionen auf gutbezahlte Jobs oder auch schlecht bezahlte Karrieren vorteilhaft ist. 
Mag sein, dass das sogar ganz angemessene Forderungen für eine studentische Ju-
gend sind. Denn angesichts schlechter ökonomischer Perspektiven Hongkongs in 
einem China, das diesen Verbindungspunkt zum Westen immer weniger braucht, 
weil es zunehmend selbst über dessen alte Vorteile (Handel und Finanzmarkt) 
verfügt, erscheint es der zukünftigen Elite vielleicht tatsächlich vielversprechen-
der, wieder Teil eines britisch-amerikanischen Einfluss- oder sogar Herrschafts-
gebiets zu werden. Damit machen sie sich durchaus bewusst zum Spielball außen-
politischer Schachzüge gegen die Volksrepublik.57  

Für die große Menge der Hongkong-Bewohner gilt aber mit Sicherheit dasselbe 
wie überall auf der Welt: Ihnen ist nicht mit einem „eigenen“ Staat gedient, der 
denselben Kapitalismus etwas weniger autoritär verwaltet. Sie müssten sich für 
ihr Interesse an einem besseren Leben gegen die kapitalistische Wirtschaftsord-
nung und deren staatliche Verwalter wenden – in Hongkong ebenso wie auf dem 
chinesischen Festland.    

56	 Vgl. dazu Au Loong-Yu, Revolte in Hongkong. Die Protestbewegung und die Zukunft Chi-
nas. Berlin 2020.

57	 Großbritannien bietet Anfang Februar 2021 ca. drei Millionen Hongkongern ein von sechs 
Monaten auf fünf Jahre erweitertes Aufenthaltsrecht mit der Aussicht auf Einbürgerung an 
– begründet als Reaktion auf das „Sicherheitsgesetz“. Mit dieser gezielten diplomatischen 
Verärgerung der Volksrepublik sichert sich die ehemalige Kolonialmacht einen kleinen Ein-
spruchstitel in Hongkong-Fragen – natürlich nur aus Sorge um die geschundenen Men-
schen in ihrem ehemaligen Herrschaftsgebiet.  
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So eindeutig das Bild also auf den ersten Blick erscheint – hier das große autoritä-
re China mit Auslieferungsabkommen, Sicherheitsgesetz und prügelnder Polizei, 
dort der kleine, lebenslustige Stadtstaat, dessen Jugend sich ihrer demokratischen 
Rechte bewusst ist und sich nicht einschüchtern lässt. Wer wäre da nicht auf Sei-
ten des mutigen kleinen David? – so sehr liegt es eigentlich daneben. Eher zeigt 
sich ein weiteres Mal, dass Separatismus nicht mit Sozialismus zu verwechseln 
ist …




